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Entwicklung der Bautätigkeit der BIG BIG: Konjunkturbelebungspaket II 

Bund 2013/5 

Bau-Offensive für Österreichs Universitäten 

5 (I) In einem Programm des damaligen BMBWK im Jahr 2005 waren 
für die Universitäten im Zeitraum 2007 bis 2009 zusätzliche Geld­
mittel in einer Höhe von rd. I Mrd. EUR vorgesehen. Davon entfIelen 
rd. 529 Mio. EUR (Basis Errichtungskosten netto) auf die Modernisie­
rung der Gebäude (Generalsanierung der österreichischen Universi­
täten). Es waren Projekte an allen Universitätsstandorten in Österreich 
vorgesehen. Rund 1 19,0 Mio. EUR waren beispielsweise für die Tech­
nische Universität Wien, rd. 96,7 Mio. EUR für die Universität bzw. 
Medizinische Universität Innsbruck budgetiert. 

(2) Lediglich zwei Projekte fanden Eingang in das Konjunkturpaket 11. 
Ein Bauvorhaben für die Universität Graz, Universitätsplatz I (Che­
mie) mit rd. 30,7 Mio. EUR war ursprünglich mit 6,66 Mio. EUR in 
der Bau-Offensive für Österreichs Universitäten enthalten. Die Wirt­
schaftsuniversität Wien (WU Wien) als größtes Teilprojekt des Kon­
junkturpakets 11 war mit rd. 62,04 Mio. EUR als Generalsanierungs­
projekt Bestandteil des Programms. Durch die Entscheidung, einen 
neuen Campus für die WU Wien zu bauen, erhöhte sich der Projekt­
umfang auf rd. 492 Mio. EUR. Das nunmehr in Umsetzung befmdliche 
Neubauprojekt WU Wien erreichte zum 3 1 .  Dezember 2010 einen Auf­
t.ragswert von rd. 1 7 5,68 Mio. EUR. 

(3) Das in die Gebarungsüberprüfung des RH einbezogene Neubau­
projekt des Institutsgebäudes für Technische Chemie (Lehartrakt) der 
TU Wien war Teil der Bau-Offensive für Österreichs Universitäten. 

Für sämtliche Projekte am Standort Wien, Getreidemarkt 9, der TU Wien 
waren zu dieser Zeit rd. 80,58 Mio. EUR im Bauprogramm vorgesehen. 

Bauprogramm Justiz 

6 Das BMJ erstellte im November 2008 ein Bauprogramm für die 
Jahre 2010 bis 201 3 .  Es waren Projekte mit einem Gesamtbauvolu­
men (Errichtungskosten) von 21 5,50 Mio. EUR vorgesehen. Deren größ­
tes, das Justizzentrum Baumgasse, erreichte ein Kostenvolumen von 
100,0 Mio. EUR; für die Justizanstalt Salzburg waren beispielsweise 
30,0 Mio. EUR veranschlagt. Ein Teil der aufgelisteten Bauvorhaben 
fand Eingang in das Konjunkturpaket der BIG. Von den insgesamt 
neun Projekten des Konjunkturpakets 11 der BIG waren Ende 2010 
folgende drei in der Bauphase: Sanierung Bezirksgericht, Polizei und 
Vermessungsamt Baden (2,5 Mio. EUR), Neubau Justizzentrum Kor-
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neuburg (76,8 Mio. EUR) sowie Sanierung Bezirksgericht Graz-Ost 
(6,2 Mio. EUR). 

7 Ausgehend vom Zusammenbruch einer Investmentbank in den USA 
und dem Beginn der Finanzmarktkrise trübten sich Ende 2008 auch 
die Aussichten für die Realwirtschaft in Österreich ein. Nach einem 
Anstieg des realen BIP im Jahr 2007 um + 3,7 Ofo erreichte das Wachs­
tum im Jahr 2008 einen durchschnittlichen Wert von + 1 ,4 Ofo. Im letz­
ten Quartal 2008 sank die Wirtschaftsleistung auf - 1 ,4 Ofo. Die ersten 
drei Quartale 2009 zeigten mit - 5,5 Ofo, - 6,0 Ofo und - 3,9 Ofo einen 
starken Rückgang der Wirtschaftsleistung. Für das Jahr 2009 ergab 
sich daher ein Minus von 3,8 Ofo des BIP. Im Jahr 2010 wuchs das reale 
BIP gegenüber dem Vorjahr um + 2,3 Ofo (Stand Juli 2012) .  

Abbildung I: EntwickJung des realen BIP  zwischen 2003 und 2011 

Veränderung zum Vorjahr i n  % 
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Quelle: Statistik Austria, WlFO, Oesterreichische Nationalbank (Stand: Juli 2012) 
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Konjunkturpakete 2008 81G: Konjunkturbelebungspaket II 

Die Bundesregierung entschied im vierten Quartal 2008, Maßnahmen 
zur Stärkung der Wirtschaft und Belebung der Konjunktur zu setzen. 

Konjunkturpaket I 8 Das Konjunkturpaket I für die Jahre 2009 und 2010 umfasste ein jähr­
liches Gesamtvolumen von rd. I Mrd. EHR und setzte sich wie folgt 
zusammen: 

- 105 Mio. EUR jährliche budgetwirksame Ausgaben, 

- 500 Mio. EUR Kredite und 

- 400 Mio. EUR Haftungen. 

Die Bundesregierung beschloss am 22. Oktober 2008 im Min isterrat 
das Konjunkturpaket I . 

Tabelle 1: Maßnahmen des Konjunkturpakets 1 

Mittelstandsfonds (Austria Wirtschaftsservice GmbH) 

Drittmittelkredite Klein- und Mittelunternehmen sowie F&E-Mittel 
( Europäische 1nvestitionsbank) 

zinsgünstige ERP-Kredite 

Erhöhung des Haftungsrahmens des Austria Wirtschaftsservice 

In ternati onalisierungsoffensive 

Kreditanstalt für Wiederaufbau 
Darlehen für Energie und Energieeffizienz 

Erhöhung der staatlichen Förderung beim Bausparen 

Infrastrukturmaßnahmen ÖBB budgetwirksame Zahlungen 

Breitbandoffensive 

Quelle: Ministerratsbeschtuss vom 22. Oktober 2008 

Bund 201 3/5 

2009 2010 

in Mio. EUR 

40 40 

200 200 

200 200 

400 400 

25 25 

100 100 

20 20 

10 20 

10 
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Konjunkturpaket II 
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Zusätzlich sah die Bundesregierung für Infrastrukturmaßnahmen der 
ÖBB und ASFINAG für den Zeitraum 2009 bis 201 2 Investitionen von 
rd. 900 Mio. EUR Ueweils 225 Mio. EUR jährlich) vor. Davon waren 
Zahlungen von 90 Mio. EUR gemäß Ministerratsbeschluss budget­
wirksam. 

9 Am 23. Dezember 2008 beschloss die Bundesregierung im Minister­
rat das Konjunkturpaket H. I n  diesem Paket waren neben der Investi­
tionsoffensive im Bundeshochbau ("BIG-Offensive") auch regionale 
Beschäftigungsprogramme, die vorzeitige/degressive Abschreibung, die 
thermische Sanierung von Betriebs- und Wohngebäuden durch pri­
vate Personen und Unternehmen, die Erhöhung der Forschungsförde­
rung sowie das verpflichtende, kostenlose Kindergartenjahr enthalten. 

Das damalige B MWA beauftragte im ersten Halbjahr 2009 zwei Wirt­
schaftsforschungsunternehmen mit der Untersuchung der "gesamt­
wirtschaftlichen Auswirkungen der Konjunkturpakete I und 1I sowie 
der Steuerreform 2009". Die Studien kamen zum Ergebnis, dass die 
gesetzten Maßnahmen in den nächsten beiden Jahren einen kumu­
lierten Anstieg des realen BlP um mehr als zwei Prozent bewirken 
werden. Weiters führten die Autoren einer Untersuchung aus, dass der 
quantifIzierte Anstieg des BfP nur unter der Bedingung einer vollstän­
digen Umsetzung sämtlicher Maßnahmen erreicht werde. Ein flächen­
deckendes Monitoring des Umsetzungsgrads der Maßnahmen führte 
das BMWFJ nicht durch. 

Tabelle 2 :  Maßnahmen des Konjunkturpakets II  

vorzeitige/degressive Abschreibung 

BrG-Offensive 

thermische Sanierung (Privatbereich) 

zusätzliche F&E-Mittel 

regionale 8eschäftigungsprogramme 

verpflichtendes, kostenloses Kindergartenjahr 

Quelle: Ministerratsbeschluss vom 23. Dezember 2008 

2009 2010 

in Mio. EUR 

230 

355 520 

100 

50 50 

75 75 

70 70 
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Konjunkturpakete 2008 

Struktur des Kon­

junkturpakets Ir -

Investitionsoffensive 

im Bundeshochbau 

Bund 2013/5 

BIG: Konjunkturbelebungspaket 11 

10 Basis für die Maßnahmen und Projekte der Investitionsoffensive im 
Bundeshochbau für die Jahre 2009 und 2010 bildete eine kurzfris­
tig beauftragte Ausarbeitung der BIG vom 5. November 2008. Da 
in der BIG zu diesem Zeitpunkt keine mehrjährige Investitionspla­
nung vorlag, legte sie jene Projekte, deren Planungen entsprechend 
weit fortgeschritten und daher kurzfristig vorziehbar waren, dem Pro­
grammvorschlag zugrunde. Die BIG bezog demgemäß Projekte aus den 
bestehenden Programmen der Ressorts ein und schlug einen Betrag 
von 875 Mio. EUR (baurelevante Beträge netto) vor. Dabei entfIel auf 
das Jahr 2009 ein Betrag von 3 5 5  Mio. EUR und auf das Jahr 2010 
einer von 520 Mio. EUR. 

Diese Beträge wurden in drei Maßnahmenkategorien aufgeteiiI: 

- Neubau oder Generalsanierungen (495 Mio. EUR) ; 

- thermische Sanierungsmaßnahmen (300 Mio. EUR); 

- Instandhaltungsmaßnahmen (80 Mio. EUR). 

Im Einzelnen stellte sich die Aufteilung der Mittel wie folgt dar: 

Tabelle 3: Investitionen Bundeshochbau 

2009 2010 

NeubaujGeneralsanierung 

thermische Sanierung 

Instandhaltung 

Quelle: Ministerratsbeschluss vom 23. Dezember 2008 

in Mio. EUR 

170 

150 

35 

325 

150 

45 

Zielsetzung war, Projekte, deren Notwendigkeit unbestritten war und 
die aufgrund des Stands der Projektvorarbeiten umsetzungsreif waren, 
vorzuziehen. Die BIG erklärte sich bereit, bei soichen Projekten Konsu­
lenten (z.B. für die Örtliche Bauaufsicht) auch schon vor dem Abschluss 
der Mietverträge mit den Ressorts zu beauftragen. Damit sollte der Pro­
jektstart vorverlegt werden können. 
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Konjunkturpakete 2008 

Entwicklung des 
Umsetzungsgrads des 
BrG-Bauprogramms 

Allgmeines 

11 Die BIG berichtete ab Februar 2009 monatlich über den Umsetzungs­
grad des Bauprogramms. Die Berichte teilten die Maßnahmen in drei 
Kategorien auf: Maßnahmen zur thermischen Sanierung, Instandhal­
tung sowie Neubau/Generalsanierung. Die Abbildung zeigt die Auf­
tragssummen je Halbjahr. 

Abbildung 2: Umsetzung Konjunkturpaket n Bundeshocbbau 

in Mio. EUR 

250 
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50 

o 
2008 1. Halbjahr 2009 2. Halbjahr 2009 1. Halbjahr 2010 2. Halbjahr 2010 1. Halbjahr 2011 

• Neubau/Generalsanierung 

• Instandhaltung 

• Thermische Sanierung 

Quelle: BIG 

130 

Wie die Abbildung zeigt, wurden bereits ab dem zweiten Halbjahr 2008, 
also bereits vor Start des Konjunkturpakets [I, Aufträge dem Konjunk­
turpaket zugerechnet. Ende 2009 belief sich die Auftragssumme auf 
rd. 241 Mio. EUR; zum Ende 2010 - das heißt, bis zum Ablauf des 
Programmzeitraums im engsten Sinn - waren Aufträge mit einem 
Gesamtwert von rd. 624 Mio. EUR vergeben. Die Aufträge erreichten 
allerdings bis Mitte 201 1  ein Gesamtvolumen von rd. 766 Mio. EUR. 
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Konjunkturpakete 200B BIG: Konjunkturbelebungspaket 11 

Bund 201 3/5 

Der Umsetzungsgrad der ßaumaßnahmen wird nachfolgend je Maß­
nahmen kategorie dargestellt2. 

Neubau/Generalsanierung 

12.1 Die InvestitionsorFensive im Bundeshochbau (Konjunkturpaket 11) sah 
für die Jahre 2009 und 2010 für den Bereich Neubau/Generalsanie­
rung eine Investitionssumme von 495 Mio. EUR vor. Der Großteil die­
ses Betrags (325 Mio. EUR) war als Zielwert für das Jahr 2010 vor­
gesehen. Die 58 Bauvorhaben umfassende Projektliste setzte sich aus 
Schul-, Universitäts- sowie Büro- und Spezialimmobilienprojekten 
zusammen. 

Ende 2010 waren Aufträge von insgesamt rd. 462,20 Mio. EUR verge­
ben. Die Rechnungssumme der abzuwickelnden Projekte erreichte zum 
3 1 .  Dezember 2010 einen Wert von rd. 203,83 Mio. EUR. Im Juni 201 1 
betrug der Wert der Auftragsvergabe insgesamt rd. 588,44 Mio. EUR. 

12.2 Der RH stellte fest, dass bereits bei der Zusammenstellung des Kon­
junkturpakets Projektvorbereitungszeiten mitberücksichtigt wurden. Er 
sah in der Mittelfristplanung der zu realisierenden Bauprojekte eine 
geeignete Basis, um möglichst rasch konjunkturbelebende Maßnahmen 
setzen zu können. Er zeigte auf, dass der Ziel wert von 495 Mio. EUR 
erst im ersten Halbjahr 201 1 erreicht bzw. sogar übertrofFen wurde. 

Instandhaltung 

13.1 Die BIG hatte für vorgezogene Instandhaltungsmaßnahmen in den 
Jahren 2009 und 2010 einen Betrag von insgesamt 80 Mio. EUR del'l­
niert. Zum Ende der Laufzeit des Konjunkturpakets 11 vergab die BIG 
in diesem Segment AuFträge mit einem Gesamtwert von rd. 76,56 Mio. 
EUR. Die Rechnungssumme erreichte zum Stichtag 3 1 .  Dezember 2010 
einen Wert von rd. 69, 1 6  Mio. EUR. Im Juni 201 1  erreichten die ver­
gebenen Aufträge einen Wert von rd. 77,50 Mio. EUR. 

13.2 Der RH stellte fest, dass die BIG im Bereich Instandhaltung ihr Ziel 
nicht zur Gänze erreichte. 

13.3 Laut Stellungllahme der BIG ulllI des BMWFJ habe die BIG zum KOIl­
junkturpaket stets "brutlo " berichtet. Da die Zielwerte des KOlljullklur­
pakets seinerzeit in Korrelation zum Rechnungswesen der BIG ermittelt 

2 alle EUR-ßcträgc netto 
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worden seien, sei bei der Instandhaltung auch ein Bruttowert angesetzt 
worden (Folge der "unechten Umsatzsteuerbejreiung" gemäß Umsatz­
steuergesetz bei den Bestandsgebäuden). Aus Sicht des BMWFJ habe 
die BIG daher Ende 2010 die Ziele des Konjunkturpakets II bei der 
Instandhaltung bereits übereifiillt. 

Wesentlich sei auch, dass das Konjunkturpaket neben einer sofortigen 
positiven psychologischen Wirkung für die gesamte Bauwirtschaft zu 
einer über die Jahre 2009 und 2010 hinaus wirkenden Baukonjunk­
turbelebung gefuhrt habe. 

13.4 Der RH zog im Gleichk.lang zur Darstellung der BIG selbst bei den Neu­
bau- und Sanierungsprojekten auch für die Instandhaltungsprojekte 
die baurelevanten Nettobeträge zur Feststellung der Zielerreichung 
heran. Diese Projekte waren im Programmvorschlag der BIG ebenfalls 
mit Nettobeträgen ausgewiesen (TZ 10). 

Thermische Sanierung 

14.1 Im Bereich der thermischen Sanierung sah die BIG einen Zielwert für 
Investitionen von 300 Mio. EUR (gleichmäßig auf beide Jahre verteilt) 
vor. Bereits im Jahr 2009 erkannte sie, dass die einzelnen Ressorts sehr 
zurückhaltend auflnvestitionsvorschläge für thermische Sanierungen 
reagierten. 

Die BIG kontaktierte daher nochmals die Bundesministerien und 
erhöhte ihren eigenen Finanzierungsanteil für die Maßnahmen. Zum 
Stichtag 3 1 .  Dezember 2010 erreichte das Volumen der Aufträge einen 
Wert von rd. 85, 10 Mio. EUR; die Rechnungssumme der bereits abge­
rechneten Aufträge belief sich auf rd. 6 1 ,44 Mio. EUR. Im Juni 201 I 
erreichten die vergebenen Aufträge einen Wert von rd. 99,62 Mio. EUR. 

14.2 Der RH kritisierte, dass im Bereich der thermischen Sanierung die 
Umsetzung weit hinter den Zielvorgaben blieb. Er empfahl der BIG 
und dem BMWFJ, die Gründe zu untersuchen sowie Maßnahmen zu 
setzen bzw. Anreizsysteme zu schaffen, um für eine größere Akzep­
tanz der thermischen Sanierung von B undeshochbauten zu sorgen. 

14.3 Laut Stellungnahme des BMWFJ sei im Rahmen der thermischen Sanie­
rung für 2009 und 2010 ein baurelevantes Volumen von jeweils rd. 
150 Mio. EUR angestrebt worden. Das ursprünglich von der BIG vor­
geschlagene Modell hätte darauf abgestellt, dass die Refinanzierung 
zu zwei Dritteln durch zusätzliche Mieten und zu einem Drittel durch 
Energieeinsparungen erfolge. Bei diesem Modell seien die Maßnahmen 
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Konjunkturpakete 2008 

Bund 2013/5 

BIG: Konjunkturbelebungspaket 11 

zur thennischen Sanierung schon im Sommer 2009 weit hinter den 
Erwartungen zurückgeblieben. 

Ab Herbst 2009 habe die B1G allen Ressorts die Übernahme von 30 % 
der Investitionskosten für rein thermische Sanierungen angeboten. 
Von diesem Angebot hätten die Ressorts in unterschiedlichem Umfang 
Gebrauch gemacht. Insgesamt sei der Jahresgewinn in Höhe von rd. 
48 Mio. EUR für die Stütwng bzw. Durchführung zusätzlicher tller­
mischen Maßnahmen umgesetzt worden. 

Es sei beabsichtigt, eine Analyse durchzufüliren, um Anreize zu setzen, 
damit die Bundesmieter vermehrt Maßnahmen zur Verbesserung der 
Energieeffizienz sowie innovativer Bautechniken bei der BIG bestellen. 

Kostentragung/Finanzierung der einzelnen Maßnahmen 

15.1 Die Kostentragung der Maßnahmen aus dem BIG-Konjunkturpaket 
erfolgte nach drei unterschiedlichen SzenarienJ. 

- Der Bereich Neubau/Generalsanierung wurde durch Kostenmieten 
(mit Zahlungen ab Übergabe der Gebäude) der einzelnen Mieter 
(Bundesministerien) aus dem laufenden Bundesbudget getragen. 

- Die Kosten für Instandhaltungsmaßnahmen trug die BIG. 

- Der Bereich der thermischen Sanierung hatte - wie bereits darge­
stellt - mit Umsetzungsproblemen zu kämpfen. Das BMWFJ ent­
schied daher als AJleingesellschafter der BIG mit Gesellschafterbe­
schluss vom 28. Mai 2010, den Jahresüberschuss 2009 in Höhe von 
rd. 47,7 Mio. EUR für Maßnahmen der thermischen Sanierung zu 
verwenden. Von diesem Betrag flossen rd. 9,63 Mio. EUR in Pro­
jekte des Konjunkturpakets n für den Bereich thermische Sanierung. 

J siehe auch Bericht des RH. Reihe Bund 2012/6, TZ S Konjunklurpakct 
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Konjunkturpakete 2008 

Tabelle 4: Kostentragung Konjunkturpaket Il 

Maßnahme Finanzierungsform Finanzierungsträger Auftrags- davon BIG 
summe (netto) 

2010 
(netto) 

in Mio. EUR 

Neubau/Generalsanierung Miete Bundesministerien 462,20 

Instandhaltung Instandhaltungsaufwand BIG 76,56 76,56 

thermische Sanierung Gewinnverwendung 2009 BIG/Bundesministerien 10,46 9,63 

Instandhaltungsaufwand BIG 1,74 1,74 

Finanzierungszuseh uss/ BIG (30 Ofo)/Bundes-
72,90 21,87 Miete ministerien (70 Ofo)' 

aufgrund fehlenden Datenmaterials der BIG wurde die Auf teilung gemäß dem in der Schlussbesprechung bestätigten 
Verhältnis vorgenommen 

Quelle: RH 
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Bis Ende 2010 fIel infolge der Umsetzung der Maßnahmen des Kon­
junkturpakets ein zusätzlicher Zinsaufwand für die Jahre 2009 und 
2010 von insgesamt 10,4 Mio. EUR an. 

15.2 Der RH zeigte auf, dass für die Investitionsoffensive im Bundeshoch­
bau keine zusätzlichen Budgetmittel zur Verfügung gestellt wurden. 
Die Neubau-/Generalsanierungs-Projekte müssen in den Folgejahren 
aus den Ressortbudgets bedeckt werden. 

Entwicklung der Bauinvestitionen der BIG bis 201 5  

16.1 Die Bauausgaben der BIG erreichten in den Jahren 2006 bis 2008 
einen Wert zwischen rd. 309 Mio. EUR und rd. 372 Mio. EUR (Inves­
titionssummen grundSätzlich netto; Anteile für Instandhaltung und 
thermische Sanierung enthalten auch Teil-Bruttowerte einschließlich 
abzugsfahiger Vorsteuer). Im Jahr 2009 beliefen sich die Bauausga­
ben auf rd. 5 1 6,70 Mio. EUR. Im zweiten Jahr des Konjunkturpakets n 
tätigte die BIG Bauausgaben in der Höhe von rd. 635,80 Mio. EUR. 
Die Fünfjahresplanung der BIG zeigte für den Zeitraum 201 1  bis 
201 5  - d.h. nach Ende der Laufzeit des Konjunkturpakets 11 - Plan­
werte für die Bauausgaben zwischen rd. 454,80 Mio. EUR (2014) und 
rd. 684,90 Mio. EUR (201 1 ). 
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Konjunkturpakete 2008 BIG: Konjunkturbelebungspaket II 

Abbildung 3 :  Jährliche Bauausgaben BIO 2006 bis 2015 
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Bund 201 3/5 
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16.2 Der RH stellte fest, dass der Vorzieheffekt des Konjunkturpakets laut 
Bauprogramm der BIO zu keiner Abschwächung der Bauausgahen in 
den Folgejahren führen wird. 

16.3 Laut Stellungnahme des BMWFJ liege es in der Na/ur des BIG-Modells, 
dass die Bundesmieter die BIG mit der Durchführung /Ion Baumaß­
nahmen beauftragen würden. Diese Beauftragung erfolge gemäß dem 
Bedarf der einzelnen Mieter und nach Maßgabe der bUllgctären Mög­
lichkeitcn. Konjunkturprogramme zur Ankurbelung bzw. kontinuier­
lichen Auslastung der Bauwirtschaft würtlen vom BMWFJ ZI/lar ange­
regt, ihre Umsetzung bedürfe jedoch eines brei/en Konsenses innerhalb 
der Bundesregierung. 

Laut Stellungnahme der BIG errichte sie Projekte entsprechellli dem 
Bedarf und der Bestellung der Mieter. Bei der baulichen Umsetzung 
sowohl der Projekte als auch der notwcndigen Instandhal/'ungsleis­
tungen in ihren Projekten sei sie bemüht, diese einerseits so rasch wie 
möglich zu realisieren und andererseits cine gleichmäßige Auftrags­
auslastung über lias Jahr, auch im Interesse der damit vcrbundcnen 
Angebotspreisc, Z1I erreichen. 
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Konjunkturentwicklung - Bau 

17.1 Die Entwicklung im Bauwesen wird anhand der ÖNACE4 - abge­
setzte Produktions gemessen. Die folgende Abbildung zeigt, dass eine 
Abschwächung der abgesetzten Produktion in den Jahren 2009 und 
2010 nicht festgestellt werden konnte. Der Kurvenverlauf spiegelt die 
in der Bauwirtschaft übliche Winterpause und das damit verbundene 
schwache erste Quartal in jedem Kalenderjahr wider. Maßgebend für 
eine Bestandsaufnahme der Entwicklung im Bundeshochbau ist der 
Kurvenverlauf - Bau von Gebäuden. Eine isolierte Betrachtung bzw. 
Kenngrößen für den öffentlichen Hochbau existieren nicht. 

Abbildung 4: Konjunkturentwicklung Bau i n  Österreich 

abgesetzte Produktion 
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Quelle: WIFO 
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4 Österreichische Fassung der NACE; 
NACE: Statistische Systematik der Erfassung der Wirtschaftszweige in der Europäischen 
Gemeinschaft 

5 Im Berichtszeitraum vom produzierenden Betrieb (Branche) veräußerte Güter und Leis­
tungen ohne Umsatzsteuer 

Bund 2013/5 

III-18 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdok. T3 (gescanntes Original)12 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Konjunkturpakete 2008 BIG: Konjunkturbelebungspaket II 

Ein Vergleich des Produktionsindex für das gesamte Baugewerbe zeigt, 
dass die Produktionsindices der 17 Mitgl iedstaaten der Euro-Zone und 
der EU-Mitgliedstaaten (EU 27) wesentlich stärker zurückgingen als 
in Österreich. 

Abbildung 5: Produktion Baugewerbe - In ternationaler Vergleich 2007 bis 20 1 1  
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17.2 Der RH stellte positiv fest, dass die Kennwerte für die abgesetzte Pro­
duktion (Bau von Gebäuden) im Zielzeitraum des Konjunkturpakets 11 
keine Abschwächung zeigten. Auch lag die Entwicklung des Produk­
tionsindex für das Baugewerbe in Österreich, verglichen sowohl mit 
dem EU-Wirtschaftsraum als auch mit der Euro-Zone über den Ver­
gleichswerten. Gemessen an diesen Kennwerten konnte die Investiti­
onsoffensive im Bundeshochbau als erfolgreich eingeschätzt werden. 

Er betonte aber, dass neben dem Konjunkturpaket 11 der BIG noch 
andere Maßnahmen der Konjunkturpakete eine stimulierende Wirkung 
auf die Baukonjunktur ausübten (siehe TZ 8 und TZ 9). Eine Quanti­
flZierung der Wirkung der Anteile der BIG am Konjunkturpaket 11 auf 
die Produktion des gesamten Baugewerbes war aufgrund der mangeln­
den Tiefenschärfe der Kennwerte (keine Unterscheidung zwischen pri­
vatem bzw. öffentlichem Hochbau) nicht möglich. 
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Wirkungen des Konjunkturpakets 1 1  

18.1 Die BIG berichtete zwar in Quartalsberichten über den Umsetzungsgrad 
ihres BIG-Konjunkturpakets, das BMWFJ führte jedoch kein Monito­
ring über sämtliche Maßnahmen des Konjunkturpakets durch. Infor­
mell existierten zwar Dokumente, welche die einzelnen Maßnahmen 
auflisteten und den Umsetzungsgrad der Maßnahmen dokumentierten, 
es erfolgte aber kein Soll-1st-Vergleich über den Umsetzungsgrad der 
einzelnen Maßnahmen des Konjunkturpakets 1I. 

18.2 Der RH kritisierte, dass das BMWFJ nach der durchgeführten ex-ante 
Modellsimulation (siehe TZ 9) keine ex-post Evaluierung durchgeführt 
hatte. Er empfahl dem BMWFJ, den U msetzungsgrad der Maßnahmen 
des Konjunkturpakets 11 zu dokumentieren und an hand einer mög­
lichst detaill ierten Darstellung die Wirkung (z.B. für Kostenmieten der 
Ressorts sowie der BIG-Finanzierungskosten) der einzelnen Maßnah­
men zu evaluieren sowie deren Auswirkung auf zukünftige budgetäre 
Belastungen darzustellen. Im Sinne eines Best-Practice könnten damit 
durch etwaige Veränderung der Gewichtungen zwischen den EinzeI­
maßnahmen zukünftige Konjunkturmaßnahmen treffsicherer gewählt 
werden. 

18.3 Laut Stellungnahme des BMWFJ habe die BIG monatlich über den 
Umsetzungsgrad der BIG-Offensive im Rahmen des Konjunkturpa­
kets II berichtet. Eine Evaluierung der konjunkturrelevanten Wirkung 
jeder einzelnen Maßnahme sei auJgrund deren Vielzahl und der Ver­
knüpfung mit anderen Maßnahmen nicht möglich. Eine Erfassung der 
budgetmäßigen Auswirkungen jeder einzelnen Maßnahme durch das 
BMWFJ wäre nur mit einem großen Aufwand möglich, wobei auJgrund 
ihrer Verknüpfung mit anderen Einflussparametern erhebliche Unschär­
Jen unvermeidbar wären. Da zudem keine unmittelbaren Erkenntnis­
gewinne .für künftige Entscheidungen ersehen werden könnten, sei im 
Sinne einer Kosten/Nutzenrelation vom BMWFJ eine solche Auswertung 
nicht vorgenommen worden. Für die Budgetsteuerung sei die Gesamt­
entwicklung der Mieten bzw. Raumkosten der Ressorts ausschlagge­
bend, die eben in den Ressortbudgets abgebildet würden. 

18.4 Der RH entgegnete dem BMWF J, dass das damalige BMWA im ersten 
Halbjahr 2009 bereits zwei Wirtschaftsforschungsunternehmen mit 
der Untersuchung der gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen der Kon­
junkturpakete [ und n sowie der Steuerreform 2009 beauftragte. Eine 
ex-ante Abschätzung der zu ergreifenden Maßnahmen war damit 
bereits erfolgt. Eine nachfolgende ex-post Evaluierung zur Analyse 
der Treffsicherheit der Maßnahmen erachtete der RH für zweckmäßig, 
um zukünftig die Gewichtung und Auswahl der Maßnahmen zielge-
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richteter durchführen zu können. Die bei dieser ex-post-Evaluierung 
in Kauf zu nehmenden Unschärfen würden - wie bei der ex-ante­
Simulation - mit Fehlerkorrekturansätzen berücksichtigt und hätten 
- aufgrund dieses Ansatzes - eine aussagekräftige Bewertung der 
konjunkturbelebenden Maßnahmen ermöglicht. 

Neubau des Institutsgebäudes für Technische Chemie der TU Wien; Lehartrakt 

Projektbeschrei bung 

Projektch ronologie 

Bund 201 3/5 

19 Die BIG errichtete in den Jahren 2007 bis 2010 im Rahmen des res­
sortspeziflschen Bauprogramms .Generalsanierung der österreich ischen 
Universitäten"6 ein neues Forschungs- und Lehrgebäude für die Fakul­
tät für Technische Chemie derTU Wien in Wien-Mariahilf als Niedrig­
energiehaus (Lehartrakt). 

Das achtgeschoßige Laborgebäude - davon zwei Tiefgeschoße - war 
Teil des mehrstufIgen Phasenplans einer funktionell geordneten, wirt­
schaftlich konzipierten und stadträumlich befriedigenden Gesamtlö­
sung für die Fakultät für Technische Chemie. 

Der Lehartrakt bietet seit 30. September 2010 Räumlichkeiten vor allem 
für die Forschung für rd. 100 Wissenschafter und 700 Studierende; rd. 
60 Ofo der Nutzfiäche des Gebäudes sind Laboratorien. Die BIG plante 
Errichtungskosten von 38,21 Mio. EUR. Die Kostenprognose zum Bau­
ende lag mit 35,76 Mio. EUR darunter; aufgrund offener Streitigkeiten 
zwischen der BIG und einigen Auftragnehmern der Baurnaßnahmen 
lag zum Ende der Gebarungsüberprüfung vor Ort noch keine Endab­
rechnung vor. 

20 (I)  Die Projektplanung geht bis ins Jahr 1 984 zurück und lag damals 
noch im Aufgabenbereich der Bundesbaudirektion Wien. Mit der Aus­
gliederung des Bundeshochbaus erhielt die BIG im Jahr 1 997 das 
Fruchtgenussrecht am gesamten Areal des Getreidemarkts. Nach Durch­
führung einer Variantenstudie - Neubau im Vergleich zu einer Sanie­
rung des Altbestands - schlossen die BIG und das damalige BMWV 
im darauffolgenden Jahr eine Vereinbarung über die Erstellung von 
Mietvertragsangebotsunterlagen ab; aus fInanziellen Gründen kam 
kein Vertrag zustande. 

Als im Jahr 2007 absehbar war, dass der Neubau Lehartrakt realisiert 
werden sollte, schloss man erneut eine Vereinbarung über die Erstel­
lung von Mietvertragsangebotsunterlagen ab, in der auch fIxiert wurde, 
6 Bau-Offensive ruf Österreichs Universitäten "Neue Standorte. bessere Ausbildung mit 

modernerer Ausstaltung�. Programm Für die Jahre 2007 bis 2009 
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dass mit dem Baugrubenaushub, der Altlastensanierung und der Bau­
grubensicherung umgehend begonnen werden sollte. Am 1 9. Novem­
ber 2007 erfolgte der Spatenstich. Die Vertragspartner unterzeichne­
ten den Mietvertrag im April 2008. 

Nach der vorläufigen Fertigstellung der Baugrubensicherung und des 
Baugrubenaushubs mit 1 2 .  März 2008 kam es bis zum Beginn der 
Baumeisterarbeiten am 7. Juli 2008 zu einer - schon in der Planung 
berücksichtigten - Unterbrechung der Bauarbeiten, weil Sondertrans­
porte zur Baustelleneinrichtung von den Behörden nicht genehmigt 
wurden? Die BIG nutzte diese Zeitspanne für notwendige Planungs­
arbeiten. Der geplante Baufertigstellungstermin (30. Juni 2010) ver­
schob sich zwar auf den 28. Juli 2010, das Gebäude konnte dem Mieter 
jedoch zeitgerecht vor Beginn des Wintersemesters 2010/201 1 über­
geben werden. 

(2) Nachstehend sind die wichtigsten Ereignisse im Zusammenhang 
mit der Errichtung des Lehartrakts zusammengefasst. 

7 Aufgrund der zeitgleich stattfindenden Fußball Europameisterschaft wurden keine 50n­
dertransponc genehmigt, was der BIG bereits vor der Unterbrechung bekannt war. 
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Tabelle 5: Projektchronologie 

1984 Die Bundesbaudirektion Wien wählt in einem Wettbewerb einen Architekten 
für die Umsetzung der Planung der gemeinsamen Unterbringung der ehemie­
und Maschinenbaufakultät auf dem Getreidemarkt. 

1989 Planungsauftrag der Bundesbaudirektion Wien unter dem Titel "ehernietrakt 
2. Bauabschnitt" an den Architekten für u.a. Umbauten, Zubauten und 
Ergänzungen am Lehartrakt 

1995 Übertragung des Fruchtgenussrechts für Teile des Areals Getreidemarkt und 
damit verbunden auch die Finanzierung der Neuerrichtung des Bauteils 
"ehernietrakt 2. Bauabschnitt" (ohne Lehartrakt) an die BrG 

1996 Freigabe des Raum- und Funktionsprogramms durch das damalige BMWFK 

1997 Übertragung des Fruchtgenussrechts am gesamten Areal Getreidemarkt und 
damit auch am Lehartrakt 

1998 Entscheidung für einen Neubau und Abschluss einer Planungsvereinbarung 
mit dem damaligen BMWV 

2001 Abriss Altgebäude 

19. November 2007 Spatenstich 

14. April 2008 Antrag Geschäftsführung an Aufsichtsrat für Abschluss Mietvertrag 

14. April 2008 Abschluss Mietvertrag 

25. April 2008 Umlaufbeschluss (Genehmigung Mietvertrag) zum Mietvertrag 

7. Juli 2008 Baubeginn Baumeisterarbeiten 

3. Juni 2009 Dachgleiche (Fertigstellung Rohbau) 

Wintersemester 2010/2011 Vollbetrieb des neuen Lehartrakts 

Quelle: RH 

Mietvertrag Abschluss des Mietvertrags 

21.1 Die BIG und die TU Wien schlossen im April 2008 den Mietvertrag 
über ein neu zu errichtendes Forschungs- und Lehrgebäude mit einer 
geplanten Nettogrundfläche von 1 6. 1 99 m2 auf der Liegenschaftsadresse 
Gumpendorferstraße I A  und 7 abB. Das Unternehmen übermittelte den 
Mietvertrag Mitte März zur Unterfertigung an die TU Wien; diese sandte 
den Vertrag in der Kalenderwoche 1 5/2008 (7. bis 1 J. April 2008) unter­
fertigt zurück. Die Geschäftsführung der BIG unterzeichnete den Ver­
trag am 1 4. April 2008. Am selben Tag stellte sie den Antrag an den 
Aufsichtsrat, den Abschluss des Mietvertrags Lehartrakt zu genehmi­
gen. Die Genehmigung erfolgte schriftlich bis zum 25. April 2008. 

8 davon 11.681 m2 universitär genutzt, 1.474 m2 Für eine neu zu errichtende Garage 
sowie 3.044 m2 Für die damals bestehende und zu sanierende Garagenfläche 
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Sowohl die Geschäftsordnung für die Geschäftsführung als auch 
jene für den Aufsichtsrat der BIG legten fest, dass der Abschluss von 
Bestandverträgen, die einen Jahresnettomietzins von 3 70.000 EUR (für 
den Lehartrakt betrug dieser 3,66 Mio. EURj übersteigen, vom Auf­
sichtsrat zu genehmigen ist. 

21.2 Der R H  stellte kritisch fest, dass die BIG beim überprüften Mietvertrag 
geschäftsordnungswidrig vorging, indem sie noch vor Genehmigung 
des Abschlusses des M ietvertrags Lehartrakt durch den Aufsichtsrat 
denselben an die TU Wien zur Unterfertigung versandte und selbst 
unterzeichnete. 

Der RH empfahl der BIG, M ietverträge - gemäß der in den Geschäfts­
ordnungen festgelegten Wertgrenze für den Jahresnettomietzins - erst 
nach Genehmigung durch den Aufsichtsrat abzuschließen. 

21.3 Laut Stellungnahme der BIG würde der Mietvertrag dem Mieter stan­
dardmäßig immer mit dem Genehmigungsvorbehalt des Aufsichtsgremi­
ums zur Unterjertigung vorgelegt, um den. Aufsichtsrat erst mit einem 
definitiv vom Kunden akzeptierten Vertrag zu befassen. Eine Unter­
zeichnung durch die BIG erjolge erst nach Zustimmung durch den Auf­
sichtsrat. Die Abfolge im dargestellten Projekt sei nicht mehr nach­
vollziehbar, es könne sich nU'r um einen Fehler bei der Datumseingabe 
handeln. 

Kalkulation des Hauptmietzinses 

22.1 Die BIG und die TU Wien vereinbarten als Hauptmietzins 305.200 EUR 
monatlich. Der Hauptmietzins war abhängig von einer dem Mietver­
trag beiliegenden Bemessungsbasis, die auf den Anschaffungskosten 
fußte. Änderungen der Anschaffungskosten beeinflussten die Höhe des 
Mietzinses im seI ben prozentuellen Ausmaß; nicht realisierte Einspa­
rungspotenziale erhöhen die auf Basis der Anschaffungskosten kal­
kulierte Miete der TU Wien. 

Die Basis für die Kalkulation der Mieten bildete eine dynamische 
Investitionsrechnung, die den wirtschaftlichen Erfolg der Investition 
anhand des Kapitalwerts und der Projektrendite zeigte. Sie berücksich­
tigte u.a. die Zahlungsströme der Mieten, der Anschaffungskosten, der 
Bodenwertverzinsung9 sowie der Instandhaltungskosten. 

9 Dadurch erwirtschaftete das im Grundstück gebundene Kapital eine Mindestverzin­
sung. Bemessungsgrundlage war der Buchwert des Grundstücks. die Höhe der Verzin­
sung wurde damals standardmäßig mit 2 % angenommen. 
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Standardmäßig ging die B IG von einem Refmanzierungszeitraum von 
25 Jahren aus. Wenn Refmanzierungs- und Kündigungsverzichts­
zeitraum voneinander abwichen (für den Lehartrakt wurde ein Kün­
digungsverzicht von 20 Jahren vereinbart), legte der Standard zur 
Mietenkalkulation fest, dass ein Mietzinsausfallswagnis für die Leer­
standsdauer berücksichtigt wird. 

Im konk.reten Fall des Lehartrakts verzichtete die BIG jedoch darauf, 
weil ihr eine Auflösung des Mietverhältnisses nach Ablauf des Kündi­
gungsverzichts nur dann denkbar erschien, wenn der gesamte Stand­
ort von der TU Wien aufgegeben wird, was sie als unwahrscheinlich 
beurteilte. 

Für die Instandhaltungskosten waren unternehmensintern Kostensätze 
gestaffelt nach Bestandsdauer festgelegt, von denen bei Bedarf jedoch 
abgegangen werden konnte. Da der Lehartrakt als Forschungs- und 
Lehrgebäude ein technisch sehr anspruchsvolles Gebäude war, für das 
keine Erfahrungskennwerte - weder unternehmenseigene noch in der 
Literatur - zur Verfügung standen, erhöhte man die Standards�itze um 
das bis zu Fünffache. 

Laut Kalkulation wies der Lehartrakt einen wirtschaftlichen Erfolg 
auf. Da aufgrund offener Streitigkeiten zwischen der BIG und einigen 
Auftragnehmern der Baurnaßnahmen noch keine Endkalkulation der 
Miete bis zum Abschluss der Gebarungsüberprüfung vorlag und somit 
keine Anpassung an die Anschaffungskosten möglich war, zahlte die 
TU Wien ab 20. September 2010 vorerst den Hauptmietzins in der im 
Mietvertrag festgelegten Höhe von 305.200 EUR. 

22.2 Nach Ansicht des RH war die Mietenkalkulation geeignet, für die BIG 
den wirtschaft l ichen Erfolg des Projekts Lehartrakt aufzuzeigen. Auf­
grund fehlender Vergleichs- und Erfahrungswerte für ein Gebäude 
mit einem hohen Technisierungsgrad wie dem Lehart.rakt beurteilte 
der RH die in der Kalkulation hoch angesetzten Instandhaltungskos­
ten als zweckmäßig. 

Wie das Beispiel Wirtschaftsuniversität Wien (diese beabsichtigt, vom 
Universitätszentrum Allhanstraße auf den "Campus WU" zu übersie­
deln) zeigte, ist es nicht denkunmöglich, dass ganze Universitätsstand­
orte abgesiedelt werden. Nach Ansicht des RH wäre es deshalb erfor­
derlich gewesen - und weil der wirtschaftliche Erfolg des sehr knapp 
kalkul ierten Vorhabens Lehartrakt bei Eintritt des Wagnisses schnell 
negativ werden könnte -, ein geringes Mietzinsausfallswagnis in der 
Kalkulation anzusetzen. 
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Er empfahl der BIG, für weitere Projekte für die TU Wien, bei denen 
die Mietvertragsdauer kürzer als der Refmanzierungszeitraum ist, ein 
angemessenes Mietzinsausfallswagnis in der Kalkulation anzusetzen. 

22.3 Laut Stellungnahme der BIG sei regelmäßig das Mietzinsausjallswag­
nis berücksichtigt worden. Em gegenständlichen Fall sei für den Zeit­
raum der Jahre 2 J bis 25 deshalb das Leerstandsrisiko mit 0 % ange­
nommen worden, weil von einer dauerhaften Vermietung an die TU 
Wien im Kontext mit ihrem Standortkonzept ausgegangen worden sei. 

22.4 Der RH gab zu bedenken, dass aufgrund des Kündigungsverzichts von 
lediglich 20 Jahren für die Jahre 21 bis 25 ein Leerstandsrisiko bestand 
und bekräftigte seine Empfehlung. 

Abwicklung Bauprojekt 

23.1 Die Organisation des Projekts Lehartrakt war in einem für dieses Bau­
vorhaben von der BIG erstellten Projekthandbuch festgelegt. Dieses 
listete die wesentlichen Projektbeteiligten auf, legte u.a. die Aufgaben 
und Zuständigkeiten für die BIG und die TU Wien, die Besprechungs­
organisation samt Protokollstruktur, Freigabeschemata für Pläne und 
deren Änderungen sowie ein Ablaufschema samt Fristen für Nach­
trags- bzw. Zusatzaufträge fest. Das Projekthandbuch baute auf den 
internen Richtlinien der BIG .Bauprojekte" und .Baukostenverfolgung" 
auf. 

Die BIG nahm die Projektleitung - teilweise gemeinsam mit der TU 
Wien - und das Projektcontrolling wahr. Zuständig für die TU Wien 
als Vertreter des Hauseigentümers war das Asset-Management ;  grund­
sätzlich wäre für die Abwicklung der Bauprojekte die Abteilung Pla­
nen und Bauen innerhalb der BIG zuständig gewesen. 

Im konkreten Fall des Institutsgebäudes für Technische Chemie (Lehar­
trakt) wickelte aber die für die TU Wien zuständige Organisations­
einheit Objekt-Management das Bauprojekt ab. Laut Angabe der BIG 
wurde diese Organisation deswegen gewählt, weil eine größere Zahl 
von Um- und Neubauten am Standort TU Wien-Getreidemarkt abzu­
wickeln war und sein wird. Die Funktion der Projektleitung und die 
Vertretung der BIG als Bauherr sollten daher in einer Hand bleiben. 
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Die BIG beauftragte mit den immateriellen Leistungen der Planung 
sowie der Örtlichen Bauaufsicht und mit Leistungen von Sonderfach­
leuten (wie begleitende chemische Bauaufsicht) unterschiedliche Unter­
nehmen bzw. schloss im Falle des Gesamtkoordinators für alle Bau­
projekte der TU Wien einen Arbeitskräfteüberlassungsvertrag ab. Die 
jeweiligen Leistungsbilder in den Verträgen regelten detaill iert die zu 
erbringenden immateriellen Leistungen. 

Die nachstehende Tabelle zeigt die ProjektbeteiJigten und deren wesent­
liche Aufgabenbereiche. 
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Tabelle 6: Projektorganisation 

Betemgte Wahrnehmung wesentUche Aufgaben 

Asset-Management BIG - unternehmensinterner Projektauftraggeber 
- Vermietungsmanagement und Kundenbetreuung 

Contraet Holder BIG und TU Wien - Abschluss der Errichtungsverträge 
im Einvernehmen - letzte Instanz im Konftiktmanagement 

- Definition der Projektziele 

R 
-

H 

ProjekUeltung 1. BIG und - Konkretisierung der Projektziele (Kosten, Termine, Qualität) und deren 
TU Wien im Fortschreibung 
Einvernehmen - laufende Abstimmung mit den Auftraggebern 

- Überwachung der Projekterfüllung 

2. BIG 

3. TU Wien 

Projektcontrolltng BIG 

Genefllplaner extern 

Örtliche extern 
Bauaufsicht 
(Hochbau und 
Haustechnik Inkl. 
laboreinrichtung) 
sowie Baustenen­
koordinator 

Sonderfachleute extern 

aueUe: RH 

146 

- übergeordnete Kostenkontrolle 
- Freigabe der Detailterminpläne 

- unternehmensinterner Projektauftragnehmer 
- Koordination der Planer 
- laufende Kostenkontrolle 
- laufende Terminkontrolle 
- Kontrolle der Abwicklung vor Ort 
- Ausschreibung 
- Rechnungskontrolle 

- Kostenfreigabe im Rahmen des Budgets 
- Freigabe von Projektänderungen 
- stichprobenartige Kontrolle von Rechnungen 

- Termin- und Kostenkontrolle 
- Schnittstellenmanagement zum Konzerncontrolling 

- Architektenleistungen (Vorentwurf. Entwurf, Kostenberechnungs· 
grundlagen, künstlerische, technische und geschäftliche Oberleitung) 

- statisch konstruktive Bearbeitung (Konstruktionsentwurf, statische 
Berechnung. Konstruktionspläne) 

- Haustechnikleistungen (Vorentwurf, Entwurf, Einreichung, Details) 
- Ausschreibung, Vergabe. Angebotsprüfung (rechnerische und 

fachtechnische Prüfung der eingelangten Angebote sowie Erstellung 
eines Prüfberichts samt Preisspiegel und Vergabevorschlag; Mitwirkung 
bei der Prüfung von Nachtrags- und Zusatzangeboten) 

- Kostenmanagement (Kostenermittlung, Mitwirkung bei der Prüfung 
von Schlussrechnungen) 

- Prüfung sämtlicher Unterlagen wie Pläne, Leistungsverzeichnisse etc. 
- Stellungnahme zu den Vergabevorschlägen des Generalplaners 
- örtliche Überwachung der Herstellung des Werks 
- Koordinierung aller Lieferungen und Leistungen sowie der Planer in der 

Bauausführu�9sphase 
- Obsorge und Uberprüfung der Leistungen sowie Lieferungen mit den 

Ausführungs-, Termin- und Zahlungsplänen 
- fachtechnische und rechnerische Oberprüfung aller Rechnungen 
- Planung, Steuerung, Koordination sämtlicher Aus-, Um- und 

Einsiedelungen 
- Baubuch 

- Örtliche Bauaufsicht Baugrubenaushub und -sicherung 
- begleitende chemische Bauaufsicht Aushub 
- Bauwerksuntersuchung 
- Gesamtkoordination (für alle Bauprojekte der TU Wien) 
- Begleitung der Abnahme, Übernahme und Einsiedelung 
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Die BIG kam ihrer Projektleitungsfunktion - wie sich bei der Wahr­
nehmung der Bauherrnaufgaben, insbesondere der Überwachung und 
der Einforderung der Leistungen ihrer Auftragnehmer zeigte - wie 
folgt nach: 

( I )  In der Phase der Beauftragung von ausführenden Unternehmen 
(siehe auch TZ 29) 

- kontrollierte die BJG die vom Generalplaner erstellten und für die 
Abwicklung der Leistungen essentiellen Leistungsverzeichnisse, 
abgesehen von wenigen Ausnahmefallen (Baugrubensicherung, 
Erdaushub und Baumeisterarbeiten) nur stichprobenweise; ein stan­
dardisiertes Verfahren, in dem das umfangreiche Know-how des 
Unternehmens bezüglich der Errichtung von Immobilien genutzt 
wird, bestand dafür nicht; 

- überprüfte die BIG die vom Generalplaner übergebenen Vergabe­
vorschläge - etwa hinsichtlich von Auff"alligkeiten in den Preis­
spiegeln - nicht näher; 

- war die BIG mit einer nur stichprobenweisen Prüfung der Leistungs­
verzeichnisse und der Vergabevorschläge durch die Örtliche Bauauf­
sicht einverstanden; die Örtliche Bauaufsicht erhob überdies aus­
drücklich keinen Anspruch auf Vollständigkeit ihrer Prüfung und 
lehnte bei der Prüfung der Vergabevorschläge jegliche Verantwor­
tung für den Inhalt und die Vollständigkeit der Vorschläge ab. 

- entsandte die BIG in den vom RH überprüften Vergabeverfahren kei­
nen Vertreter zu den Aufklärungsgesprächen mit den potenziellen 
Auftragnehmern der Bauleistungen, obwohl diese Gespräche von 
großer Bedeutung hinsichtlich der vertieften Angebotsprüfung und 
in weiterer Folge hinsichtlich der Leistungsabwicklung waren. 

(2) In der Phase der Ausführung der Leistungen forderte die BIG von 
der Örtlichen Bauaufsicht das beauftragte Baubuch 10, das als wicht iges 
Instrument für die Vertragsabwicklung mit den beauftragten Unter­
nehmen gilt, nicht ein. 

23.2 Nach Ansicht des RH war die von der BIG festgelegte Projektorganisa­
tion zur Abwicklung des Neubaus des Lehartrakts und zur Umsetzung 
der Bauherrninteressen zweckmäßig. Die Aufgaben der Projektbetei-

10 ÖNORM B 2110 (Ausgabe: I. März 2002): Die schriftliche Fcslhaltung von Vorkomm­
nissen und Feststellungen kann in einem Baubuch erfolgen, in das der Auflraggcbcr 
die von ihm gClroITcncn Anordnungen und alle rur die Vcnragsabwicklung wichligcn 
Tatsachen und Feststellungen fortlaufend einträgt. 
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ligten waren im Projekthandbuch bzw. in den Verträgen über imma­
terielle Leistungen ausreichend detailliert beschrieben, um die erfor­
derliche Qualität der immateriellen Leistungen zu erreichen. 

In der Umsetzung, sowohl in der Phase der Beauftragung der Leistun­
gen als auch in der Abwicklungsphase, zeigte sich jedoch, dass die BIG 
ihre Interessen als Bauherr nicht konsequent wahrnahm. Es wäre Auf­
gabe der Projektleitung gewesen, ihr vorhandenes Know-how in der 
Ausschreibungsphase verstärkt selbst einzubringen, bei Abweichungen 
eine vertragsgemäße Leistungserbringung einzufordern und die Leis­
tungserfüllung der Auftragnehmer gründlicher zu prüfen. 

Der RH empfahl der BIG, 

- Leistungsverzeichnisse für sämtliche vom Leistungsumfang her 
bedeutende Aufträge vor der Vergabe selbst intensiv zu prüfen, 
etwa in Form einer Checkliste für einzelne Gewerke, und ein stan­
dardisiertes Verfahren samt Dokumentation dafür zu entwickeln ;  

- die Leistungserfüllung der Auftragnehmer fü r  immaterielle Leis­
tungen zu überprüfen und bei Abweichungen, wie dem fehlenden 
Baubuch oder der nicht vertraglich vereinbarten eingeschränkten 
(stichprobenweisen) Überprüfung der Leistungsverzeichnisse bzw. 
der Vergabevorschläge durch die Örtliche Bauaufsicht, vertragsge­
mäße Leistungserbringung einzufordern; 

- bei Aufni l l igkeiten im Preisspiegel eine vertiefte Preisprüfung vom 
Generalplaner einzufordern ; 

- Vertreter der Projektleitung zu den Aufklärungsgesprächen für vom 
Leistungsumfang her bedeutende Auftragsvergaben zu entsenden. 

23.3 Laut Stellungnahme der BIG 

(J) vergebe sie die Erstellung der Leistullgsverzeichnisse all externe 
Dienst/eister, in der Regel an den Generalplaner, der für die ordnungs­
gemäße Leistungserbringung haften würde. Die Örtliche Bauaufsicht 
überprüfe zusätzlich auch die Leistungsverzeichnisse; darüber hinaus 
überprüfe die BIG die wesentlichen preisbestimmenden Mengen. Eille 
lückenlose Prüfung auch durch die BIG würde den Aufbau und das 
Vorhalten von hohen kurzfristig verfügbaren Personalkapazitäten in. 
der BIG und nicht vertretbare Mehrkosten bedingen. 
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(2) stimme sie der Empfehlung des RH hinsichtlich der Überprüfung 
der Leistungserjüllung der Auftragnehmer für immaterielle Leistun­
gen sowie der Einforderung der vertragsgemäßen Leistungen zu und 
weise auf die laufende Urgenz der vertraglichen Leistungserbringung 
seitens der Projektverantwortlichen und strittige Schlussrechnungen 
der Dienstleister hin. 

(3) stimme sie der Empfehlung des RH hinsichtlich der Einforderung 
einer vertieften Preisprüfung vom Generalplaner bei Auffälligkeiten 
im Preisspiegel zu und handhabe dies auch so. Sie venveise auf die 
Einforderung einer vertieften Preisprüfu.ng beim Gewerk Baumeister, 
die vertiefte Angebotsprüfung bezüglich möglicher spekulati/Jer Preis­
bildung beim Bodenaushub und die Berechnung der ausgeschriebenen 
Mengen aufgrund des Bodengutaclltens hin. 

(4) stimme sie der Empfehlung des RH hinsicht/ich der Teilnahme der 
Projektleitung bei den Aujklärungsgesprächen zu; der Inhalt des Auf­
klärungsgespräches habe sich insbesondere auf technische Inhalte bzw. 
Detailjmgen bezogen, die vorab von tier BIG mit ihrem Vertreter, dem 
Generalplaner, besprochen und abgestimmt' worden seien. Im Anlass­
fall, wie beim Gewerk Mess- und Steuerungstechnik, seien Vertreter 
der BIG beim Aujklärungsgespräch anweselld gewesen. Grundsätzlich 
liege aber aus der Sicht der BIG die Verantwortung einer korrekten 
Abwicklung allfälliger Aujklärungsgespräche beim von ihr beauftrag­
ten Dienstleister. Als Bauherr überprüfe sie dessen Leistungen schwer­
punktmäßig in Abhängigkeit vom Projekt. 

23.4 Der RH entgegnete, dass diejahrelangen Erfahrungen der BIG mit der 
Errichtung bzw. Sanierung von Bauvorhaben in ein vereinfachtes, stan­
dardisiertes und nachvollziehbares Verfahren der Überprüfung der Leis­
tungsverzeichnisse mit Eigenpersonal einnießen sollten, um kostenin­
tensive Fehler bei der Abwicklung zu vermeiden. Dadurch würde auch 
die Kontrolle der mit der Erstellung und Überprüfung beauftragten 
externen Dienstnehmer gewährleistet, um bei Bedarf gegensteuern zu 
können. Keinesfalls sollten dadurch unnötige Mehrkosten entstehen. 

Zur Einforderung einer vertieften Preisprüfung vom Generalplaner 
bei Auffalligkeiten im Preisspiegel durch die BIG hielt der RH der BIG 
entgegen, dass die vom Generalplaner erstellten Preisspiegel auch bei 
offensichtlichen Preisauffalligkeiten - wie bei den Leistungen des 
Erdaushubs oder der Alu-/Glasfassade - keine Konsequenzen zur Folge 
hatten; weder der Generalplaner noch die BIG versuchten, mit Anti­
Claimmanagement-Maßnahmen das Risiko, dass überhöhte Preise bei 
der Bauausführung zum Tragen kommen, im Zuge der Beauftragung 
zu begrenzen. 
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Zur Tei lnahme der Projektleitung bei den Aufklärungsgesprächen ver­
wies der RH darauf, dass Aufklärungsgespräche nicht nur technische 
Inhalte bzw. Detailfragen behandeln sollten. Vielmehr dienen sie der 
Einholung von Auskünften über die technische und wirtschaftliche 
Leistungsfahigkeit, der Prüfung der Preisangemessenheit, der Min­
destanforderungen sowie der Gleichwertigkeit von Altemativ- und 
Abänderungsangeboten; fehlende Aufklärung kann dabei sogar zum 
Ausscheiden von Angeboten führen. Nach Ansicht des RH sollte im 
Fokus der Aufklärungsgespräche die Präzisierung bzw. Vervollstän­
digung der Forderungen der BIG und nicht die Überprüfung der Leis­
tungen der BIG-Auftragnehmer stehen, weshalb eine Teilnahme der 
Projektleitung an Aufklärungsgesprächen betreffend vom Leistungs­
umfang her bedeutende Auftragsvergaben unumgänglich ist. 

Generalplaner/Örtliche Bauaufsicht Haustechnik, Leistungserbringung 

24.1 ( I )  Ausführungspläne der Gewerke Heizung und Kälte wurden vom 
Generalplaner (Haustechnikplaner) und - zur Gewährleistung des Vier­
Augen-Prinzips - von der Örtlichen Bauaufsicht Haustechnik geprüft 
und freigegeben. Laut Projekthandbuch hatte dieser Prüfungsprozess 
binnen zehn Werktagen zu erfolgen. Sowohl die Lieferung als auch die 
Qualität der übergebenen Ausführungspläne wurden von ihr in den 
Baubesprechungsprotokollen zwar mehrfach beanstandet, aber frei­
gegeben. In der vorläufigen Schlussrechnung wurden vom Auftrag­
nehmer der Gewerke Heizung und Kälte für diese Bestandsunterlagen 
9.240 EUR abgerechnet. 

(2) Die während der Gebarungsüberprüfung durch den RH vor Ort 
vorliegenden Ausführungspläne und die als Anlagendokumentation 
übergebenen U nterlagen ließen sich nicht nachvollziehen 1 1 .  Die Füh­
rungsplanung des Haustechnikplaners räumte gegenüber dem RH ein, 
dass die Bestandsunterlagen der Auftragnehmer und die vor Ort aus­
geführten Leistungen der Gewerke Heizung und Kälte nicht überein­
stimmten. Weder die BIG als Bauherr, noch die Örtliche Bauaufsicht 
Haustechnik hatten dies beanstandet. 

1 1 So fehlen bei diesen Gewerken wesentliche Informationen, wie Rohrdimensionen; 
leistungsangaben von Pumpen stimmten nicht mit den Angaben der Heiz- bzw. Kühl­
leistung überein und es sind technisch nicht mögliche Tcmpcraturverhältnisse bei Wär­
metauschem dargestellt. 
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24.2 Der RH bemängelte die Qualität der freigegebenen Montagepläne sowie 
die Leistung des Generalplaners und der Örtlichen BauauFsicht Haus­
technik. 

Er empfahl der BIG sicherzustellen, dass der Prüfungs- und Freigabe­
prozess der Ausführungsplanung künftig so erfolgt, dass die Montage 
nicht auf Basis mangelhafter Pläne durchgeführt wird. Der RH emp­
fahl im konkreten Fall weiters, Minderleistungen zu erheben und ent­
sprechende Preisminderungen geltend zu machen. 

Weiters empfahl der RH, die in der Schlussrechnung abgerechnete 
Summe von 9.240 EUR für die Ausführungsplanung des Gewerks Hei­
zung und Kälte bis zur Überarbeitung und RichtigsteJlung der Monta­
gepläne durch die Auftragnehmer nicht freizugeben. 

24.3 Laut Stellungnahme der BIG obliege die Prüfung und Freigabe der Aus­
fiihrungsplanung dem dafür beauftragten Planerteam. Beim gegen­
ständlichen Projekt sei die Örtliche Bauaufsicht mit der Plausibili­
tätsprüfung beauftragt worden; die Dokumentation sei mittels der im 
Projekthandbuch /lorgesehenen Protokolle erfolgt. Weiters führe die 
BIG zusätzliche stichprobenartige Kontrollen durch. 

Im Zuge der Schlussrechnungsprüfung für Heizung und Klilte sei 
ein Qualitätsabzug für mangelhafte Leistungen in der Höhe von rd. 
8.980 EUR einbehalten worden. 

25.1 Die von der BIG in der Beilage 1 des Projekthandbuchs Festgelegten 
Prüffristen wurden von der Projektleitung der BIG und der Örtlichen 
Bauaufsicht wiederholt nicht eingehalten. Beim Gewerk Heizung rech­
nete der Auftragnehmer bei der vorläufIgen Schlussrechnung fehler­
hafte Einzelpositionspreise zu seinen Lasten in Höhe von 62.771 ,40 EUR 
ab. Da die Örtliche Bauaufsicht Haustechnik keinen Soll-1st-Vergleich 
anstellte, FIel dieser Fehler nicht auf. 

25.2 Der RH bemängelte die Qualität der Rechnungsprüfung durch die Ört­
liche Bauaufsicht Haustechnik und in weiterer Folge durch die BIG. Er 
empfahl der BIG, das Vier-Augen-Prinzip lückenlos zu beachten und 
so die Abrechnungsqualität sicherzustellen. 

25.3 Laut Stellungnahme der BIG obliege die Prüfung der Abrechnung beim 
Projekt der Örtlichen Bauaufsicht und würde vom Projekt/eiter stich­
probenartig kontrolliert. Die beauftragte Örtliche Bauaufsicht habe 
auch im Bieterhearing bestätigt, alle Abrechnungsunterlagen im Vier-

1 5 1  
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Augen-Prinzip zu prüfen undjreizugeben. BlG-intern würde ebenfalls 
bei jeder Rechnungsjreigabe das Vier-Augen-Prinzip eingehalten. 

25.4 Der RH entgegnete, dass die Wahrnehmung des Vier-Augen-Prinzips 
nur durch eine externe Organisationseinheit die Kontrollfunktion rela­
tiviert und sah die Mitwirkung des Auftraggebers (zweites Augenpaar) 
bei wesentlichen Entscheidungen als notwendig an. Er verwies in die­
sem Zusammenhang auf seinen Bericht "Anti-Claimmanagement und 
Korruptionsbekämpfung bei Straßen- und Bahnbauvorhaben" (Reihe 
Bund 201 2/2). 

Aufbau und AufgabensteIlung 

26.1 Bei der BIG war ein Projektcontrolling eingerichtet, dessen Kompe­
tenzen unter anderem 

- die Controll ingstrategie (deren Konzeption, Definition und Imple­
mentierung für Bauprojektel. 

- das begleitende Projektcontrolling (mit Soll-1st-Vergleichen und 
erforderlichenfalls Sonderanalysen), 

- das Reporting für Immobilienprojekte sowie 

- die IT -Unterstützung für die Projektmanagementsoftware 

umfassten. Diese Aufgaben wurden bis Ende März 2009 von der Abtei­
lung Baucontrolling wahrgenommen; daneben bestand das .. Planen 
und Bauen Competence Center", das u.a. für die Kostenplausibilisie­
rung von Bauprojekten zuständig war. 

Mit I. April 2009 gingen diese Aufgaben im Zuge einer Organisations­
änderung im Unternehmen auf die Abteilung Projektcontrolling über. 
Damit einhergehend wurde das Projektcontrolling neu definiert und 
der Schwerpunkt auf das Gesamtprojektcontrolling gelegt. Dadurch 
wurden keine einzelnen Controllingzwischenberichte für die einzel­
nen Projekte mehr erstellt, sondern sämtliche Projekte in Kurzform in 
den Quartalsbericht des Projektcontrolling aufgenommen. 

Bis zur Organisationsänderung erstellte die Abteilung Baucontrolling 
für den Lehartrakt vier Controllingzwischenberichte; danach nahm 
die Abteilung Projektcontrol ling das Projekt in ihre vierteljährliche 
Berichterstattung auf. Daneben war es Aufgabe des Projektleiters, die 
Kosten - aufbauend auf den vom Generalplaner und der Örtlichen 
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Bauaufsicht gelieFerten Daten - in einem eigenen Softwaretool zu ver­
folgen. Dieses dokumentierte die lauFenden Projekte vor allem in Hin­
sicht auF Ausführungstermine, Kostenentwicklungen sowie Abrech­
nungsstand und war für alle wesentlichen internen Projektbeteiligten, 
wie Geschäftsführung, Projektcontrolling, Objekt- und Asset-Manage­
ment, einsehbar. 

Einen kompletten Überblick über Kosten, Termine und Kennwerte lie­
ferte zusätzlich das Projektdatenblatt auf einer einzigen Seite. Dane­
ben bildeten auch die Quartalsberichte der Örtlichen BauauFsicht die 
Kosten- und Terminentwicklung ab. 

Für den Fall, dass einzelne Bauvorhaben maßgeblich von der Planung 
abwichen, waren Parameter (Kosten und Termine) festgelegt, die ein 
Projekt als Risikoprojekt defInierten 1 2. Die BIG steuerte die Risikopro­
jekte mit besonderer Intensität ;  sie wurden in den Quartalsberichten 
ausführlicher beschrieben. Weil die Kosten beim Projekt Lehartrakt 
unter den Schätzkosten lagen, war dieses Bauvorhaben nicht als Risi­
koprojekt eingestuft. 

26.2 Nach Ansicht des RH war das von der BIG ausgeführte Projektcontrol­
ling grundsätzlich geeignet, die Termine und Kosten eines Projekts zu 
planen, zu steuern und zu kontroll ieren sowie die Schnittstelle zum 
Konzerncontrolling zu bilden. In der Umsetzung der Conlrollingin­
strumente beim Projekt Lehartrakt zeigten sich aber hinsichtlich des 
Reportings der Koslen und der Terminsteuerung Unstimmigkeiten und 
Mängel (TZ 27, 28). 

Terminentwicklung Lehartrakt 

27.1 Das Reporting zum Lehartrakt lieferte hinsichtlich der Terminentwick­
lung unterschiedliche Angaben. Der Baufertigstellungstermin laut Ter­
minplan aus dem Jahr 2007 war der 30. Juni 2010. Der bis zum Beginn 
der Lehr- und Forschungstätigkeit mit I .  Oktober 2010 (entsprach dem 
vereinbarten Mietbeginn) verbliebene Zeitraum von drei Monaten war 
für Mängelbehebungen und die Einsiedelung der TU Wien vorgesehen. 

Der Controllingzwischenbericht vom 1 1 .  November 2008 zeigte eine 
Verzögerung der Fertigstellung um eineinhalb Wochen; der Termin­
verzug wuchs bis 1 1 .  März 2009 (innerhalb von vier Monaten) auf 

1 2 Bei den Kosten führten Abweichungen >250.000 EUR bzw. ) % der ErriChtungskosten 
zur EinslUfung als Risikoprojekt; bei den Terminen sollie wegen der engen Verzah­
nung der Termine der Bauausführung mit der Einrichtung (dIe der Micter seihst orga­
nisierte) eine Abstimmung mit dem Mieter erfolgen. 
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sechs Wochen an. Im Widerspruch dazu hielt der Bericht ohne Begrün­
dung fest, dass der Endtermin gehalten werde. Die Berichte nann­
ten für den Fertigstellungstermin keine exakten Datumsangaben und 
schlugen keine Maßnahmen zur Termineinhaltung vor. Lediglich eine 
Pönaleforderung gegenüber dem die Baumeisterarbeiten ausführen­
den Unternehmen wurde als Steuerungsmaßnahme vorgeschlagen 13.  

Noch im Quartalsbericht IV/2010 - das heißt bereits nach Vollendung 
des Bauvorhabens - schien ein Terrninverzug von drei Monaten ohne 
Kommentar aufl4• Ebenfalls nicht berücksichtigt wurde der in den 
Quartalsberichten der Örtlichen Bauaufsicht festgehaltene Terminver­
zug. Diese zeigten, dass trotz von vor Ort gesetzten Forcierungsmaß­
nahmen der geplante Baufertigstellungstermin (30. Juni 2010) nicht 
gehalten werden konnte; die letzten Bauarbeiten endeten laut dem 
dem Bericht beiliegenden Terminplan am 28. Juli 2010. 

Den im Mietvertrag festgelegten Übergabetermin an die TU Wien mit 
I .  Oktober 2010 konnte die BIG einhalten. 

27.2 Bezüglich der Erfassung der Terminentwicklung stellte der RH fest, dass 
die BIG einen - wie sich nachträglich herausstellte - nicht nur für die 
Mängelbehebung und die E insiedelung, sondern auch zur Baufertig­
stellung notwendigen Puffer in der Planung berücksichtigte, wodurch 
ein Kostennachteil aufgrund der Verzögerung des Baufertigstellungs­
termins für das Unternehmen vermieden werden konnte. Er stellte 
jedoch auch fest, dass die Terminentwicklung im Berichtswesen nur 
ungenügend erfasst wurde. 

Der RH empfahl der BIG, bei Terminverzug Terminabstimmungsge­
spräche mit den zukünftigen Nutzern zu führen und in die Berichter­
stattung aufzunehmen. Wenn diese nicht zum gewünschten Ergebnis 
führen, sollten etwaige Gegenmaßnahmen hinsichtlich Kosten- und 
Termin folgen geprüft werden und ebenfalls ins Reporting eingehen. 
Erwartete oder tatsächliche Terminverzögerungen sollten keinesfalls 
ohne Kommentar ins Reporting aufgenommen werden. 

I] Abstimmungsgespräche mit dem Mieter - erforderlich zur Klassifizierung als Risiko­
projekt - schienen in keinem der Berichte auf. 

L4 Dabei wurde der zeitliche PufTer rür durchzuführende Arbeiten, wie Einregulierungen. 
Restleistungen, Teilabnahmen. von drei Monaten vom geplanten Fertigstellungstermin 
(30. Juni 2010) bis zum geplanten Beginn der Forschungs- und Lehrtätigkeit durch die 
TU Wien ( I .  Oktober 2010) nicht berücksichtigt. 
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BIG: Konjunkturbelebungspaket II 

27.3 Laut Stellungnahme der BIG seien bauliche Termi'l 1Ierzögerungen in 
den Projektleitungsbesprechungen mit den Nutum kommulliziert und 
eil /sprechend dokumentierl worden. Die Detaiitermin/ierzögerullgen hät­
ten keine Auswirkungen auf die Einhaitullg des Gesamt fertigslellungs­
termins gehabt. Der Gesamlübergabetermin des Bau/lorhabells sei eil/­
gehalten worden. 

27.4 Der RH entgegnete, dass die Terminsituation nicht ausschließlich in 
den Protokollen der Projektleitungsbesprechungen festgehalten wer­
den sollte. Auch in den Controllingzwischenberichten und den Quar­
talsberichten - mit denen die wesentlichen internen Projektbeteiligten, 
wie Geschäftsführung, Projektcontrolling, Objekt- und Asset-Manage­
ment, über die Fortschritte informiert werden - sollten die Leistungs­
fortschritte und mögliche Terminverzögerungen nachvollziehbar und 
schlüssig mit etwaigen Maßnahmen zur Gegensteuerung dargestellt 
werden, damit unter Einbindung der wesentlichen internen Projektbe­
teiligten zeitnahe Entscheidungen über Gegensteuerungsmaßnahmen 
getroffen werden können. 

Kostenentwicklung Lehartrakt 

28.1 Die im Quartalsbericht IV/2010 des Projektcontrolling, die im Daten­
blatt vom Oktober 2010 und jene in der Baukostenverfolgung im letzten 
Quartalsbericht der Örtlichen Bauaufsicht enthaltenen Errichtungskos­
ten wurden, wie aus nachstehender Tabelle ersichtlich, mit unterschied­
lich hohen Betriigen ausgewiesen. Zwei Beträge - Quartalsbericht 
Örtliche Bauaufsicht und Datenblatt - wichen um rd. 1 ,94 Mio. EUR 
voneinander ab, obwohl sie dasselbe Datum (30. Juli 2010) aufwie­
sen. Diese bei den Kostenprognosen unterschieden sich, obwohl sie 
etwa zur Baufertigstel lung (28. Juli 2010) erstellt wurden, vom Betrag 
der Errichtungskosten des abgeschlossenen Projekts im Quartalsbe­
richt IV/2010 um rd. 1 ,64 Mio. EUR bzw. rd. 3,57 Mio. EUR. In kei­
nem der angeführten Berichte waren die Unterschiede erklärt. 
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Tabelle 7: Unterschiedliche Errichtungskosten 

Report Errichtungskosten vom Art 

in Mio. EUR 

geplante Errichtungskosten 38,21 16. Jänner 2008 Kostenschätzung 

Baukostenverfolgung Örtliche 35,76 30. Juli 2010 Kostenprognose 
Bauaufsicht 

Datenblatt 

Quartalsbericht IV/2010 

Quelle: RH 
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37,70 30. Juli 2010 Kostenprognose 

39,34 27. Jänner 2011 abgeschlossenes Projekt 

I m  Zuge der Gebarungsüberprüfung vor Ort klärte die BIG die Unter­
schiede teilweise auf. Die Kostenprognose der Baukostenverfolgung 
in den Quartalsberichten der Örtlichen Bauaufsicht enthielt nur die 
unmittelbar dem Lehartrakt zurechenbaren Kosten, das Projektdaten­
blatt umfasste demgegenüber auch Prognosekosten für zusätzliche 
Leistungen, die erst nach Fertigstellung der Sanierung in den umlie­
genden Gebäuden umgesetzt werden (wie die Außenanlagengestal­
tung). Diese Leistungen waren jedoch nicht im Kostenvoranschlag 
enthalten, weIcher der Kostenprognose im Soll-1st-Vergleich gegen­
übergestellt wurde. Den Unterschied der Prognosekosten im Datenblatt 
zu den Kosten des abgeschlossenen Projekts konnte die BIG im Zuge 
der Gebarungsüberprüfung vor Ort nicht aufklären. 

28.2 Der RH beurteilte die Darstellung der Kosten im Reporting als nicht 
zweckmäßig, weil für eine effIziente Kostensteuerung den Kostenbe­
rechnungen und den Soll-1st-Vergleichen (im speziellen Fall Kosten­
voranschlag zu Kostenprognose) nur dieselben Leistungen zugrunde 
l iegen sollten. Darüber hinaus wäre es Aufgabe der Abteilung Pro­
jektcontrolling gewesen, die unterschiedlich hohen Errichtungskosten 
im Quartalsbericht der Örtlichen Bauaufsicht, im Datenblatt und im 
Quartalsbericht des Projektcontrolling, die in einem engen zeitlichen 
Zusammenhang standen, zur besseren Lesbarkeit der Berichte und zur 
Erhöhung der Prognosesicherheit künftiger Projekte, zu begründen. 

Der RH kritisierte in diesem Zusammenhang, dass die BIG die unter­
schiedlich hohen Errichtungskosten der Kostenprognose und der Kosten 
des .. abgeschlossenen Projekts" nicht aufklären konnte. 

Der RH empfahl der BIG, ausschließlich Kostenberechnungen, die auf 
Basis derselben Leistungen erstellt worden sind, für SOli-1st-Verglei­
che heranzuziehen. Weiters empfahl er, Unterschiede bezüglich der in 
den einzelnen Dokumenten des Projektcontroliing, wie Datenblatt oder 
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Vergabeverfahren 

Ausschreibung und 
Vergabe der Leistun­
gen 

Bund 2013/5 

BIG: Konjunkturbelebungspaket 11  

Quartalsberichte, angeführten Errichtungskosten zur besseren Nach­
vollziehbarkeit zu begründen. 

28.3 Die BIG stimmte den Empfehlungen lies RH zu. Sie merkte jedoch an, 
dass die vom RH verglichenen Unterlagen nicht die gleiche Basis gehabt 
hälfen. Darüber hinaus seien die Daten der Örtlichen BauauJsicht und 
der BIG-intemen Berichte auJgrund der zum damaligen Zeitpunkt zwi­
schen TU und BIG diskutierten Leistungserweiferungen abgewichen. 
Diese seien nicht Vertragsinhalt der Örtlichen Bauaufsicht gewesen. 

28.4 Der RH entgegnete der BIG, dass im Interesse der Transparenz auf eine 
nachvollziehbare und eindeutige Dokumentation der Kostenentwick­
lung zu achten ist. 

Allgemeines 

29.1 Insgesamt vergab die BIG, wie aus nachstehender Tabelle ersichtlich, 
für die Errichtung des Lehartrakts 3 1 8  Aufträge. Dabei machte sie 
insbesondere vom offenen Verfahren (dabei wird eine unbeschränkte 
Anzahl von Unternehmern öffentlich zur Abgabe von Angeboten auf­
gefordert'S) und von Direktvergaben (dabei wird eine Leistung form­
frei unmittelbar von einem ausgewählten Unternehmer gegen Entgelt 
bezogen 16) Gebrauch. 

1 5 § 2S Abs. 2 ßVergG 2006 

" § 2S Abs. 10 ßVergG 2006 
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Tabelle 8: Aufträge nach Verfahrensart 

Verfahrensart Aufträge Anten an davon vom RH Auftrags- Anten davon vom RH 
Aufträgen überprüft summe an der überprüft 

Auftrags-
summe 

Anzahl in Ofo Anzahl in % Mio. EUR in % Mio. EUR in % 

offenes Verfahren 75 23,58 14 18,67 34,69 79,14 23,01 66,34 

Direktvergabe 
ohne Gegen- 163 51,26 9 5,52 3,78 8,62 3,11 82,23 
angebote 

Direktvergabe mit 29 9,12 8 27,59 0,60 1,36 0,16 27,12 Gegenangeboten 

nicht offenes 
Verfahren ohne 4 1,26 1 25,00 0,27 0,62 0,05 20,07 
Bekanntmachung 

Verhandlungsver-
fahren mit 3 0,94 2 66,67 1,19 2,72 1,08 90,57 
Bekanntmachung 

ohne Angabe' 44 13,84 2 4,55 3,31 7,55 2,60 78,65 

1 Sämtliche dieser Aufträge vergab die BIG vor dem 5. April 2005; diese wurden nicht - wie die späteren Aufträge - im 

neuen Softwaretool der BIG erfasst. 

rundungsbedingte Differenzen möglich 

Quellen: Daten BIG. Auswertung RH 

158 

Die Prüfung der Angebote oblag 

- dem Generalplaner, der mit der rechnerischen und fachtechnischen 
Prüfung der Angebote sowie der Erstellung eines Prüfberichts samt 
Preisspiegel und Vorlage eines Vergabevorschlags beauftragt war, 

- der Örtlichen Bauaufsicht. die sämtliche Unterlagen zu prüfen und 
Stellungnahmen zu den Vergabevorschlägen des Generalplaners 
auszuarbeiten hatte und 

- der Projektleitung der BlG, die auf Basis der vorangegangenen Prüf­
schritte in Vergabevermerken die Auftragsvergaben zu begründen 
hatte. 

Bund 2013/5 

III-18 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdok. T3 (gescanntes Original)34 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Vergabeverfahren 

Bund 201 3/5 

BIG: Konjunkturbelebungspaket II 

Von den 3 1 8  Aufträgen zog dcr RH für seine Überprüfung der Abwick­
lung der Vergabeverfahren eine Stichprobe von 36 Aufträgen (sie betra­
fen 3 2  Gewerke, siehe Anhang). Für die Auswahl zog der RH folgende 
Kriterien heran: 

- Möglichst alle Kostenberciche wurden entsprcchend ÖNORM B 1 801-
1 1 7 (wie Grundstückskosten, Aufschließung, Bauwerk-Rohbau, Bau­
werk-Technik, Planungsleistungen) abgedeckt. 

- Von jeder der von der BIG gewählten Vergabearten war zumindest 
eine Ausschreibung in der Stichprobe vorhanden. 

- Bei Direktvergaben waren sowohl Aufträge unter als auch über 
5.000 EUR enthalten (wegen einer unternehmensinternen Verga­
berichtlinie mit unterschiedlichen Handlungsfolgenje nachdem, ob 
die Wertgrenze über- oder unterschritten wird). 

I nsgcsamt wurde ein möglichst großes Auftragsvolumen 
(rd. 68 % der gesamten Auftragssumme) überprüft. 

Die Details zu den ausgewählten Vergabeverfahren, wie die Leistung, 
die Vergabeart, die Auftragssumme und die Bcsonderheiten im Ver­
gabeverfahren, enthält der Anhang. 

Bei den 36 überprüften Vergabeverfahren zeigte sich, dass 

( I )  die Örtliche Bauaufsicht in ihren Stellungnahmen zu den Verga­
bevorschlägen des Generalplaners ausdrücklich keinen Anspruch auf 
Vollständigkcit ihrer Prüfung erhob sowie jegliche Verantwortung für 
den Inhalt und die Vollständigkeit der Vorschläge ablehnte, 

(2) der Generalplaner nicht sämtliche Angebote einer rechnerischen 
und fachtechnischen Prüfung unterzog sowie auch nicht immer Prüf­
berichte bzw. Vergabevorschläge erstellte (siehe Anhang, Ifd. Nr. 9, 
1 6, 26) ; die von ihm erstellten Preisspiegel hatten auch bei offensicht­
lichen Preisauffall igkeiten - wie bei den Leistungen des Erdaushubs 
oder der Alu-/Glasfassade - keine Konsequcnzen zur Folge; weder er 
noch die BIG versuchten, mit Anti-Claimmanagement-Maßnahmen 
das Risiko im Zuge der Beauftragung zu begrenzen, 

(3) die BIG bei Direktvergaben die hausinternen Richtlinien nicht immer 
cinhielt (siehe TZ 30), 

17 ÖNORM ß 1801 - 1 ; Ausgabe: I.  Juni 2009, ßauprojc.::kt- und Objcktmanagc!TIent, 
Pkt. 4.3.5 Kostengruppierung 
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(4) die BIG Hinweise aus der Angebotsprüfung des Generalplaners (wie 
die Beauftragung eines im Angebot nicht enthaltenen Positionspreises 
oder auf die vergaberechtlichen Folgewirkungen von allgemeinen Ver­
tragsbestimmungen eines Bieters in dessen Begleitschreiben bzw. eines 
im Begleitschreiben geäußerten Gewährleistungsvorbehalts des spä­
teren Auftragnehmers) nicht näher prüfte, 

(5) die BIG keinen Vertreter zu Aufklärungsgesprächen entsandte, 
obwohl diese zum Einholen von Auskünften über die finanzielle und 
wirtschaftliche oder die technische Leistungsfahigkeit sowie zur Prü­
fung der Preisangemessenheit, der Erfüllung der Mindestanforderungen 
und der Gleichwertigkeit von Altemativ- oder Abänderungsangebo­
ten erforderlich waren, 

(6) in zahlreichen Fällen die Dokumentation der Angebotsprüfung 
unvollständig bzw. geringfügig mangelhaft war (siehe Anhang) und 

(7) die BIG die Generalplanerleistungen im Jahr 2000 direkt beauf­
tragte, obwohl sie als öffentlicher Auftraggeber verpflichtet gewesen 
wäre, die Leistungen EU-weit auszuloben (siehe TZ 33). 

29.2 Der RH stellte fest, dass die BIG grundsätzlich - mit Ausnahme der 
Vergabe der Generalplanerleistungen - die Bestimmungen des Ver­
gaberechts einhielt. Es zeigte sich jedoch in der Abwicklung der Ver­
gabeverfahren Verbesserungspotenzial hinsichtlich 

- der Einforderung der vertragsgemäßen Leistungserfüllung der Ört­
lichen Bauaufsicht (Zweck der Stellungnahmen zu den Vergabe­
vorschlägen ist insbesondere auch die Verantwortungsübernahme 
der Örtlichen Bauaufsicht für ihre Prüfungshandlungen) und des 
Generalplaners, 

- der Wahrnehmung der Bauherrninteressen der BIG, wie Teilnahme 
an den Aufk.lärungsgesprächen mit den potenziellen Auftrag­
nehmern der Bauleistungen oder der Prüfung von Abänderungs­
angeboten, und 

- der Dokumentation der Verfahren. 

Bund 2013/5 

III-18 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdok. T3 (gescanntes Original)36 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Vergabeverfahren 

Bund 2013/5 

BIG: Konjunkturbelebungspaket 11 

Er empfahl daher der BIG sicherzustellen, dass 

- die Vergabeverfahren vollständig und fehlerfrei dokumentiert wer­
den, 

- die Bauherrninteressen verstärkt durch Teilnahme der Projektleitung 
an Aufklärungsgesprächen bei vom Leistungsumfang her bedeu­
tenden Auftragsvergaben und Prüfung von Einsparungspotenzia­
len wahrgenommen werden sowie 

- von der Örtlichen BauauFsicht und vom Generalplaner vertragsge­
mäße Prüfungen der Angebote eingefordert werden. 

29.3 Laut Stellungnahme der BIG habe sie dem RH eine Aufstellung über 
alle dem Objekt zuordenbaren Maßnahmen (auch Instandhaltul/gs­
maßnahmen ul/d Möblierungsleistungen) übermittelt. Damit seien auch 
Beauftragungen enthaltel/, die nicht mit dem eigentlichen Bauprojekt 
Lehartrakt in Zusammenhang stehen. Dem Bauprojekt Lehartrakt seien 
49 Aufträge mit rd. 2 78.000 EUR an Direktvergaben ohne Gegenange­
bote zuzuordnen. Für eil/zeine dieser Leistungen konnten keine Gegen­
angebote eingeholt werden (z.B. Anzeigen Wiener Zeitung oder Bau­
bescheide). Diese Leist'ungsvergaben seien systemtechnisch trotzdem 
unter "Direkt/iergaben ohne Gegenangebote" erfasst worden. 

Der Empfehlung des RH, die Vergabeverfahren vollständig und fehler­
frei zu dokumentieren, sei zuzustimmen; die BIG arbeite entsprechend 
den Vorgaben des Bundesvergabegesetzes und der internen Richtlinien. 

Grundsätzlich liege aus Sicht der BIG die Verantwortul/g einer kor­
rekten Abwicklung al/fiilliger Aujklärungsgespräche beim beauftrag­
ten Dienst/eister. Die BIG merkte an, dass sie als Bauherr die Leistun­
gen der Dienst/eister schwerpunktmäßig il/ Abhängigkeit 110m Projekt 
prüfe. Eine lückenlose Prüfung durch die BIG würde den Aufbau und 
das Vorhalten von hohen, kurzfristig verfügbaren Personalkapazitäten 
in der BIG und nicht vertretbare Mehrkosten bedingen. 

29.4 Zur Teilnahme der Projektleitung bei den Aufklärungsgesprächen ver­
wies der RH, wie bereits in TZ 23, darauF, dass Aufklärungsgespräche 
nicht nur technische Inhalte bzw. Detai lfragen behandeln sollten. Viel­
mehr dienen sie der Einholung von Auskünften über die technische und 
wirtschaftl iche Leistungsfahigkeit, der Prüfung der Preisangemessen­
heit, der Mindestanforderungen sowie der Gleichwertigkeit von Alter­
nativ- und Abänderungsangeboten ;  fehlende Aufklärung kann dabei 
sogar zum Ausscheiden von Angeboten führen. Nach Ansicht des RH 
sollte im Fokus der Aufklärungsgespräche die Präzisierung bzw. Ver-
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voJlständigung der Forderungen der BIG und nicht die Überprüfung 
der Leistungen der B IG-Auftragnehmer stehen, weshalb eine Teilnahme 
der Projektleitung an Aufklärungsgesprächen betreffend vom Leis­
tungsumfang her bedeutende Auftragsvergaben unumgänglich ist. 

Direktvergaben 

30.1 Bei einer Direktvergabe darf eine Leistung formfrei unmittelbar von 
einem ausgewählten Unternehmer gegen Entgelt bezogen werden 1 8. 
Das ermöglicht eine vergleichsweise rasche und unbürokratische 
Abwicklung der Auftragsvergabe, darf jedoch nur für wertmäßig rela­
tiv geringfügige Leistungsvergaben durchgeführt werden 19. Die Grund­
sätze des freien und lauteren Wettbewerbs sowie der Gleichbehandlung 
der Bieter sind dabei einzuhalten;jedoch ist die besondere Form- und 
Verfahrensfreiheit der Direktvergabe zu beachten. 

Gemäß der BIG-internen Vergaberichtlinie betreffend Direktvergaben 
konnte bis zu einem Schätzwert von 5.000 EUR in begründeten Fäl­
len die Einholung eines zweiten Angebots unterbleiben. Bei einem 
Schätzwert über 5.000 EUR waren mindestens drei Bieter einzuladen. 

Abweichend davon konnte laut einem "internen Schema zur Vergabe 
von Bauaufträgen" bei einem Schätzwert unter 5.000 EUR begrün­
dungslos lediglich ein Angebot eingeholt werden. Dieses bot einen 
kompakten Überblick über die wesentlichen gesetzlichen Vorgaben, 
insbesondere Schwellenwerte, Fristen, etc., und diente den Projektlei­
tern als Hilfestellung in der Abwicklung von Bauaufträgen. Das Schema 
war jedoch - anders als die Vergaberichtlinie - im B IG-Kodex, der 
den "Stufenbau des BlG Konzerns" hinsichtlich der Geltung interner 
schriftlicher Regelungen festlegte, nicht integriert. 

Die Überprüfung der vorn RH ausgewählten Aufträge zeigte Abwei­
chungen zu dieser Richtlinie (siehe Anhang). So begründete die BlG 
sowohl vor der Auftragsvergabe bei Auftragswerten unter 5.000 EUR 
(siehe Anhang, lfd. Nr. 2, 26) als auch bei solchen über 5.000 EUR 
(siehe Anhang, Ifd. Nr. 24, 30) die fehlende Einholung von Vergleichs­
angeboten nicht. 

18 § 25 Ab,. 10 BVergG 2006 
19 Claudia Fuchs, Die Schwellenwcrtcvcrordnung 2009 zum BVcrgG 2006, RFG 2009/ 16. 

S. 68. Der Schwellen wert für Direktvergaben betrug 100.000 EUR. 
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Bei einer der Direktvergaben - der Begleitung der Abnahme/Über­
nahme/Einsiedelung (siehe Anhang, Ifd. Nr. 30) - wuchs der Auftrags­
wert von rd. 55.000 EUR mit der Abrechnung aufgrund von Zusatzaut� 
trägen auf rd. 98.000 EUR an. Auch die Zusatzleistungen mit einem 
Umfang von rd. 80 Ofo des Hauptauftrags beruhten nicht auf vergleich­
baren Preisen. 

Laut BIO obliege "die Entscheidung, auf Einholung eines zweiten 
Anbots zu verzichten, dem jeweiligen Projektleiter. Diese Entschei­
dung habe er nicht weiter zu dokumentieren, die Vergabe und alle wei­
teren Vorgänge unterläge ohnehin dem Vier-Augen-Prinzip". Die BIO 
verwies in diesem Zusammenhang auf das umfangreiche Bauvolumen 
im Verantwortungsbereich der einzelnen Projektleiter. 

30.2 Der RH beanstandete hinsichtlich der Direktvergaben, dass die BIO 
von ihrer eigenen Vergaberichtlinie, die den Orundsätzen des freien 
und lauteren Wettbewerbs sowie der Oleichbehandlung der Bieter bei 
der Direktvergabe entsprach, abwich. Da Vergleichsangebote fehlten, 
konnte die BIO die Preisangemessenheit und damit die Wirtschaftlich­
keit der Auftragsvergaben nicht sicherstellen. 

Der RH empfahl der BIO, grundsätzlich Vergleichsangebote für Leis­
tungen, die in der Direktvergabe vergeben werden können, einzuho­
len, und nur in begründeten Fällen davon abzuweichen; diese Begrün­
dung wäre nachvollziehbar und transparent vor der Auftragsvergabe 
zu dokumentieren. Des Weiteren empfahl er, das "interne Schema zur 
Vergabe von Bauaufträgen" betreffend Direktvergaben zu überarbei­
ten und mit dem BIO-Kodex in Einklang zu bringen. 

30.3 Die BIG teilte mit, (lass die Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes 
eingehalten werden, und verwies auf die Regelungen gemäß § 4 1  
BVergG, die eine Aujtragsvergabe an einen Untemehmer bis zu einem 
Auftragswert von 40.000 EUR bzw. nunmehr /00.000 EUR ohne Ein­
holu.ng von "Gegenangeboten " vorsehen würden. 

Weiters habe die BIG die Empfehlung des RH, grundsätzlich Vergleichs­
offerte einzuholen, aufgegriffen und werde die intemen Richtlinien 
diesbezüglich überarbeit"en. 

30.4 Der RH hielt gegenüber der BIO nochmals fest, dass die internen Richt­
linien für Direktvergaben nicht eingehalten wurden. Er wiederholte 
daher seine Empfehlung, künftig - um die Preisangemessenheit der 
Aufträge sicherzustellen - grundsätzlich Vergleichsofferte für Leistun­
gen, die in der Direktvergabe vergeben werden können, einzuholen. 
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Angebotsprüfung 

31.1 Der Generalplaner führte für die ausgeschriebenen Baumeisterarbeiten 
eine vertiefte Angebotsprüfung bei den drei erstgereihten Bietern durch. 
Diese erbrachte keine Auffalligkeiten; die Angemessenheit der Ein­
heitspreise war demnach für alle Positionen gegeben. Der General­
planer schlug vor, das erstgereihte Unternehmen mit der Durchfüh­
rung der angebotenen Leistungen zu einer Nettoauftragssumme von 
7.808.479,55 EUR20 zu beauftragen. 

31.2 Der RH beanstandete, dass bei der vertieften Angebotsprüfung nur 
die ersten drei Bieter näher behandelt wurden, obwohl der an vierter 
Stelle gereihte Bieter nur einen relativ geringen Abstand von rd. 2,7 Ofo 
zur Angebotssumme des drittgereihten Bieters hatte und die Angebote 
der ersten vier Bieter innerhalb eines Preisbands von 5,3 Dio lagen. Er 
verwies dazu auf den im Zuge der AbrechnungsentwickJung aufge­
tretenen Bietersturz (siehe TZ 45), der nach Einschätzung des RH die 
vom Generalplaner festgestellte Angemessenheit der Einheitspreise 
relativierte und empfahl der BlG, auf eine vertiefte Angebotsprüfung 
zu achten. 

31.3 Die BIG stimmte der Empfehlung des RH, auf eine vertiefte Allgebots­
prüfullg zu achtelI, zu. 

Teilnahme der BIG an Vergabeverfahren 

32.1 Weder an den Aufklärungsgesprächen zur Vergabe der Baugruben­
sicherung noch an jenen der Baumeisterarbeiten nahmen Vertreter 
der BIG teil. Die Aufträge wurden in beiden Fällen auf Vorschlag des 
Generalplaners an den jeweiligen Billigstbieter erteilt. 

32.2 Der RH beanstandete, dass kein Vertreter der BIG an den AufkJärungs­
gesprächen teilnahm. Er empfahl der BlG, künftig die Auftraggeber­
interessen aktiver wahrzunehmen. 

32.3 Die BIG stimmte der Empfehlullg des RH, kÜllftig die Auftraggeberill­
teressen aktiver walJrzunehmen, zu. 

20 7.797.079,55 EUR + 1 1 .400 EUR für Position 000. 1 1J6oo rrtlmmcrsichcrc Dachkon­
struktion 
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33.1 ( I )  Bereits im Jahr 1 984 führte die damals - noch vor der Ausglie­
derung in die BIG - für den Bundeshochbau zuständige Bundesbau­
direktion Wien einen Architekturwettbewerb mit dem Ziel durch. die 
Fakultäten Chemie und Maschinenbau auf dem Getreidemarkt gemein­
sam unterzubringen. Unterlagen zu diesem Wettbewerb konnten wäh­
rend der Gebarungsüberprüfung nicht vorgelegt werden. 

(2) Der siegreiche Architekt erhielt im Jahr 1 989 von der Bundesbau­
direktion Wien einen neuen Auftrag für ein Konzept ohne Einbin­
dung der Maschinenbaufakultät. Der Auftrag umfasste u.a. ,.Umbauten. 
Zubauten und Ergänzungen am Lehartrakt'". Im Jahr 1 995 kam die 
Bundesbaudirektion Wien zum Schluss. dass eine Sanierung des alten 
Lehartraktgebäudes unwirtschaftlich wäre. Sie arbeitete daher einen 
Vertragsentwurf für den bereits beauftragten Architekten. der sich 
zwischenzeitlich gemeinsam mit einem zweiten Architekten in einer 
Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossen hatte. für Abbruch und 
Neubau des Lehartrakts aus. Beauftragt wurden die Architekten vor­
erst nicht. weil andere Bauteile erhöhte Priorität hatten. 

(3) Im Jahr 1 997 wurde der BIG das Fruchtgenussrecht am gesamten 
Areal des Getreidemarkts übertragen. Nach Prüfung einer Varianten­
studie Neubau im Vergleich zur Sanierung und dem Abschluss einer 
Planungsvereinbarung21 im Jahr 1 998 mit dem damaligen BMWV 
beauftragte die BIG die zwischenzeitlich um einen dritten Architekten 
erweiterte Arbeitsgemeinschaft im Februar 2000 mit den .. Generalpla­
nerleistungen für den Abbruch und Neubau des Lehartrakts'" auf der 
Grundlage des im Jahr 1 984 durchgeführten Wettbewerbs über das 
Areal Getreidemarkt. 

Vor der Beauftragung führte die BIG kein EU-weites Vergabeverfah­
ren betreffend die Generalplanerleistungen für den Neubau des Lehar­
trakts durch (Ziel des Architekturwettbewerbs 1 984 und der Beauftra­
gung 1 989 war ein anderer Leistungsumfang). Die BIG wollte mit der 
direkten Beauftragung einen verlorenen Aufwand durch einen .. neuen 
Wettbewerb'" sowie Kosten für die Findungen und Beauftragungen 
weiterer Planer vermeiden. Auch wollte sie weitere Nachteile. insbe­
sondere durch Überschneidungen in Planung und Ausführung. hint­
anhalten. Die Architekten führten die Planungsleistungen bis hin zur 
Einreichplanung durch. Die BIG und das damalige BMWV schlossen 
damals keinen Mietvertrag ab. 

21 Die BIG bC;Juf1ragt Planungsleislungen erst nach Abschluss einer derartigen Verein­

barung mit potenziellen künftigen Mietern, die u.a. die Koslcnlragung regelt. 
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(4) I m  April 2008 schlossen die TU Wien als Mieterin und die BIG als 
Vermieterin letztendlich den Mietvertrag ab. Letztere beauftragte am 
26. Juni 2008 erneut die Arbeitsgemeinschaft der drei Architekten22 

mit den Planungsleistungen auf Basis einer Aktualisierung des Gene­
ralplanervertrags für den Abbruch und Neubau des Lehartrakts aus 
dem Jahr 2000. 

Gegenüber dem Vertrag aus dem Jahr 2000 veränderte sich jener aus 
dem Jahr 2008 im Zuge der Aktualisierung hinsichtlich 

- der Vergütung (das von den Herstellkosten abhängige Honorar 
wurde in eine Pauschale umgewandelt), 

- von Teilen der Honorarbemessung (Änderung bei den Teil leistungs­
faktoren für Vermessung und Außenanlagen), 

- der erstmaligen Abgrenzung der Teilleistungsfaktoren für den Pla­
nungskoordinator in verschiedene zeitliche Phasen und 

- der in den Musterverträgen für Planungsleistungen enthaltenen 
5 % Mehrkostenklausel23, die aufgrund der pauschalierten Beauf­
tragung des Generalplaners entfiel. 

Zusätzlich beauftragte die BIG die Arbeitsgemeinschaft der Architekten 
mit sämtlichen in der Projektvorbereitungs-, Umsetzungs- und Nach­
bearbeitungsphase erforderlichen zusätzlichen Aufwendungen (erfor­
derliche Umplanungsleistungen aufgrund geänderter Rahmenbedin­
gungen nach der sechsjährigen Planungsunterbrechung, wie neue 
Normanforderungen an die Statik von Gebäuden) mit Mehrkosten von 
rd. 297.000 EUR; das entsprach rd. 10 % des Honorars für die Gene­
ralplanerleistungen für den Abbruch und Neubau des Lehartrakts von 
3,04 Mio. EUR. 

Die neuerliche Beauftragung der Architektengemeinschaft im Jahr 2008 
erfolgte wiederum ohne EU-weites Vergabeverfahren. Für die BIG 
waren die inzwischen im Zug des Planungsprozesses erfolgten Ände­
rungen24 der Grund, warum sie auf ein neues Vergabeverfahren ver­
zichtete. Auch wollte sie Kosten in Millionenhöhe für neue Planungs-

22 Der 1984 als Sieger aus dem Wettbewerb hervorgegangene Architekt war allerdings 
bereits im Jahr 2006 verstorben. 

2J Die Mehrkostcnklausel limicrt die Honorarbemessungsgrundlage, wenn aufgrund von 
bestimmten Planungsfehlern die Baukosten um mehr als 5 � steigen. 

24 in einem Planungsprozess übliche Änderungen mit Bezug zu den Vorgaben des Pro­
jekts Lehartrakt 
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leistungen der bereits abgeschlossenen Phasen Vorentwurf, Entwurf 
und Einreichplanung vermeiden. 

(5) Als Projektleiter der Arbeitsgemeinschaft war jener Architekt beim 
Bauvorhaben Lehartrakt eingesetzt, der als letzter der Arbeitsgemein­
schaft beigetreten war. Dieser war vom I.  März 2006 bis zur einver­
nehmlichen Lösung des Dienstverhältnisses am 1 7. Dezember 2006 als 
Leiter der Organisationseinheit Planen und Bauen, deren Aufgabenbe­
reich insbesondere die Planersuche und den Abschluss der Fach- sowie 
Generalplanerverträge einschloss, bei der BIG beschäftigt gewesen2S. 

(6) Zur Beantwortung der Frage, ob und wann Änderungen bestehen­
der Verträge als Neuvergaben anzusehen sind, stellte der Europäische 
Gerichtshof im Juni 2008 - nach der Vertragsänderung beim Projekt 
Lehartrakt - auf die Wesentlichkeit der Änderung und deren Wettbe­
werbsrelevanz ab26. Wenn die Neuvergabe wesentlich andere Merk­
male aufweist als der ursprüngliche Vertrag und damit den Willen der 
Parteien zur Neuverhandlung wesentlicher Bestimmungen dieses Ver­
trags erkennen lässt, gilt eine Vertragsänderung als Neuvergabe. Als 
wesentlich können 

- die Einführung von Bedingungen, welche die Zulassung anderer als 
der ursprünglich zugelassenen Bieter oder die Annahme eines ande­
ren als des ursprünglich angenommenen Angebots erlaubt hätten, 

- die Auftragserweiterung in großem Umfang aufursprünglich nicht 
vorgesehene Dienstleistungen und 

- die Änderung des wirtschaFtlichen Gleichgewichts des Vertrags 
zugunsten des Auftragnehmers 

angesehen werden. 

33.2 (I) Der RH kritisierte das Vorgehen der BIG, weil sie im Jahr 2000 als 
öffentlicher Auftraggeber verpflichtet gewesen wäre, die Generalpla­
nerleistungen aufgrund des Auftragswerts im Oberschwellenbereich 
EU-weit auszuloben. Die BIG verstieß damit gegen die allgemeinen 
Grundsätze des Vergaberechts hinsichtlich eines fairen und lauteren 
Wettbewerbs sowie der Gleichbehandlung aller Bewerber und Bieter. 

Die vom Unternehmen vorgebrachten Argumente der Vermeidung eines 
verlorenen Aufwands durch einen "neuen Wettbewerb" sowie Kosten 

25 Bis Jänner 2006 war cr mit der Planung des Lchartrakls beschäftigt 
26 EuGH 19. Juni 2008. (-454/06 APA 
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für die Findungen und Beauftragungen weiterer Planer sowie weitere 
sonstige Nachteile rechtfertigen nach Ansicht des RH nicht das Abge­
hen von den Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes 1 997. 

Der im Jahr 1 984 durchgeführte Wettbewerb konnte ein derartiges 
Verfahren nicht ersetzen, weil inzwischen umfa ngreiche Änderungen 
zum ursprünglichen Leistungsbild - vom Konzept mit Einbindung der 
Maschinenbaufakultät zum Konzept ohne Einbindung der Maschinen­
baufakultät, von der Sanierung bestehender Gebäude hin zum Neu­
bau Lehartrakt - Inhalt des Auftrags wurden. 

(2) Der RH beurteilte die neuerliche Beauftragung im Jahr 2008 als 
problematisch, weil 

- die Planungsleistungen zuvor nicht EU-weit ausgeschrieben wur­
den, 

- die Änderungen zum Vertrag (die Pauschalierung des Honorars ein­
hergehend mit dem Entfall der 5 Ofo Mehrkostenklausel und die 
Beauftragung der Umplanungsleistungen, der erstmaligen Abgren­
zung der Teilleistungsfaktoren etc.) keine üblichen Änderungen in 
einem Planungsprozess darstellen sollten und 

- der Architekt, der als Projektleiter der Arbeitsgemeinschaft die Pla­
nungsleistungen bei der Umsetzung des Projekts nach der Neube­
auftragung im Jahr 2008 betreute, in seiner Funktion als Leiter der 
Organisationseinheit Planen und Bauen der BIG auch verantwort­
lich für die Vergabe von Generalplanerleistungen war. 

Es war allerdings für den RH nachvollziehbar, dass die BIG neuer­
liche Kosten für die Neuplanungen der Phasen Vorentwurf, Entwurf 
und Einreichung vermied und die Leistungen als zulässige Änderung 
eines bestehenden Vertrags betrachtete, weil hinsichtlich der Vertrags­
änderungen der Wille der Parteien zur Neuverhandlung wesentlicher 
Bestimmungen des Vertrags nicht klar und deutlich erkennbar war. 

(3) Der RH empfahl der BIG, die Bestimmungen des Vergaberechts 
einzuhalten und als öffentlicher Auftraggeber Planungsaufträge in 
einem dem Vergaberecht entsprechenden Verfahren und nicht aus Kos­
tenüberlegung direkt zu vergeben. 
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Weiters empfahl er, Überlegungen hinsichtlich der Abrechnung von 
Planungshonoraren - abhängig von den Herstellungskosten oder pau­
schale Abrechnung - vor der Beauftragung der Leistungen anzustel­
len und die Abrechnungsmodalitäten nicht im Zuge des Planungspro­
zesses zu ändern. 

Der RH äußerte Bedenken betreffend die Beauftragung von selbstän­
digen Dienstleistern, die bis kurz vor der Auftragsvergabe noch in 
einem Arbeitsverhältnis zum Unternehmen standen und deren Auf­
gabengebiet wesentliche Verantwortlichkeiten im Bereich der zu ver­
gebenden Leistung betraf. Er empfahl, möglichen Interessenkollisi­
onen durch wirksame Konkurrenzklauseln in den Arbeitsverträgen 
zu begegnen. 

33.3 Laut Stellungnahme der BIG sei die Vereinbarung aus dem Jahr 2008, 
in der eine pauschale Abrechnung festgelegt wurde, zweckmäßig gewe­
sen. Für die restliche Planungsentwicklung des Projekts sei damit 
ein Fixpreis für das Generalplanerhonorar festgelegt wordell. Alljiil­
Iige Nachtragsforderungen des Generalplaners aus noch entstehenden 
Detailänderungen durch den Mieter sollten damit minimiert werden. 

Die BIG habe die ARGE auf Grundlage des Wettbewerbs beauftragt. 
Dieser Wettbewerb habe somit auch vergaberechtlich nach der zum 
damaligen Zeitpunkt gültigeIl Gesetzeslage die Durchführung " eines 
Vergabeverjahrens" dargestellt. 

Nach Auffassung der BIG habe sie nicht gegen die Bestimmungen des 
Vergaberechts in der damals gültigen Fassung gehandelt, indem sie 
kein EU-weites Verfahren durchgeführt habe. Nach der Durchführung 
eines Wettbewerbs sei es eben gerade gesetzlich erlaubt und vorgese­
hen, kein weiteres EU-weites Vergabeveifaltren durchzuführen, son­
dem auf Grundlage des Wettbewerbs ein Verhandlungsverjahren mit 
dem Gewinner durchzuführen und mit Vertrag abzuschließen. 

Die BIG führte in ihrer Stellungnahme weiters aus, dass im April 2008 
der Mietvertrag unter Zugrundelegung der Ergebnisse der Einreichpla­
nung abgeschlossen wurde. Für diese Einreichplanung sei eine vorher 
mit dem Ressort geschlossene Planungsvereinbarung die Grundlage 
gewesen. Die "BeauJtragung" vom 26. Juni 2008 sei vergaberechtlich 
keine BeauJtragung auf Basis einer Ausschreibung, sondern der Abruf 
der weiteren zur Projektumsetzung notwendigen Teilleistungen aus 
dem bereits abgeschlossenen, bestehenden Vertrag. Es gebe auch keine 
vergaberechtliche Verpflichtung, ein neues Vergabeveifahren durchzu­
führen, wenn Leistungen in einem Projekt davon abhängig seien, dass 
vor Abruf dieser Leistungen (hier: der weiterführenden Planung) zwi-
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sehen einem der Vertragspartner (hier: BIG) und einem Dritten (hier: 
TU Wien) abzuschließende Vorleistungen (hier: Abschluss eines Miet­
vertrages) Voraussetzung wären. 

Es handle sich um keine Direktvergabe gemäß BVergG, sondern um 
ein Verhandlungsveljahren mit einem Bieter (dem Sieger des Wettbe­
werbs), das heiße, es sei die ARGE nicht - ohne EU-weitem Verga­
beverjahren - beauftragt, sondern ein bestehendes Vertragsverhältnis 
erfüllt worden. 

Der genannte selbständige Dienstleister sei für kurze Zeit in der Abtei­
lung Planen und Bau der BIG tätig gewesen. Das gegenständliche Pro­
jekt sei jedoch vom Objektmanagementteam umgesetzt worden und 
somit weder im Verantwortungs- noch im Einflussbereich der Abtei­
lung Planen und Bauen gewesen. 

33.4 Der R H  entgegnete, dass sich im vorliegenden Fall seiner Ansicht 
nach die vergaberechtliche Verpflichtung zur EU-weiten Auslobung 
der Generalplanerleistungen aus den umfangreichen Änderungen -
vom Konzept mit Einbindung der Maschinenbaufakultät zum Konzept 
ohne Einbindung der Maschinenbaufakultät, von der Sanierung beste­
hender Gebäude hin zum Neubau Lehartrakt - zwischen dem 2008 
beauftragten und jenem dem Wettbewerb 1 984 zugrunde l iegenden 
Leistungsbild begründete. Diese Änderungen waren als wesentlich für 
die Wettbewerbsrelevanz zu beurteilen und wären somit entsprechend 
der Entscheidung des Europäische Gerichtshofs vom Juni 2008 neu zu 
vergeben gewesen. 

Der R H  hielt gegenüber der BIG auch fest, dass das Dienstverhältnis 
mit dem beauftragten Architekten (Projektleiter der Arbeitsgemein­
schaft) jedoch rund neun Monate bestand, und wiederholte daher seine 
Empfehlung, möglichen Interessenkollisionen durch wirksame Kon­
kurrenzklauseln in den Arbeitsverträgen zu begegnen. 

34.1 Die Dokumentation des Vergabevorgangs für die Baugrubensicherung 
war im Papierakt unvollständig. So fehlten darin z.B. Protokolle für 
die Angebotsöffnung und Angebotsprüfung. D iese Unterlagen waren 
im elektronischen Dateienpaket enthalten, das die BIG dem RH über­
mittelte; nicht alle Dokumente waren allerdings unterfertigt. 

34.2 Der RH bemängelte die fehlenden Originalunterlagen im Vergabeakt 
und empfahl der BIG, künftig eine vollständige, korrekte Dokumen­
tation sicherzustellen. 
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BIG: Konjunkturbelebungspaket 11 

34.3 Laut Stellungnahme der BIG betreffe die konkrete Empfehlung die Ver­
gabe der Baugrubensicherung mit einem Auftragswert von Cil. t , 5  % 
der Gesamtprojektsumme. Weiters sei /10m RH bestätigt worden, tlass 
der tligitill übermittelte Vergabeakt alle Unterschriften enthalten habe. 

34.4 Der RH stellte klar, dass sehr wohl nicht unterfertigte Dokumente im 
Vergabeakt vorlagen, und bekräftigte seine Empfehlung, eine vollstän­
dige, korrekte Dokumentation sicherzustellen. 

35 Nachstehende Daten dienen als Überblick über die Mengen- und 
Kostenentwicklung der überprüften Gewerke: 

1 7 1  
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Datum Angebot 
Datum Auftrag 

26.11.2009 25.10.2009 6.8.2008 7.11.2007 19.5.2008 5.11.2008 
11.1.2010 14.12.2009 23.10.2008 6.12.2007 26.6.2008 2.3.2009 

8.1.2009 6.11.2008 5.11.2008 5.11.2008 5.11.2008 6.11.2008 5.11.2008 
4.4.2009 16.2.2009 16.2.2009 2.3.2009 2.3.2009 8.1.2009 25.3.2009 

Leistungsumfang 
Auftragssumme 
Schlussrechnungssumme 
Schlussrechnungssumme geprüft 
und anerkannt 

Verhältnis Schlussrechnungs- zu 
Auftragssumme 
Analyse des 
leistungsverzeichnisses 
ausgeschrieben 
davon ' 

abgerechnet 
nicht abgerechnet 

VerhäLtnis nicht abgerechnete zu 
ausgeschriebenen Positionen 

Gewerk 
leistungsveränderungen 
vergütete Nachtragsforderungen 
Massenmehrungen 
Massenminderungen 
davon Summe der nicht 
abgerechneten Positionen 
BietersturzS 

0.291 
0.383 

ja 

132 

108 

61 
47 

44 

• e 
� �  '" u Q. .o  � � C N  

0.106 
0.060 
0.062 

0.054 

nein 

0.410 
0.635 

nein 

'" e 

155 

137 

88 
49 

36 

" u � '" '" .. � � - N "' ",  � � � u u _  
.. ..  

0.203 
0.041 
0.068 

0.109 

ja 

3.816 
4.236 

ja 

111 

180 

147 
33 

18 
S.u 

... 

5 '" 

0.218 
0.100 
0.088 

0.151 

nein 

0.653 
0.548 

0.517' 

84 

66 

41 
25 

38 

• e 
i � '" u Q. .o  � � oe N 

0.029 
0.047 
0.197 

0.058 

nein 

zum Prüfungsstichtag 31. August 2011 keine freigegebene Schlussrechnung vorhanden 
inkl. der korrigierten Einheitspreise bei den MetaLIrohren und Formstücken 
inH. des Auftrags für SaniUrausstattung 
inkl. der Nachtragsforderung aufgrund der Abrechnungsproblematik nach ÖNORM 8 2260 

7.797 
8.665 

8,420' 

111 

1.025 

'" 
e 

459 
566 

55 

" u � '" '" N � � - N  "' ",  � � � u u _  
.. ..  

0.492 
2.238 
2.023 

1.429 

ja 

0,744 
1.899' 

nein 

in Mio. EUR 
0.804 
1.048 

nein 

in '" 

255 130 

Positionen 

176 24S 

103 235 

... 

; u '" 

73 13 

41 

I' 
I' 
I' 
I' 

in C!fo 

.:. e 
_ u N � 
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in Mio. EUR 
I' 
I' 
I' 
I' 

nein nein 

2.076 
2.233 

nein 

108 

179 

465 
314 

40 

'" e 
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I' 
I' 
I' 
I' 

nein 

0.169 
0.158 

nein 

93 

71 

49 
22 

31 

0.590 
0.5022 

nein 

85 

217 

179 
98 
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wenn die abgerechneten leistungen (lV-Mengen) von den ausgeschriebenen so stark abweichen, dass dies zu einer Umreihung der Bieter führt. 
Die am 16. Februar 2009 in einer Höhe von 547.527,B7 EUR gelegte SchLussrechnung wies nach ihrer Prüfung durch die Örtliche Bauaufsicht am 24. April 2009 und Abzügen in Höhe von 30.735,16 EUR für 
Kanalsanierung, Kanalspütung und Strom sowie PönaLe eine anerkannte Summe von 516.792,71 EUR (Summen jeweils nett�) auf . 
Die am 17. Dezember 2010 in einer Höhe von 8.665.305,49 EUR geLegte SchLussrechnung wies nach ihrer Prüfung durch die OrtLiche Bauaufsicht am 19. Mai 2011 und Abzügen für Pönale, Bauschäden etc. eine 
anerkannte Summe von 8.419.884,11 EUR (Summen jeweils netto) auf. 

Quelle: BIG 
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Bund 2013/5 

BIG: Konjunkturbelebungspaket II 

Haustechnikplanung 

36.1 Die Haustechnikplanung zeigte folgende Mängel hinsichtlich der Heiz­
und Kühllastrechnung des Gebäudes: 

- Einige Putzräume wurden mit Zuluft anstelle von Abluft gerech­
net. 

- Raucherräume wurden mit einem fünf- bis sechsfachen Luftwechsel 
geplant. Diese Auslegung entsprach knapp der DIN 1 946-2 (Luft­
wechsel sechs- bis zwölffachj, die im Mai 2005 endgültig zurück­
gezogen und durch die ÖNORM EN 1 3779 ersetzt wurde. Der 
Luftwechsel für die Raucherbereiche war auf Basis der Arbeitsstät­
tenverordnung und der ÖNORM EN 1 3779 zu gering ausgelegt21. 

- Die automatischen Regeleinrichtungen der Heizungs- und Kältean­
lage, die für diesen Anwendungsfall technisch nicht notwendig 
waren, verursachten Mehrkosten von mindestens rd. 1 2.000 EUR. 
Diese Kosten wären durch einen entsprechenden hydraulischen 
Abgleich der Rohrnetze für die Heizungs- und Kälteanlage leicht 
einzusparen gewesen. Es hätte die Möglichkeit bestanden, die nach­
gelagerten Regelkreise exakt abzugleichen. 

36.2 Der RH kritisierte, dass die mangelhafte Planungsqualität des Haustech­
nikplaners zu einem Kostennachteil von zumindest rd. 12.000 EUR für 
den Auftraggeber führte und die Auslegung der Raucheraufenthalts­
räume auf der Grundlage einer ungültigen Norm durchgeführt wurde. 

27 Gemäß § 27 der Arbcitsslättcnvcrordnung sind Arbeitsräume mechanisch zu bc- und 
(,nIlürten, wenn die natürliche: Lüftung nicht ausrekht. insbesondere wenn 

- die gemäß § 26 Abs. 2 Z 2 I erforderlichen Lüftungsqucrschnille nicht erreicht wer-
den oder 

- dem § 26 Abs. 2 Z 2 nicht ('nIsprochen ist oder 
- trolz Einhaltung der erforderlichen Lüftungsquerschnitte 
a) eine ausreichend gute Lurtqualilät nichl gewährleistet werden kann (z.B. bei erschwer­
ten Bedingungen wie erhöhter Wärmc-. Rauch- oder Dampfeinwirkung. BclaslUng der 
Raumluft durch gefährliche Starre) oder 
h) die natürliche Belüftung mit einer unzulässigen Lärmbelästigung der Arbeitneh­
merinnen verbunden wäre. 

Wird ein Arheitsraum ausschlielUich mechanisch be- und entlüftet, so ist ein Außen­
luftvolumenstrom von 35 m) Außentuft pro Person, bei geringer körperlicher Belastung, 
zuzuführen. Dieser Außenluftanteil ist bei erschwerenden Bedingungen, wie erhöhter 
Wämle-, Rauch- oder Dampreinwirkung, um mindcstens 113 zu erhöhen. 

Die ÖNORM EN 1 3779 spricht bei einer empfundenen Luftqualität RAL J in Raucher­
räumen von 58 m) pro Stunde und Person. 
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Der R H  empfahl der BIG, die entsprechenden Planungsunterlagen haus­
intern auf Plausibilität zu prüfen und ein entsprechendes Freigabepro­
zedere in den Qualitätsstandards zu verankern. 

36.3 Laut Stellungnahme der BIG sei der Einbau der automatischen Rege/­
einrichtungen von Anfang an vorgesehen gewesen, um allfällige Ände­
rungen in der Betriebsphase des Labor- und Forschungsgebäudes ein­
facher und weitgehend störungsfrei umsetzen zu können. 

Die Prüfung und Freigabe der Ausführungsplanung obliege dem beauf­
tragten Planerteam. Beim gegenständlichen Projekt sei die Örtliche Bau­
aufsicht mit der Plausibilitätsprüfung beauftragt worden, die Doku­
mentation sei mittels der im Projekthandbuch vorgesehenen Protokolle 
eifolgt. Die BlG habe zusätzlich stichprobenartige Kontrollen durch­
geführt. 

36.4 Der R H  entgegnete unter Hinweis auf die aufgetretenen Planungsfeh­
ler, dass der Einbau der RegeJeinrichtung technisch nicht notwendig 
gewesen wäre und die Mehrkosten von rd. 1 2.000 EUR zu vermeiden 
gewesen wären. 

EnergieeffIzientes Bauen 

37.1 ( 1 )  Die BIG legte im Rahmen von Realisierungswettbewerben mit 
a nschließender Vergabe von Generalplanerleistungen Wert auf Ener­
gieeffIzienz und Nachhaltigkeit bei Bauvorhaben. 

EnergieeffIzienz war dabei ganzheitlich als Beziehung zwischen Raum­
klima (hochwertige thermische Behaglichkeit und Raumluftqualität) 
und dem Gesamtenergiebedarf unter Berücksichtigung des energe­
tischen Aufwands während der Herstellungs-, Betriebs- und Entsor­
gungsphase zu betrachten. Auch weiche Faktoren der EnergieeffIzi­
enz wie Flexibilität und die Adaptierungsmöglichkeit für eine spätere 
Nutzungsänderung waren zu berücksichtigen. 

Diese Vorgaben wurden bei der Planung des Projekts Lehartrakt teil­
weise eingehalten und beispielsweise bei der Abwärmenutzung der 
Kältemaschinen für Heizzwecke umgesetzt. 

Eine stichprobenweise Überprüfung der Ausführungsplanung zeigte 
nicht genutzte EnergieeffIzienzmaßnahmen ; so wurden Pumpen ener­
getisch nachteilig in den Vorlauf des Kühlkreislaufs eingebaut28. Wei-
28 In einem solchen Fall wird die KOhIwirkung durch die Wärmeabgabe der Pumpen nach­

teilig verringen und der Energiebedarf dadurch erhöht. 
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ters wurde die Abluft der Sanitär- und Raucherräume nicht über eine 
Wärmerückgewinnung geführt. Beide Maßnahmen werden sich nega­
tiv auf die Betriebskosten des Gebäudes auswirken. 

(2) Mehrere Bieter - auch der spätere Auftragnehmer - des Gewerks Lüf­
tung legten Alternativangebote zur Ausführung von Lüftungsgeräten. 
Dieses Angebot hätte der BIG einen Kostenvorteil von rd. 1 27.000 EUR 
gebracht. Die Abänderungsangebote wurden wegen eines schlechteren 
Wirkungsgrads der Wärmerückgewinnung vom Haustechnikplaner als 
nicht gleichwertig abgelehnt. Da die Ausschreibungsunterlagen sehr 
produktspezifIsch gestaltet waren, wurde das Ausscheiden von Alter­
nativen zusätzlich erleichtert. 

37.2 Der RH bemängelte, dass die Vorgaben der BIG zum energieeffIzienten 
Bauen bei der Planung und in weiterer Folge bei der Ausführung nicht 
konsequent umgesetzt wurden. Der RH empfahl daher, künftig die Pla­
nungsunterlagen im Besonderen hinsichtlich Gesamtenergieefftzienz 
und Nachhaltigkeit zu prüfen. 

Der RH stand der Nichtnutzung des vom Auftragnehmer aufgezeigten 
Einsparungspotenzials von rd. 1 27.000 EUR kritisch gegenüber. Die 
Beurteilung der angebotenen Alternativen durch den Haustechnik­
planer war nach Ansicht des RH zu relativieren. Die preisgünstigere 
Ausführung wäre für den RH technisch gleichwertig und vertretbar 
gewesen. Er bemängelte die produktspezifIsche Ausschreibung der Zen­
trallüftungsanlagen. Eine solche Vorgangsweise war als Verzerrung des 
Wettbewerbs zu werten und entsprach nicht dem Bundesvergabegesetz. 

37.3 Laut Stellungnahme der BIG enthalte die Entwurfspla>lUng umfang­
reiche Unterlagen zum Thema Energieeffizienz. Mit der Freigabe der 
Entwurfsunterlagen sei auch eine Ermittlung der voraussichtlichen 
Betriebskostenermittlung angefordert worden. Der Energieausweis habe 
das Gebäude als Niedrigenergiehaus ausgewiesen. 

Die vorgelegten Abänderungsangebote seien technisch nicht gleic!lwer­
tig und daller nicht zu berücksichtigen gewesen. Der Wirkungsgrad der 
alIgeboteneIl Produkte habe nicht den LeistungswerteIl im Leistungs­
verzeichnis entsprochen. Weiters sei der Einsatz von Kreuzwärmetau­
schern aufgrund lIon Vereisungsgefahr, zusätzlich erforderlicher Luft­
befeuchtung elc. als technisch nachteilig und nicht als gleichwertig zu 
beurteileIl gewesell. 
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37.4 Der RH entgegnete, dass sich die BIG aufgrund ihrer Ausschreibungs­
unterlagen mit produktspezifischen Festlegungen der Möglichkeit eines 
Kostenvorteils von rd. 1 27.000 EUR begab und verblieb bei seiner Kri­
tik. 

Allgemeines 

38.1 Der Vergleich der Ausschreibungen mit den geprüften Abrechnungen 
der Auftragnehmer zeigte in weiten Bereichen eine mangelhafte Erstel­
lung der den Ausschreibungen zugrunde gelegenen Leistungsverzeich­
nisse. 

Bei den Gewerken gelangten zwischen 5 % (Regelungstechnik) und 
55 % (Baumeister) der ausgeschriebenen Positionen nicht zur Abrech­
nung und stellten mit ihren Positionssummen stille Massenreserven 
dar (siehe Tabelle 9, TZ 3 5). Bei allen überprüften Gewerken traten 
im Zuge der Ausführung erhebliche Änderungen in den Mengenvor­
dersätzen auf. 

38.2 Der R H  beanstandete die Mangelhaftigkeit der Leistungsverzeichnisse. 
Abweichungen der ausgeführten von den ausgeschriebenen Mengen 
sowie die Anzahl an Mehrkostenforderungen gaben Hinweise auf die 
unzureichende Qualität der Ausschreibung, indizierten mögliche Spe­
kulationspotenziale der Bieter und hätten einer besonderen Analyse 
durch den Bauherrn bedurft. Der RH betonte den Stellenwert einer aus­
gereiften und vollständigen Planung sowie deren Umsetzung in die 
Leistungsverzeichnisse. 

Er verwies darauf, dass Leistungsänderungen und Mengenvervielfa­
chungen während der BauabwickJung nicht dem Wettbewerb unterla­
gen und daher nach den Erfahrungen des RH gewöhnlich zu höheren 
Preisen für die Leistungen führen, als wenn ausgeführte Mengen und 
Leistungsinhalt bereits Teil der Ausschreibung gewesen wären. 

Der RH empfahl der BIG, künftig die Qualitätssicherung hinsichtlich 
der Erstellung der Leistungsverzeichnisse zu verstärken. 

38.3 Laut Stellungnahme der BIG werde die Erstellung der Leistungsver­
zeichnisse an einen Dienstleister - in der Regel den Generalplaner -
vergeben. Der Auftragnehmer hafte daher bei einer nicht ordnungsge­
mäßen Leistungserbringu.ng. Zusätzlich erfolge eine Überprüfung der 
Leistungsverzeichnisse durch die Örtliche Bauaufsicht. Selbst führe die 
BlG stichprobenartige Prüfungen der wesentlichen Leistu.ngspositionen 
durch. Eine lückenlose Prüfung durch die BIG bedinge den Aufbau und 
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das Vorhalten /Jon hohen, kurzfristig verfügbaren Persona/kapazitäten 
und nicht vertretbare Mehrkosten. 

38.4 Der RH entgegnete, dass diejahrelangen Erfahrungen der BIG mit der 
Errichtung bzw. Sanierung von Bauvorhaben in ein vereinfachtes, stan­
dardisiertes und nachvollziehbares Verfahren der Überprüfung der Leis­
tungsverzeichnisse mit Eigenpersonal einfließen sollten, um kostenin­
tensive Fehler bei der Abwicklung zu vermeiden. Dadurch würde auch 
die Kontrolle der mit der Erstellung und Überprüfung beauftragten 
externen Dienstnehmer gewährleistet, um bei Bedarf gegensteuern zu 
können. Keinesfalls sollten dadurch unnötige Mehrkosten entstehen. 

Ausschreibung Baumeister 

39 Im Leistungsverzeichnis für die Baumeisterarbeiten fand der Bieter in 
der Position 00.01 . 1 3600Z (Trümmersichere Dachkonstruktion) keine 
Möglichkeit zur Auspreisung vor. Im Zuge der Angebotsprüfung wurde 
dieser Mangel vom Generalplaner entdeckt, der Preis nachträglich 
abgefragt und im Vergabevorschlag zur Beauftragung berücksichtigt. 

40.1 Eine Auswertung der Entwicklung des Auftrags über die Baumeister­
arbeiten durch den RH zeigte folgendes Ergebnis. 

Von 1 .025 Positionen des Leistungsverzeichnisses kam der überwie­
gende Anteil, nämlich 566 Positionen (rd. 55 "10), nicht zur Abrech­
nung. Die BIG erläuterte diesen Unterschied und ihre Vorgangsweise 
bei der Ausschreibung damit, dass sie im Rahmen der Ausschreibung 
möglichst viele Positionen abfragen würde, um entsprechende Preise 
zu erhalten. 

Die am 1 7. Dezember 2010 in einer Höhe von 8.665.305,49 EUR gelegte 
Schlussrechnung wies nach ihrer Prüfung durch die Örtliche Bauauf­
sicht am 19 .  Mai 201 \  eine anerkannte Summe von 8.41 9.884, \ I  EUR 
(Summen jeweils netto, inkl. Nachlass und Gleitung) auf. 

40.2 Auch unter Berücksichtigung der von der BIG angeführten Begrün­
dung hielt der RH das Ausmaß der nicht abgerechneten Positionen 
für sehr hoch. Der RH wies auf den Beitrag der geänderten Positionen 
zum aufgetretenen Bietersturz hin, der sich aus dem Zusammenwir­
ken der Preisgestaltung des Auftragnehmers mit der Mengenverviel­
fachung im Zuge der Bauabwicklung ergab (siehe TZ 45). 
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Er empfahl der BIG, die Qualität der Leistungsbeschreibung zu ver­
bessern. 

40.3 Die BIG venvies in ihrer Stellungnahme hinsichtlich der Qualität der 
Leistungsbeschreibung auf ihre Stellungnahme zu TZ 38, derzufolge die 
Erstellung der Leistungsverzeichnisse an einen Dienst/eister - in der 
Regel der Generalplaner - vergeben werde. Der Auftragnehmer hafte 
daher bei einer nicht ordnungsgemäßen Leistungserbringung. Zusätz­
lich erfolge eine Überprüfung der Leistungsverzeichnisse durch die Ört­
liche Bauaufsicht. Selbst führe die BIG stichprobenartige Prüfungen 
der wesentlichen Leistungspositionen durch. Eine lückenlose Prüfung 
durch die BIG bedinge den Aufbau und das Vorhalten von hohen, kurz­
fristig verfügbaren Personalkapazitäten und nicht vertretbare Mehrkos­
ten. 

40.4 Der RH entgegnete, dass die jahrelangen Erfahrungen der BIG mit der 
Errichtung bzw. Sanierung von Bauvorhaben in ein vereinfachtes, stan­
dardisiertes und nachvollziehbares Verfahren der Überprüfung der Leis­
tungsverzeichnisse mit Eigenpersonal einfließen sollten, um kostenin­
tensive Fehler bei der Abwicklung zu vermeiden. Dadurch würde auch 
die Kontrolle der mit der Erstellung und Überprüfung beauftragten 
externen Dienstnehmer gewährleistet, um bei Bedarf gegensteuern zu 
können. Keinesfalls sollten dadurch unnötige Mehrkosten entstehen. 

41.1 Das Leistungsverzeichnis des Auftrags über die Baumeisterar­
beiten enthielt für das Entsorgen von .. Bodenaushub rein" (Posi­
tion 00.01 .200IA) eine Menge von 20.000 t, für das teurere Entsorgen 
von .. Bodenaushub verunreinigt" (Position 00.01 .2001 B) eine Menge 
von 400 t. In der anerkannten Schlussrechnung gelangten in den bei­
den Positionen Mengen von 1 6.658,749 t (- 1 7  Ofo) bzw. 8. 1 1 5,849 t 
(+ 1 .929 Ofo) zur Abrechnung. 

Die Entwicklung der Aushubmengen stellte sich im Vergleich zu den 
angebotenen Preisen im Detail wie folgt dar: 
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Tabelle 10: Entwicklung Bodenaushub 

Bodenaushub 

rein verunreinigt 

Menge Leistungsverzeichnis in t 20.000,00 400,00 

Einheitspreis Auftragnehmer in EUR/t 

Angebotssumme Auftragnehmer in EUR 

Einheitspreis Mitbewerber in EUR/t 

1,10 

22.000,00 

5,30 bis 7,20 

29,16 

11.664,00 

11,20 bis 20,80 

Einheitspreis zweiter Bieter in EUR/t 

Angebotssumme zweiter Bieter in EUR 

5,33 

106.600,00 

19,66 

7.864,00 

Menge Schlussrechnung in t 

Schlussrechnungssumme Auftragnehmer in EUR 

Schlussrechnungssumme zweiter Bieter in EUR 

16.658,75 

18.324,62 

88.791,13 

8.115,85 

236.658,16 

159.557,59 

Ouellen: Daten aIG, Darstettung RH 

Bund 2013/5 

Die BIG begründete die gravierenden Unterschiede zwischen Ausschrei­
bung und Abrechnung mit einem - trotz Vorliegens von zwei Gut­
achten - nicht vorhersehbaren Ausmaß an verunreinigtem Boden. Die 
Gutachten nahmen auf Basis von elf Schürfen und vier Kernbohrungen 
Materialzuordnungen vor. Das erste Gutachten ordnete das Material 
überwiegend einer Baurestmassendeponie, teilweise auch einer Boden­
aushub- bzw. Reststoffdeponie zu. Das zweite Gutachten ordnete das 
Material in jeweils zwei Fällen einer Baurestmassen- bzw. einer Boden­
aushubdeponie zu. 

Insgesamt kam damit die Leistung "Entsorgen Bodenaushub verun­
reinigt" in der Schlussrechnung in zwei Positionen (00.01 .200 I B  und 
03.08.0 104) mit einer Menge von 8.292,967 t zum Einheitspreis von 
29, 1 6  EUR/t zur Abrechnung29• Der Auftragnehmer hatte damit die 
mit einer vervielfachten Menge abgerechnete Leistung "Entsorgen von 
Bodenaushub verunreinigt" mit Abstand am teuersten, die mit einer 
geringeren Menge abgerechnete Leistung "Entsorgen von Bodenaus­
hub rein" mit Abstand am bill igsten angeboten. Der Vergleich des 
Preisgefüges des Auftragnehmers mit jenem des zweitgereihten Bie-

2 9  Der Auftragnehmer legte im November 2010 ein Zusatzangebot über Kanalaus­

tausch und Zusatzfundament. Die ßIG beauftragte in diesem Zusatzangebot eine 

Menge von 177 I "Entsorgen Bodenaushub verunreinigt" zum Einheitspreis von 

29, 1 6  EUR/t. In der anerkannten Schlussrechnung schien die Position mit einer 

Menge von 177, 1 1 8  t aur. 
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ters zeigte, dass der Angebotsvorteil gegenüber diesem mit den abge­
rechneten Mengen mehr als egalisiert wurde. 

41.2 Wie der RH kritisch aufzeigte, hatte der Auftragnehmer mit sei­
ner Angebotsgestaltung offensichtlich die letztlich der Abrechnung 
zugrunde gelegte Materialzuordnung treffsicherer eingeschätzt als die 
BIG. Aus seiner Preisgestaltung heraus konnte er sowohl einen wesent­
lichen Angebots- (mehr als 40 Ofo des Abstands zum zweitgereihten 
Bieter) als auch im Zusammenwirken mit der Abrechnungsentwicklung 
einen Abrechnungsvorteil lukrieren, der zu einem Bietersturz betref­
fend diese beiden Positionen führte. 

Der RH hielt die Argumentation der BIG, wonach die Verunreinigung 
nicht vorhersehbar und aus den Gutachten nicht erkennbar gewesen 
sei, für nicht plausibel und beurteilte die Vorgangsweise der BIG kri­
tisch. Da in beiden Gutachten gravierende Anteile des Bodenaushubs 
einer Baurestmassendeponie zugeordnet waren, konnte die gewählte 
Verteilung der Leistungsverzeichnis-MengenJO von der BIO nicht pI au­
sibilisiert werden. 

42.1 Der Auftragnehmer für Baumeisterarbeiten bot die Position .. Rampe 
Tiefgarage abbrechen" (Position 00.02.20.060) im Vergleich der sechs 
erstgereihten Angebote am höchsten an. In der Schlussrechnung 
brachte er gegenüber der Ausschreibung die doppelte Menge, näm­
lich zwei Pauschalen zu je rd. 20. 100 EUR, zur Abrechnung. Die BIO 
erklärte den Sachverhalt damit, dass die Rampe doppelt so groß gewe­
sen sei wie im Leistungsverzeichnis beschrieben, weshalb sich die 
Abrechnungsmenge verdoppelt habe. 

42.2 Der RH beanstandete die unzutreffende Leistungsbeschreibung in der 
Ausschreibung, die zu einer Mengenverdoppelung in der Abrechnung 
führte. Er empfahl der BIO, künftig die Bestrebungen zur Erstellung 
einer möglichst genauen Leistungsbeschreibung zu verstärken sowie 
erkennbare Ausführungserfordernisse hinsichtlich der Leistungsinhalte 
und Mengen bereits in der Ausschreibung zu berücksichtigen. 

42.3 Die B1G venvies in ihrer Stellungnahme hinsichtlich der Erstellung einer 
möglichst genauen Leistungsbeschreibung auf ihre Stellungnahme zu 
TZ 38, derzufolge die Erstellung der Leistungsverzeichnisse an einen 
Dienstleister - in der Regel den Genera/planer - vergeben werde. Der 
Auftragnehmer hafte daher bei einer nicht ordnungsgemäßen Leistungs­
erbringung. Zusätzlich erfolge eine Überprüfung der Leistungsverzeich-

)0 Bodenaushub rein: 20.000 t, Bodenaushub verunreinigt: 400 t 
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Bund 2 0 1 3/5 

BIG: Konjunkturbelebungspaket II 

nisse durch die Örtliche Bauaufsicht. Selbst führe die BIG stich pro­
benartige Prüfungen der wesentlichen Leistungspositionen durc/1. Eine 
lückenlose Prüfung durch die BIG bedinge den AuJbau und das Vor/wl­
len von hohen, kurzfristig verfügbaren Personalkapazitiiten und nicht 
vertretbarc Mehrkosten. 

42.4 Der RH entgegnete, dass die jahrelangen Erfahrungen der BIG mit der 
Errichtung bzw. Sanierung von Bauvorhaben in ein vereinfachtes, stan­
dardisiertes und nachvollziehbares Verfahren der Überprüfung der Leis­
tungsverzeichnisse mit Eigenpersonal einfließen sollten, um kosten­
intensive Fehler bei der Abwicklung zu vermeiden. Dadurch würde auch 
die Kontrolle der mit der Erstellung und Überprüfung beauftragten exter­
nen Dienstnehmer gewährleistet, um bei Bedarf gegensteuern zu kön­
nen. Keinesfalls sollten dadurch unnötige Mehrkosten entstehen. 

43.1 Die Position "Schalung Betonpfeiler rund/gerade bis 5 m" (Posi­
tion 00.07.021 5R) bot der Auftragnehmer um rund ein Drittel höher 
an als die beiden nächstgereihten Bieter. Die Abrechnung zeigte eine 
Mengenvervielfachung von 20 m2 auf 3 1 9,5 m2. Laut BIG habe sich 
die Mengenentwicklung wegen der Anerkennung einer erschwerten 
Herstellung der Schalung für Säulen direkt neben den Wänden erge­
ben. 

43.2 Der RH hielt dazu kritisch fest, dass die Leistungsbeschreibungen der 
Ausschreibung so zu verfassen und die Mengen der Positionen so abzu­
stimmen wären, dass sie die beabsichtigte Ausführung abbilden. 

43.3 Die BIG verwies in ihrer Stellungnahme hinsichtlich der Erstellung einer 
möglichst genauen Leistungsbeschreibung auf ihre Stellungnahme zu 
TZ 38, derzufolge die Erstellung der Leistungslierzeichnisse an einen 
Dienst/eister - in der Regel den Generalplaner - vergeben werde. Der 
Auftragnehmer hafte daher bei einer nicht ordnungsgemiißen Leistungs­
erbringung. Zusätzlich erfolge eine Überprüfung der Leislungsverzeich­
nisse durch die Örtliche Bauaufsicht. Selbst fuhre ilie BIG sticl'pro­
benartige Prüfungen der wesentlichen Leistungsposi/'ioncn durc/1. Eine 
lückenlose Prüfung durch die BIG bedinge den AuJbau und das Vor/wl­
ten lion hohen, kurzfristig verfügbaren Personalkapazitäten und nicht 
liertretbare Mehrkosten. 

43.4 Der RH entgegnete, dass die jahrelangen Erfahrungen der BIG mit der 
Errichtung bzw. Sanierung von Bauvorhaben in ein vereinfachtes, stan­
dardisiertes und nachvollziehbares Verfahren der Überprüfung der Leis­
tungsverzeichnisse mit Eigenpersonal einnießen sollten, um kosten­
intensive Fehler bei der Abwicklung zu vermeiden. Dadurch würde 
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auch die Kontrolle der mit der Erstellung und Überprüfung beauftrag­
ten externen Dienstnehmer gewährleistet, um bei Bedarf gegensteuern 
zu können. Keinesfalls sollten dadurch unnötige Mehrkosten entste­
hen. 

44.1 Die Position .. Aufzahlung Estrich" (Position 00. 1 1 .2 5 1 80) bot der Auf­
tragnehmer für Baumeisterarbeiten im Vergleich zu den beiden nächst­
gereihten Bietern rund doppelt so hoch an. Die Abrechnung zeigte 
eine Verzehnfachung der Mengen; die BIG begründete diese mit einer 
im Zuge der Abwicklung entschiedenen Ausdehnung der Anwen­
dung einer höheren Qualität der Estrichausführung auf alle Bereiche. 
Diese wäre wegen der großen Zahl an Einbauten und der notwendi­
gen Befahrbarkeit der Gangbereiche mit Hubgeräten (Ameisen) erfor­
derlich geworden. Ein Teil der Mengenrnehrung ginge auf eine vom 
Generalplaner vorgegebene Abrechnungsvereinbarung im Bereich der 
Monolithischen Bodenplatte zurück. 

44.2 Der RH sah es als nicht ausreichend begründet an, dass die Entschei­
dung für die ausgeführte Qualität des Estrichs erst während der Bauab­
wicklung möglich war. So hielt er das erforderliche Befahren von Gän­
gen in einem Laborgebäude mit Hubgeräten für vorweg bekannt und 
die Belastung der Bodenkonstruktion für planbar. Er beurteilte daher 
die Vergrößerung der Anwendungsbereiche für die höhere Betonqua­
lität während der Ausführung kritisch. Der RH bemängelte auch die 
Abwicklung einer Leistungsänderung im Wege einer Abrechnungsver­
einbarung und verwies auf das für Leistungsänderungen vorgesehene 
Instrument der Abwicklung über ein Zusatzangebot. 

Er empfahl der BIG, Abrechnungsvereinbarungen auf geringfügige 
Änderungen der ausgeschriebenen Leistungen zu beschränken. Darü­
ber hinausgehende Änderungen wären im Wege eines Zusatzange­
bots abzuwickeln. 

44.3 Laut Stellungnahme der BIG habe im gegenständlichen Fall der Gene­
ralplaner die mit dem Auftragnehmer für Baumeisterarbeiten. festge­
legte Abrechnungsvereinbarung nicht mitgeteilt, so dass diese auch 
nicht über einen Zusatzauftrag beauftragt werden konnte. Die Schluss­
rechnung sei /lach wie vor strittig. 

44.4 Der RH sah seine Kritik an der Abrechnungsvereinbarung wegen der 
fehlenden Transparenz bestätigt. 
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Baumeister Bietersturz 

45.1 ( I )  Unter Zugrundelegung der angebotenen Einheitspreise sowie des 
Vergleichs der ausgeschriebenen mit den abgerechneten Mengen ent­
wickelten sich die Abrechnungssummen des Gewerks Baumeister wie 
folgt: 

Tabelle 11:  Bietersturz Baumeister 

Angebote! Schlussrechnung! 

in EUR in % in EUR in % 

Auftragnehmer 7.797.079,55 100,0 8.007.840,13 105,2 

zweitgereihter Bieter 7.984.111,94 102,4 7.627.736,85 100,2 

drittgereihter Bieter 7.995.051,02 102,5 7.611.392,71 100,0 

Differenz drittgereihter Bieter/Auftragnehmer + 197.971,47 + 2,5 - 396.447,42 - 5,2 

Basis: Positionssummen der leistungsverzeichnis-Positionen, beim Auftragnehmer abzüglich 2 0J0 Nachlass gerechnet. 
5ch lu 5S rech n u ngs mengen 

Quellen: Daten BIG, Darstellung RH 

Bund 2013/5 

Die Änderung der zur Abrechnung gelangten Positionen des Leistungs­
verzeichnisses sowie der Positionsmengen bewirkte einen Bietersturz. 
Der ursprünglich an dritter Stelle gereihte Bieter wäre als Folge der 
Abrechnungsentwicklung mit der - im Vergleich der drei erstgereih­
ten Bieter - niedrigsten Abrechnungssumme um rd. 5 Ofo niedriger 
gelegen als der Auftragnehmer. Der Angebotsvorteil des Auftragneh­
mers von rd. 1 98.000 EUR entwickelte sich schlussendlich zu einem 
Abrechnungsnachteil von rd. 396.000 EUR. 

(2) Bereits bei den Positionen für den Bodenaushub entwickelte sich der 
Angebotsvorteil des Auftragnehmers von 80.800 EUR bis zur Schluss­
rechnung zu einem Abrechnungsnachteil von 6.634,06 EUR (siehe 
TZ 41 ) .  Es trat - für diese Positionen betrachtet - ein B ietersturz auf. 

45.2 Der RH kritisierte die gravierenden Veränderungen der Abrechnung 
zur Ausschreibung und beurteilte die Preisstruktur des Auftragneh­
mers und die MengenentwickJung im Hinblick auf Spekulationsan­
sätze als problematisch. Er wies darauf hin, dass schlussendlich die 
auf Basis der Ausschreibungsmengen und der dazu erstellten Ange­
bote getroffene Vergabeentscheidung nur eine bedingte Relevanz für 
das Abrechnungsergebnis hatte. 
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Er empfahl der BIG, Maßnahmen zu treffen, um künftig die Ausschrei­
bungsqualität sicherzustellen und die Positionswahl für die Abrech­
nung verstärkt zu beachten. 

45.3 Die BIG stimmte der Empfehlung zu und verwies hinsichtlich der Aus­
schreibungsqualität auf ihre Stellungnahme zu TZ 38, derzufolge die 
Erstellung der Leistungsverzeichnisse an einen Dienstleister - in der 
Regel den Genera/planer - vergeben werde. Der Auftragnehmer hafte 
daher bei einer nicht ordnungsgemäßen Leistungserbringung. Zusätz­
lich erfolge eine Überprüfung der Leistungsverzeichnisse durch die Ört­
liche Bauaufsicht. Selbst führe die BIG stichprobenartige Prüfungen 
der wesentlichen Leistungspositionen durch. Eine lückenlose Prüfung 
durch die BIG bedinge den Aufbau und das Vorhalten von hohen, kurz­
fristig verfügbaren Personalkapazitäten und nicht vertretbare Mehrko­
steIl. 

45.4 Der RH entgegnete, dass die jahrelangen Erfahrungen der BIG mit der 
Errichtung bzw. Sanierung von Bauvorhaben in ein vereinfachtes, stan­
dardisiertes und nachvollziehbares Verfahren der Überprüfung der Leis­
tungsverzeichnisse mit Eigenpersonal einfließen sollten, um kosten­
intensive Fehler bei der Abwicklung zu vermeiden. Dadurch würde 
auch die Kontrolle der mit der Erstellung und Überprüfung beauftrag­
ten externen Dienstnehmer gewährleistet, um bei Bedarf gegensteuern 
zu können. Keinesfalls sollten dadurch unnötige Mehrkosten entste­
hen. 

Beschichtung Tiefgarage 

46 Die Abweichungen zwischen den ausgeschriebenen und den tatsäch­
lich ausgeführten Mengen führten beim Gewerk Beschichtung Tief­
garage zur Zeit der Gebarungsüberprüfung durch den RH dazu, dass 
es - zum Stand der vorläufIgen Abrechnung - zu einer Bieterumrei­
hung im Umfang von rd. 7.000 EUR kam. 

Haustechnik 

47 Im Zuge der BauabwickJung kam es, wie die Gewerkeübersicht zeigt 
(siehe Tabelle 9 in TZ 3 5), bei sämtlichen haustechnischen Gewerken 
zu teilweise erheblichen Massenverschiebungen, die sich auf die Bau­
kosten auswirkten. Diese Massenverschiebung brachte beim Gewerk 
Lüftung einen Bietersturz in einem Umfang von rd. 241 .000 EUR mit 
sich (siehe TZ 64). 
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BIG: Konjunkturbelebungspaket 11 

Bei den Angeboten zum Gewerk Isolierung (Wärmedämmung und Iso­
I ierpaneele) wurde beim Zweitbieter keine vertiefte Angebotsprufung 
durchgeführt. Dadurch wurde sein im Vergleich der Bieter um rund 
das Zehnfache höherer Preis für die Position .. Hochleistungsbrand­
schutz" nicht aufgeklärt. Für den Fall, dass der zweitgereihte Bieter 
aus vergaberechtlichen Grunden den Zuschlag erhalten hätte, wäre es 
zweckmäßig gewesen, das der Position innewohnende Mehrkostenri­
siko vertraglich zu beschränken. 

48.1 Bei den Gewerken Lüftung, Heizung und Kälte war auffallig, dass sich 
die Massen und die Kosten im Vergleich zur Auftragsvergabe verrin­
gerten, während die Massen und Kosten der Isolierarbeiten gleichzei­
tig stiegen. Diese Kostenentwicklung war insofern nicht schlüssig, als 
das Gewerk Isolierung von der technischen Ausführung der Leistun­
gen der Gewerke Lüftung, Heizung und Kälte direkt abhängig ist. Die 
tatsächliche Entwicklung wies daher auf eine nicht abgestimmte Pla­
nungsleistung und Mängel bei der Erstellung der Leistungsverzeich­
nisse hin. 

48.2 Der RH bemängelte die unzureichende Planung und deren Umsetzung 
in den Leistungsverzeichnissen; damit war der Wettbewerb verzerrt. 

49.1 Das Gewerk Isolierung wurde vom Haustechnikplaner nach der Stan­
dardieistungsbeschreibungJ1 ausgeschrieben. Diese sah für die Abrech­
nung von Formstücken, Armaturen, Flanschpaaren, Rohrkupplungen 
und Verteilerstutzen sowie für Ausschnitte eigene Abrechnungsposi­
tionen vor. Werden die Elemente nicht gesondert ausgeschrieben, so 
sind diese Bauteile mit Zuschlägen gemäß ÖNORM B 2260 abzurech­
nen. Die Ausschreibungsunterlagen des Gewerks beinhalteten keine 
gesonderten Positionen für Formstücke; somit zog der Auftragnehmer 
die Zuschläge der ÖNORM B 2260 zur Abrechnung heran. Dies führte 
zu einer Massenmehrung und folgend zu Mehrkostenforderungen von 
rd. 826.000 EUR durch den Auftragnehmer. Zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung durch den RH vor Ort lag keine Einigung zwischen der 
BIG und dem Auftragnehmer über die Berechtigung der Forderung vor. 

49.2 Der RH bemängelte die Art und die Qualität der Ausschreibungsun­
terlagen. Zur Vermeidung einer Abrechnungsproblematik und um die 
Gesamtleistung in der Ausschreibung dem Wettbewerb zu unterzie­
hen, empfahl er der BIG, das Gewerk Isolierung immer mit Positionen 
für Formstücke, Armaturen, Flanschpaare, Rohrkupplungen und Ver-

31 Haustcrhnik (LB-HTI - in der Version m - des damaligen BMwA 
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teilerstutzen sowie für Ausschnitte auszuschreiben, um einer speku­
lativen Wahl der Abrechnungsmethode vorzubeugen. 

49.3 Laut Stellungnahme der BIG sei die Mehrkostenforderung von 
rd. 826.000 EUR nicht nachvollziehbar. Der Haustechnikplaner habe 
keine eigenen Positionen für Formstücke ausgeschrieben, sondern statt 
dessen die Zuschläge gemäß ÖNORM zur Anwendung gebracht. Auf­
grund der sehr komplexen Ausführung, einer aufwendigen Leitungs­
führung und diverser Änderungen in der Montageplanung hätten sich 
wesentlich mehr Zuschläge, als ursprünglich angenommen, ergeben. 
Aus Sicht der BIG sei das vom RH angesprochene Einsparungspoten­
zial aber nicht realisierbar, weil bei anderem Ausschreibungs- und 
Verrechnungsmodus eben auch PosiHonen für sämtliche Formstücke 
im Leistungsverzeichnis zu berücksichtigen und abzurechnen gewesen 
wären. Nach Hefgehender Prüfung und Aujklärungsgesprächen mit 
dem ausführenden Auftragnehmer sei von der BIG ein Zusatzauftrag 
in Höhe von 579.21 4,44 EURjreigegeben worden, der sowohl diverse 
Zusatzleistungen als auch Mehrungen aufgrund der ÖNORM-Abrech­
nungen umfasste. 

49.4 Wiewohl die zum Zeitpunkt der Einschau an Ort und Stelle vorliegende 
ungeprüfte Mehrkostenforderung des Auftragnehmers in Höhe von rd. 
825.700 EUR nunmehr auf rd. 579.200 EUR reduziert und freigegeben 
wurde, bekräftigte der RH seine Empfehlung, beim Gewerk Isolierung 
die Formstücke, Armaturen, Flanschpaare, Rohrkupplungen und Ver­
teilerstutzen udgl. auszuschreiben, um einer spekulativen Wahl der 
Abrechnungsmethoden vorzubeugen und die Leistungsvergabe dem 
Wettbewerb zu unterziehen. 

Bauabwicklung und -abrechnung 

Umsetzung des 

Leistungsverzeich­

nisses 

Baugrubensicherung, neue Abrechnungspositionen 

50.1 Die Auswertung der AbrechnungsentwickJung des Auftrags zur Bau­
grubensicherung durch den RH zeigte, dass fünf Positionen der aner­
kannten Schlussrechnung (Rechnungssumme: rd. 29.000 EURj im 
Leistungsverzeichnis nicht vorhanden waren und auch nicht über 
Zusatzaufträge beauftragt wurden. 
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Tabelle 12: Baugrubensicherung, nicht beauftragte Leistungen 

Betrag 
Schluss-

Position rechnung Begründung BIG 

Nr.jBezeichnung in EUR 

15.23.210jkostenverlängerte 26.250,00 Erfordernis, Vorhaltedauer weiter 
Vorhaltezeit Verbauträger zu verlängern; laut Bauvertrag 

waren nur drei Monate 
abgegolten 

15.25.560jMinibagger 1.460,10 Bohrträger mussten freigelegt 
werden. um sie ziehen zu 
können 

15.25.565jSchremmhammer 347,50 leistungserbringung 
erforderlich bei der Entfernung 
der Bohrträger (Entfernung 
Spritzbetonschale der 
Ba ugrubensicherung) 

15.25.570jKompressor 496,10 Gerät war erforderlich zum 
Aufstemmen der Bodenplatte 
für Suchschachtherstellung 
Ahwasserkanal 

15.25.5701jAbbruchmaterial 650,00 Baurestmassen fielen bei 
Baurestmassen (Entsorgung) Freilegung der Bohrträger an 

Kalkulationsblätter 

- dienen als Grundlage und Nachweis für die Kalkulation der Einheitspreise: 
K3 - MiUeUohnpreis, Regielohnpreis, Gehaltspreis 
K4 - Materialpreise 
K6 - Gerätepreise 
K6a - Gerätepreise (Ergänzung) 
K7 - Preisermittlung 

Quelle: RH 

Preisherleitung 

anhand K7-Blatt 1 der Position 
15.23.130 mit Auftragnehmer am 
5. Februar 2008 verhandelt 

auf Basis Österreichische Bau-
geräteliste 

auf Basis Österreichische Bau-
geräteliste 

auf Basis Österreichische Bau-
geräteliste 

Preis wurde von Auftragnehmer 
Baugrubensicherung abgefragt 
und mit Auftragnehmer Erdbau 
und Baumeisterarbeiten 
verglichen 

Die angeführten Leistungen waren in der Schlussrechnung auch nicht 
gesondert als außerhalb des Leistungsverzeichnisses beauftragt gekenn­
zeichnet. 

Bund 2013/5 

50.2 Der RH beanstandete, dass im Zuge der Abrechnung dieser Positi­
onen Leistungen mit einem Volumen von rd. 29.000 EUR - rd. 5 % 
der gesamten Abrechnungssumme - anerkannt und vergütet wurden, 
denen keine Beauftragung durch die BIG zugrunde lag. Da die Ver­
rechnung in der Schlussrechnung ohne Kennzeichnung erfolgte, kriti­
sierte der RH auch die mangelnde Transparenz und Nachvollziehbarkeit 
bei der Rechnungsbehandlung. Der RH verwies in diesem Zusammen­
hang auf die Richtlinien der BIG betreffend Zeichnungsberechtigung, 
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wonach "alle Aufträge (außer Kleinaufträge unter 700 EUR) schrift­
lich erfolgen bzw. bestätigt werden müssen". 

Der inhaltlichen Argumentation der BIG betreffend die Position 
1 5.23.210 (kostenverlängerte Vorhaltezeit Verbauträger) hielt der RH 
entgegen, dass das angeführte K7-Blatt wegen der fehlenden entspre­
chenden Kostenaufgliederung zur Beurteilung des Einheitspreises nicht 
geeignet war. Er vermisste daher eine plausible Begründung für die 
Höhe des anerkannten Einheitspreises. 

Der RH empfahl der BIG, künftig möglichst alle erforderlichen Leistun­
gen dem Wettbewerb der Bieter zu unterwerfen und diese bereits im 
Leistungsverzeichnis zu berücksichtigen. Leistungsänderungen wäh­
rend der Bauausführung wären jedenfalls entsprechend den inter­
nen Vorgaben zu behandeln und vor ihrer Vergütung im Wege von 
Zusatzaufträgen zu beauftragen. 

50.3 Laut Stellungnahme der BIG habe im gegenständlichen Fall die Örtliche 
Bauaufsicht die mit dem Auftragnehmer für die Außenanlagen mittels 
Umrechnungsfaktor festgelegten Abrechnungsvereinbarungen der BIG 
nicht mitgeteilt, so dass diese auch nicht über Zusatzaufträge beauf­
tragt werden konnten. Die Schlussrechnung sei nach wie vor strittig. 

50.4 Der RH sah seine Kritik an der Abrechnungsvereinbarung wegen der 
fehlenden Transparenz bestätigt. 

Baumeister, Aufrnaß Bodenaushub 

51.1 Die Abrechnung der Positionen für den Bodenaushub erfolgte im Wege 
von AufmaßblätternJ2. In den Aufmaßblättem fanden sich hinsicht­
lich der Mengen nur Hinweise auf Wiegescheine (bspw. "laut Wiege­
schein vom 1 1 .8.2008"). Die Wiegescheine selbst waren nur vom Fräch­
ter, nicht jedoch vom Empfanger (Deponiebetrieb), zu unterschreiben; 
es war lediglich ein Aufdruck des jeweiligen Wiegemeisters erfolgt. 
Darüber hinaus lagen keine Bestätigungen, wie z.B. Transportscheine, 
vor. Überdies waren die betreffenden Aufmaßblätter im Bauakt nicht 
enthalten. Eine von der BIG zugesagte Klärung des Verbleibs der Ori­
ginalwiegescheine erfolgte bis zum Ende der Erhebungen des RH vor 
Ort nicht. 

32 Das Summenblatt zur Position 00 01 .20018 ordnete die Menge von 8. 1 1 5.849 t ronf 
Aufmaßblättem zu. 
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51.2 Der RH beanstandete, dass keine Originale, sondern nur Kopien der 
Wiegescheine archiviert wurden, und hielt fest, dass auch keine Unter­
fertigung der Übernahmeanlage erfolgt war. Er kritisierte, dass die 
vorgelegten Unterlagen die an eine ordnungsgemäße Dokumentation 
zu stellenden Ansprüche nicht erfüllten und empfahl der BIG, künftig 
diesem Aspekt erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken. 

51.3 Laut Stellungnahme der BIG sei die Abrechnung der Baurestmassen­
entsorgung durch AuJmaßblätter inklusive beiliegenden Wiegeschei­
l1en durchgeführt wort/en. Die Örtliche Bauaufsicht habe diese nach­
vollziehbar geprüft und der Baustelle Lehartrakt zugeordnet; zukünftig 
würden auch zusätzlich die Transporischeine mit der Abrechnul1g ein­
gefordert. Der Empfehlung, zukünftig für eine ordnungsgemäße Doku­
mentation zu sorgen, stimmte die BIG zu. 

Beschichtung Tiefgarage, Korrekturen in der Schlussrechnung 

52 Der Auftragnehmer übermittelte im Mai 20 1 1  seine Schlussrechnung; 
die Freigabe durch die Örtliche BauauFsicht und die BIG war zur Zeit 
der Gebarungsüberprüfung durch den RH noch nicht erfolgt. Der RH 
stellte kleinere Abrechnungsmängel im Ausmaß von rd. 1 .000 EUR 
fest. Laut BIG werde sie diese im Zuge der Schlussrechnungsprüfung 
korrigieren. 

Beschichtung Tiefgarage, Position "Verschluss von Schadstellen" 

53.1 Das Leistungsverzeichnis zum Gewerk Beschichtung Tiefgarage enthielt 
die Position "Verschluss von Schadstellen" mit einem Mengenvorder­
satz von 600 kg. In der vorläufIgen Schlussrechnung verrechnete der 
Auftragnehmer rd. 6.800 kg, so dass sich daraus Mehrkosten in Höhe 
von rd. 62.000 EUR ergaben. 

Hinsichtlich der diesbezüglich erforderlichen Abrechnungsunterlagen 
teilte die Örtliche Bauaufsicht im Zuge der Erhebungen des RH vor 
Ort mit, dass sie gemeinsam mit dem Auftragnehmer die Anlieferung 
des Materials festgestellt und schriftlich dokumentiert habe. Nach Fer­
tigstellung der Arbeiten sei wiederum eine gemeinsame Feststellung 
über den tatsächlichen Verbrauch erfolgt. Dies sei in ein Aufrnaßblatt 
eingetragen worden. Die Detaildokumentation sei jedoch nicht mehr 
auffmdbar. 
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Die BIG teilte dazu mit, dass sie stets die lückenlose Dokumentation 
zu sämtlichen Abrechnungspositionen verlangt und gefordert habe. 
Dies sei jedoch bei der Abrechnung dieser Position in der geforderten 
Form nicht eingehalten worden. 

53.2 Der RH kritisierte, dass die Bestätigung der Mehrmengen nicht durch 
prüffahige Unterlagen belegt war. Er empfahl der BIG, die Örtliche Bau­
aufsicht zum Nachweis der Mengen so zu verpflichten, dass es ermög­
licht wird, Massenmehrungen eindeutig nachzuvollziehen. 

53.3 Laut Stellungnahme der BIG sei die Örtliche Bauaufsicht ihrer ver­
traglichen Verpflichtung, Massenmehrungen über 5 % bei einzelnen 
Positionen sofort dem Auftraggeber bzw. dem Generalplaner zu meI­
den, nicht nachgekommen. Die BIG habe regelmäßig Leistungen der 
Örtlichen Bauaufsicht schriftlich bemängelt und die vertragliche Leis­
tungserbringung laufend urgiert. Seitens der Örtlichen Bauaufsicht 
wäre Personal entsprechend verstärkt bzw. ausgetauscht worden. Die 
Schlussrechnung sei nach wie vor strittig. 

Außenanlagen, Abrechnungsvereinbarungen 

54.1 Der Auftragnehmer für das Gewerk Außenanlagen hatte Leistungen zu 
erbringen, für welche keine entsprechende Positionen im Leistungs­
verzeichnis vorhanden waren. Daher wurden bei Leistungsänderungen 
verschiedene Umrechnungsfaktoren, bezogen auf die Abrechnungs­
mengen vorhandener Positionen des Leistungsverzeichnisses, heran­
gezogen. 

Der RH führte dazu nachfolgende Beispiele an: 

- Es waren Asphaltdecken mit einer Stärke von bis zu 20 cm abzu­
brechen. Mangels entsprechender Position im Leistungsverzeichnis 
wurde die vorhandene Position .. Abbruch Asphalt außen 4,5 cm" 
mit einem der jeweiligen Stärke entsprechenden Faktor multipli­
ziert und abgerechnet. Dies hatte zur Folge, dass bei dieser Position 
rd. 1 .2 1 7  m2 abgerechnet wurden; ausgeschrieben warenjedoch nur 
100 m2 

- Anstelle der ausgeschriebenen Position .,Schneiden Asphalt Rand 
bis 4,5 cm" mussten u.a. Asphaltdecken mit einer Stärke von bis 
zu 20 cm geschnitten werden. In der Abrechnung wurde dies mit 
jeweils der Stärke entsprechenden Multiplikationsfaktoren berück­
sichtigt. Die Mengen änderten sich von ausgeschrieben 50 Lauf­
meter auf abgerechnet rd. 700 Laufmeter. 

Bund 2013/5 

III-18 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdok. T3 (gescanntes Original)66 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Bauabwicklung und -abrechnung 81G: Konjunkturbelebungspaket II 

Bund 201 3/5 

- Statt einer - in der Ausschreibung vorgesehenen - 10 cm starken 
Frostschutzschicht unter dem Gehsteig wurde eine solche in 20 cm 
Stärke ausgeführt. Für die Abrechnung dieser Leistungen wurde die 
vorhandene Position mit dem Faktor Zwei multipliziert. 

54.2 Der RH sah derartige Regelungen und die daraus resultierenden Ver­
zerrungen der Mengenentwicklung der Abrechnung wegen des damit 
verbundenen Transparenzverlusts der Abrechnungsunterlagen kritisch. 
Eine solche Verrechnungsmethode ist grundsätzlich abzulehnen. 

Der RH empfahl, bei Leistungsänderungen, wenn der vertraglich ver­
einbarte Preis beeinflusst wird oder zusätzliche Leistungen vorgese­
hen sind, hierüber ein Zusatzangebot mit - auF den Preisgrundlagen 
und der Preisbasis des Vertrags erstellten - neuen Preisen vorzulegen. 

54.3 Die BIG stimmte der EmpJehlung des RH zu und lien/lies auJ illre Ste1-
IUllgllahme ill TZ 50. 

Raumbuch 

55.1 Sowohl der Leistungsumfang des Generalplaners und des Haustech­
nikplaners als auch die Leistungsverzeichnisse der einzelnen Gewerke 
beinhalteten die Erstellung und Weiterführung eines Raumbuchs3J. 
Der Generalplaner lieferte der BIG lediglich eine Objektspeziftkation 
mit allgemeinen Anforderungen an das zu errichtende Gebäude. Oiese 
Objektspeziftkation des Generalplaners wurde vom Haustechnikplaner 
zu einer technischen Beschreibung ausgearbeitet. Ein Raumbuch nach 
der ÖNORM B 1 80 1 - 1 ,  wie im Leistungsumfang des Generalplaners 
von der BIG gefordert, lag nicht vor. 

Während der Bauausführung forderte die Projektleitung der BIG die 
Auftragnehmer auF, die vom BIG-Objektmanagement Team 4 erstellte 
Wartungs- und InstandhaitungslisteJ4 zu vervol lständigen. Folgende 
Leistungen wurden im Zusammenhang mit der Erstel lung und Füh­
rung des Raumbuchs erbracht: 

1) Ein Raumbuch oder auch Raumprogramm hai Signifikante Daten, wie Fläche. Versor­

gungsausIlisse, WandoberfHichen. Bodenbelag und Ausstattung als Grundlage für die 

Verwaltung des Bestands und der Nutzung zu beinhalten. 

]4 Listen der einzelnen Gewerke; sie bcinhaltc1CIl raumspezifisch <IHr wanungspOichti­

gen Anlagen: dies diente funkt-ional als Raumbuch. 
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Tabelle 13:  Abrechnung Raumbuch 

Gewerk Abrechnung 
in EUR 

Generalplanerl 54.612,00 � .. 
c 

Haustechnikplanung (geschätzt)2 2.000,00 � ... 

Sanitär 678,15 

Lüftung 1.000,00 
� "O  

Stark- und Schwachstrom 550,00 
" c  
e .. 

.J:! � 
G.I ;E  

Brandmeldeanlage 338,40 c ... 
c:n .. 
" "  
� .. 

Regelung :: "  " .. 
": .0  

Heizung 204,00 

Kälte 208,00 

Generalplaner 3 Ofo der Architekturleistungen laut Generalplanervertrag 
2 Haustechnikplaner laut Vertrag zur Erstellung verpflichtet; keine explizite Abrechnungsposition Raum­

buch, Vorentwurfsplanung inkl. Raumbuch ca. 40.000 EUR (Branchenwert für die RaumbuchersteUung ca. 

5 �.) 
QueUe: RH 

Wie die Tabelle zeigt, wurden insgesamt 59.590,55 EUR für das Raum­
buch abgerechnet. Allein der Generalplaner stellte 54.6 1 2  EUR in Rech­
nung. 

55.2 Der RH bemängelte, dass der Generalplaner und der Fachplaner die 
Leistungen für die Erstellung des Raumbuchs zwar abrechneten, die­
ses aber nicht erstellten. Der Generalplanervertrag folgte der ÖNORM 
B 1 80 1 - 1 ,  welche ein Raumbuch (Raumprogramm) bereits in  der Pro­
jektvorbereitungsphase gefordert hätte. Diese Anforderungen erfüllte 
die vom Generalplaner erstellte Objektspezifikation nicht. Der RH emp­
fahl daher eine RückabwickJung der Honorare vom Generalplaner bzw. 
vom Haustechnikplaner in Höhe von 56.6 1 2  EUR. 

Der RH bewertete die vom BIG-Objektmanagement Team 4 erstellte 
Wartungs- und Instandhaltungsliste als Grundlage für die Verwaltung 
und Nutzung des Gebäudeprüfers. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
lagen dem Auftraggeber noch nicht alle ausgefüllten Wartungs- und 
Instandhaltungslisten vor, diese wären vom Auftragnehmer vor Frei­
gabe der Schlussrechnung einzufordern. Die für das Befüllen der Liste 
abgerechneten Entgelte hielt der RH für angemessen. 
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55.3 Laut Stellungnahme der BIG seien anstelle des üblichen Raumbuchs 
für den Bauteil LehartTllkt die Standards und Qualitäten der TU Wien 
ausgearbeitet worden; dies solle einen einheitlichen Standard an der 
TU Wien!ur sämtliche Neubau- und Sanienmgsprojekt'e gewährleisten. 
Im Zuge ller Schlussabrechnung werde dem Generalplaner die Minder­
leistung für die nicht erfolgte Raumbucherstellung in Abzug gebracht. 

Haustechnik. gesonderte Kosten 

56.1 Nachstehende Tabelle zeigt Kostenteile. die ursprünglich im Baupro­
jekt ausgeschrieben und den Baukosten zugerechnet wurden. Im Zuge 
der Projektabwicklung vergaben die BIG bzw. die TU Wien diese Auf­
tragspositionen gesondert und berücksichtigten sie nicht bei der vor­
läufigen Projektschlussrechnung. 

Tabelle 14: Zusätzliche Projektkosten 

Gewerk Schlussrech- Schlussrechnung nungssumme anerkannt und beauftragt durch 

in EUR geprüft 

Wartung innerhalb der Gewährleis-
tungsfrist' 152.158,16 nein BIG-Objekt-

management Team 4 

Sani tärausstattung 21.205,27 ja TU Wien, Abteilung 
Gebäude und Technik 

1 Gewährleistungsfrist zwei Jahre 

Quelle: RH 

Zusatzaufträge 

Bund 2013/5 

56.2 Der RH bemängelte. dass die Nachvollziehbarkeit der Projektkosten 
durch die Auslagerung von Leistungen in Höhe von rd. 1 73 .000 EUR 
beeinträchtigt war. 

57 Die Örtliche Bauaufsicht und der Generalplaner prüften Zusatzange­
bote dem Grunde und der Höhe nach. Im Freigabeprozess wurden sie 
in der Folge dem Projektleiter vorgelegt und von ihm beauftragt. Wie 
nachfolgend dargestellt, waren in den Schlussrechnungen Positionen 
festzustellen, welche die Projektleitung entweder nicht beauftragt oder 
nicht freigegeben hatte. 

Eine Übersicht der vom RH überprüften Zusatzaufträge wird in TZ 64 
dargestellt. 
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Baumeisterarbeiten 

58.1 ( 1 )  In der geprüften Schlussrechnung für die Baumeisterarbeiten 
waren neben Leistungen aus dem Hauptauftrag auch Leistungen aus 
neun Zusatzangeboten enthalten. Teile davon waren im Wege von 
sechs Zusatzaufträgen beauftragt; zu drei weiteren Zusatzangeboten 
(ZA N r. 3 bis 5) enthielt der Bauakt keine Angebots-, Bearbeitungs­
und Auftragsunterlagen. Belege, welche die Vorgangsweise bei der 
Abwicklung der Zusatzangebote 3 bis 5 erläuterten, waren gesondert 
abgelegt. 

(2) Am 1 4. Jänner 2009 legte der Auftragnehmer ein Zusatzange­
bot, u.a. für eine geänderte Baustromversorgung (ZA Nr. 3). Im Rah­
men der Angebotsprüfung korrigierte die Örtliche Bauaufsicht am 
3. Februar 2009 die geforderte Netto-Gesamtsumme (noch ohne 
2 % igen Nachlass) von 1 10.876 EUR auf einen Betrag von 8.729 EUR. 
Der Betrag entsprach der Pauschalposition für die Baustromversorgung. 
Laut Prüfprotokoll war das Angebot durch die Örtliche Bauaufsicht 
und den Generalplaner von der BIG aber nicht freigegeben. Der Auf­
tragnehmer wurde nicht beauftragt. In  der anerkannten Schlussrech­
nung kam bei der Position 030301 .. Baustromversorgung Anschluss 
TU Wien" ein Positionspreis von rd. 8.700 EUR zur Abrechnung. 

Laut BIG sei die Beauftragung nicht erforderlich gewesen, weil die 
geprüfte kostengünstigere Variante der Baustromversorgung nach 
Gegenrechnung wegfallender Positionen zu keinen Mehrkosten geführt 
hätte. 

(3) Am 22. September 2009 erstellte der Auftragnehmer ein Zusatzan­
gebot für Leistungen zur Verstärkung der Tiefgaragendecke mit Kohle­
faserlamellen (ZA Nr. 4). Im Rahmen der Angebotsprüfung anerkannte 
die Örtliche Bauaufsicht am 7. Oktober 2009 das Nachtragsangebot in 
voller Höhe von 20.920 EUR (ohne 2 oloigen Nachlass). Laut Prüfpro­
tokoll gaben die Örtliche Bauaufsicht, der Generalplaner und die BIG 
das Angebot frei. Der Auftragnehmer wurde nicht schriftlich beauf­
tragt. Trotzdem kam in der anerkannten Schlussrechnung dafür ein 
Betrag von rd. 33 .500 EUR (ohne 2 %igen Nachlass) zur Abrechnung. 
Der Abrechnungsbetrag lag um rd. 60 % über der Angebotssumme. 
Begründet war dies insbesondere dadurch, dass im Zusatzangebot eine 
Reihe von Positionspreisen zur Abrechnung kamen, die nicht in der 
Angebotssumme enthalten gewesen waren. 
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Laut B IG sei die förmliche Beauftragung nicht erforderlich gewesen, 
weil Kosten des Zusatzangebots mit Massenreserven anderer Positi­
onen abgedeckt waren und sie zu keiner "Kostenerhöhenden Beauf­
tragung" geführt habe. 

(4) Am 22. September 2009 erstellte der Auftragnehmer ein Zusatz­
angebot zur Entfernung und Wiedererrichtung einer Werbewand 
(ZA Nr. 5). Im Rahmen der Angebotsprüfung verwies die Örtliche Bau­
aufsicht am 7. Oktober 2009 darauf, dass die Leistung (Netto-Gesamt­
summe 7.66\ EUR ohne 2 Ofoigen Nachlass) in die Baustellengemein­
kosten einzukalkul ieren gewesen wäre. 

Laut Prüfprotokoll lehnten die Örtliche Bauaufsicht und der General­
planer die Freigabe ab; seitens der BIG erfolgten keine Eintragungen. 
Der Auftragnehmer wurde nicht beauftragt. Dennoch kamen in der 
anerkannten Schlussrechnung bei der Position 030502 ,.Entfernung 
der Baueinfriedung 2. Einsatz" rd. 3.800 EUR zur Abrechnung. Die 
Schlussrechnung enthielt die Anmerkung, der Betrag sei von der BIG 
akzeptiert worden. 

Laut BIG grenzte eine bestehende Werbewand das BauFeld vom öFfent­
lichen Gut ab. Beim Auf- und Abbau des Krans sei es notwendig gewe­
sen, die Werbewand teilweise zu demontieren. Die Arbeiten in Eigen­
regie des Auftragnehmers der Gewerks-Baumeisterarbeiten auf dessen 
Kosten durchzuführen, sei vom Werbeunternehmen nicht akzeptiert 
worden. Sie stellte die Kosten für den Ab- und Aufbau mit jeweils rd. 
4.000 EUR dem Auftragnehmer in Rechnung. Diese Zahlungen waren 
in der Folge Inhalt des Zusatzangebots. 

Im Zuge der Besprechung zur Schlussrechnung sei zwischen der BIG 
und dem Auftragnehmer eine Kostenteilung vereinbart worden, um 
gerichtliche Auseinandersetzungen um die geringe strittige Summe zu 
vermeiden. Auch seien die durch die Werbeftrma in Rechnung gestell­
ten Kosten im Vorfeld nicht erkennbar und kalkulierbar gewesen. Über­
dies habe die BIG in der Bauzeit für die Werbewand zusätzliche Ein­
nahmen verbucht. 

58.2 Der RH beanstandete, dass nachträglich angebotene Leistungen von 
der BIG zwar vergütet, aber weder nachvollziehbar freigegeben noch 
schriftlich beauftragt wurden. Damit hielt die BIG interne Vorgaben 
nicht ein. Der RH verwies in diesem Zusammenhang auf die BIG­
internen Richtlinien betreffend Zeichnungsberechtigung, wonach "alle 
Aufträge (außer Kleinaufträge unter 700 EUR) schriftlich erfolgen bzw. 
bestätigt werden müssen". 
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Beim ZA Nr. 4 kritisierte der RH die gravierende Erhöhung der Abrech­
nungs- über die Angebotssumme. Die Form der Angebotslegung hätte 
bereits bei der Prüfung des Zusatzangebots beanstandet werden müs­
sen. 

Der ZA Nr. 5 war eindeutig zu Recht abgelehnt worden. Der Aufwand 
für den deutlich beschriebenen Leistungsinhalt war vom Auftragneh­
mer im Rahmen seiner Urkalkulation zu berücksichtigen gewesen. Die 
Gegenrechnung der für die Werbewand erzielten Einnahmen war inso­
fern unzulässig, als diese unabhängig von der Kostentragung für den 
Ab- und Aufbau der Werbewand erzielt wurden. 

Der RH stellte grundsätzlich fest, dass Zusatzleistungen - unabhän­
gig davon, ob sie Mehrkosten erfordern oder durch Minderleistungen 
abgedeckt sind, jedenfalls zu prüfen, entsprechend zu dokumentieren 
und - im Anerkennungsfall - schriftlich zu beauftragen sind. Der RH 
empfahl der BIG, Zusatzangebote durchgehend zu prüfen und voll­
ständig sowie transparent zu dokumentieren. Nicht beauftragte Leis­
tungen wären nicht zu vergüten. 

58.3 Laut Stellungnahme der BIG sei die Prüfung von Zusatzangeboten im 
Projekthandbuch geregelt. Bei den Zusatzangeboten 3 und 4 sei von 
der zu prüfenden Stelle vermerkt worden, dass auf grund des Entfalls 
anderer PosiHonen keine Erllöhung der Gesamtauftragssumme notwen­
dig wäre. Aus diesem Grund sei vom Auftraggeber die Freigabe der 
Leistungen entsprechend dem geprüften Zusatzsangebot erfolgt. Eine 
schriftliche Beauftragung in Form eines Zusatzauftrags habe nicht 
stattgefunden. Aufgrund der Empfehlung des RH und der gemachten 
Erfahrung werde nunmehr in ähnlichen Fällen der Auftragnehmer mit 
einem Zusatzauftrag von 0 E UR beauftragt, jedoch mit dem Hinweis, 
dass die Abrechnung der angebotenen Posi/.'ionen entsprechend dem 
geprüften und freigegebenen Prüfprotokoll zu erfolgen habe. 

58.4 Der RH legte der BIG nahe, bei der Prüfung, Bearbeitung und Geneh­
migung von Leistungsänderungen [z.B. Zusatzangeboten und Abrech­
nungsvereinbarungen) hinsichtlich der Wertgrenzen nicht zu saldie­
ren. 

Außenanlagen, Zusatzauftrag Kanal 

59.1 Beim Gewerk Außenanlagen forderte die BIG die Kalkulationsgrundla­
gen [K7-Blätter) nicht ein. Sie wurden laut Örtlicher Bauaufsicht auch 
als nicht notwendig befunden. Demnach sollte die Preisprüfung von 
"Nachtragsleistungen" mit Preisen aus ähnlichen Projekten erfolgen. 
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Im Zuge der Leistungserbringung durch den Auftragnehmer war  die 
Herstel lung eines Kanals notwendig. Das Leistungsverzeichnis enthielt 
dafür keine entsprechenden Positionen. Der Auftragnehmer legte dafür 
im Juni 2010 ein Zusatzangebot. Der Generalplaner vermerkte im Zuge 
seiner Prüfung, dass die Einheitspreise teilweise zu hoch seien; die wei­
tere Preisprüfung solle durch die Örtliche Bauaufsicht erfolgen. Diese 
nahm Korrekturen bei einigen Positionen vor. Ein Auftragsschreiben 
der BIG mit den durch die Örtliche Bauaufsicht korrigierten Einheits­
preisen erfolgte im Dezember 2010 an den Auftragnehmer. 

Die geprüfte Schlussrechnung vom Mai 201 1  enthielt jedoch nicht die 
korrigierten, sondern die vom Auftragnehmer begehrten Preise. Die 
Mehrkosten betrugen rd. 8.700 EUR. 

Laut Örtlicher Bauaufsicht seien die Preiskorrekturen vom Auftrag­
nehmer nicht akzeptiert worden; sie habe daher in der Schlussrech­
nungsbesprechung die ursprünglich geforderten Einheitspreise aner­
kannt. Weiters führte sie an, ihre .. ursprünglich geprüften Summen 
wären sachlich nicht korrekt'· gewesen. 

59.2 Der RH betonte die Bedeutung der Kalkulationsgrundlagen sämtlicher 
angebotener Einheitspreise für die Bewertung und Beurteilung der 
Angemessenheit von Mehrkostenforderungen. Sie sollten spätestens 
bei Vertragsabschluss vom Auftragnehmer eingefordert werden. Insbe­
sondere die K7 Blätter, mit denen der Einheitspreis der jeweiligen Lei­
stungsverzeichnisposition in die Ansätze für Stunden-, Geräte- und 
Stoffaufwand aufgegliedert wird, stellen während der BauabwickJung 
bspw. bei der Überprüfung der Preisangemessenheit von Zusatzleis­
tungen eine wesentliche Grundlage dar. Nur dadurch ist eine objek­
tive und unstrittige Beurteilung eines Nachtragsangebots möglich. 

Der RH empfahl der BIG, in Hinkunft die Vorlage der Kalkulations­
blätter des Auftragnehmers sicherzustellen. 

59.3 Laut Stellungnahme der BIG werde zukünftig bei wesentlichen Posi­
tionen Kalkulationsblätter gemeinsam mit der Angebotsabgabe einge­
fordert. Auf gesonderte Aufforderung durch den Auftraggeber seien im 
Zuge der A u.fk lä ru ngsgespräclre auch alle weiteren Kalkulationsblät­
ter zu bestimmten Positionen zu übergeben. 

59.4 Der RH entgegnete der BIG, dass das Nichteinfordern aller Kalkulati­
onsblätter - und damit eine mangelhafte oder fehlende Preisprüfung -
dann zum finanziellen Nachteil (z.B. Bietersturz) für den Bauherrn 
wird, wenn Spekulationen und eine nicht plausible Preisgestaltung 
nicht erkannt werden. Entscheidend ist, dass im Fall einer fehlenden 
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Detailkalkulation die ordnungsgemäße, wirtschaftliche und zweckmä­
ßige Prüfung von Zusatzangeboten nicht möglich ist. Daher kann nur 
mit Vorlage sämtlicher Kalkulationsblätter eine spätere Manipulation, 
wie die Änderung der Kalkulationsansätze, ausgeschlossen werden. 

Fassade Zusatzauftrag Bauzeitverlängerung 

60.1 Der Bauvertrag für die Herstellung der Fassade sah acht Monate Bau­
zeit vor. Wunsch der BIG war es - um etwaige Beschädigungen bzw. 
Bauschäden im Zuge der Fassadenausführung möglichst zu vermei­
den -, dass bestimmte Leistungen wie bspw. die Montage von Schie­
betüren und Jalousien zu einem möglichst späten Zeitpunkt erfolgen 
sollten. 

Die BIG genehmigte dafür dem Auftragnehmer einen Zusatzauftrag 
in Höhe von rd. 22.000 EUR für 1 ,4 Monate "Vorhaltekosten eigener 
Baubetrieb" über die ursprüngliche Bauzeit hinaus. Zur Kalkulation der 
Preise wurde der Einheitspreis des Hauptauftrags herangezogen. Die 
Detailkalkulation (K7-Blatt) der betreffenden Position enthielt jedoch 
keinen Lohnanteil, sondern nur Gerätekosten35. 

Die Bautagesberichte enthielten keinen Hinweis darauf, dass zum frag­
lichen Zeitpunkt diese Geräte überhaupt noch auf der Baustelle vor­
handen waren. 

Laut den K7-Blättern eines weiteren Zusatzauftrags enthielt auch die­
ser Auftrag Krankosten. Zur Abrechnung gelangten daher sowohl die 
Krankosten der einzelnen Position .. Vorhaltekosten eigener Baubetrieb" 
sowie die "umgelegten Krankosten" in den einzelnen Positionen des 
weiteren Zusatzauftrags. 

60.2 Der RH stellte kritisch fest, dass mit der Anerkennung und Abrech­
nung des Zusatzauftrags Leistungen - zumindest die Krankosten in 
Höhe von rd. 6.300 EUR - doppelt verrechnet wurden. 

3S bspw. Kosten für den Kran in Höhe von rd. 6.JOO EUR und für die Teleskopbühne in 
Höhe von rd. 2.600 EUR 
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Bautagesberichte 

61.1 ( 1 )  Bautagesberichte dienen u.a. dazu, alle wichtigen die vertragliche 
Leistung betreFFenden Tatsachen, wie Wetterverhältnisse und Arbeits­
zeiten, fortlaufend und durchgängig festzuhalten. 

Die vom Auftragnehmer Baugrubensicherung vorgelegten Bautages­
berichte wiesen zwar von Baubeginn bis 10. März 2008 dementspre­
chende Angaben auf, ab 1 1 .  März 2008 fehlten sie jedoch. Darüber 
hinaus wiesen die Bautagesberichte teilweise keine Unterschrift der 
Örtlichen Bauaufsicht und damit keine Unterfertigung durch einen 
Auftraggebervertreter auf. Einige Bautagesberichte waren weder vom 
Auftragnehmer noch vom Auftraggeber unterzeichnet. Über einen Zeit­
raum von mehreren Wochen wiesen die Bautagesberichte einen Fehler 
bei den Datumsangaben auF; diese standen im offensichtlichen Wider­
spruch zu den Bauterminen. 

(2) Die vom Auftragnehmer für die Baumeisterarbeiten vorgelegten 
Bautagesberichte wiesen überwiegend keine Angaben über Wetter, 
Temperatur und Arbeitszeit auF. 

61.2 Der RH hielt wegen der möglichen vertraglichen Auswirkungen ein 
zeitnah hergestelltes und durch Unterfertigung dokumentiertes Ein­
vernehmen der Vertragspartner über alle wichtigen, die vertragliche 
Leistung betreffenden Tatsachen für zweckmäßig. Er beanstandete die 
aufgezeigten Mängel und empfahl der BlG, auf eine entsprechende 
Qualitätssicherung hinzuwirken. 

61.3 Die BIG stimmte der Empfehlung des RH zu und teilte mit, dass feh­
lerhafte Bautagesberichte von der Örtlichen Bauaufsicht zu bemängeln 
wären. Weiters werde die BIG zukünftig llerstärkt die Kontrollleistung 
der Örtlichen Bauaufsicht überprüfen. 

Prüfllrotokolle für Zusatzangebote 

62.1 Die von der Örtlichen Bauaufsicht sowie durch den Generalplaner aus­
zufüllenden Prüfprotokolle zu den Zusatzangeboten des Auftragneh­
mers für die Baumeisterarbeiten wurden handschriftlich geführt und 
zum Teil schlecht lesbar sowie im Rahmen der Baudokumentation den 
Zusatzaufträgen beigeschlossen. 

62.2 Der RH beanstandete die teilweise sehr schlechte Lesbarkeit der Ein­
tragungen in den Prüfllrotokollen und empfahl der BIG, künftig auf 
eine entsprechende Qualität der Protokolle zu achten, um den AnFor-
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derungen an eine eindeutige Dokumentation der getroffenen Beurtei­
lungen zu entsprechen. 

62.3 Die BIG stimmte der Empfehlung des RH unter Hinweis auf ihre Stel­
lungnahme zu TZ 61 zu. 

Aufstellung Zusatzangebote 

63.1 Die von der Örtlichen Bauaufsicht für die Baumeisterarbeiten mit Stand 
18. Juli 201 1  erstellte Liste über Zusatzangebote enthielt u.a. Angaben 
darüber, ob diese 

- freigegeben und beauftragt oder abgelehnt wurden, sowie ob die 

- Freigabe durch die Örtliche Bauaufsicht, den Generalplaner oder 
die BIG offen war. 

Obwohl keine Auftragsschreiben vorlagen, waren die Zusatzangebote 3 
und 4 als freigegeben und beauftragt ausgewiesen. 

Für das Zusatzangebot 5 wies die Liste aus, dass dieses nicht beauf­
tragt worden sei. Die Örtliche Bauaufsicht hatte aber die Leistung im 
Mai 2011 in der von ihr geprüften Schlussrechnung anerkannt. 

Die Zusatzangebote 7 und 9 beschrieb die Liste hinsichtlich der Beauf­
tragung als "offen" mit der Anmerkung " liegt bei BIG", obwohl deren 
Beauftragung durch die BIG bereits am 1 1 .  Jänner 201 1  im Rahmen 
der Zusatzaufträge 5 und 6 erfolgt war. 

63.2 Der RH beanstandete die unrichtigen Angaben in der Liste über Zusatz­
angebote und empfahl der BIG, auf die Qualität der von ihren Auftrag­
nehmern erstellten Unterlagen für die Dokumentation des Bauvorha­
bens besonders zu achten. 

63.3 Laut Stellungnahme der BIG habe die Örtlichen Bauaufsicht darauf 
reagiert, die Unterlagen teilweise verbessert und auch ihr eingesetztes 
Personal verstärkt bzw. ausgetauscht. 
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Zusammenfassende 

Beurteilung 
64 Der RH stellte ungeachtet der termingerechten Übergabe des Bauwerks 

und der Einhaltung des geplanten Kostenrahmens Mängel bei der Pla­
nung und Umsetzung des Bauvorhabens fest. Sie bewirkten Einspa­
rungspotenzialc in nachstehendem Umfang. 

Tabelle 15: Übersicht Einsparungspotenziale 

Leistung Mangel Einsparungs- Te.tziffer 
potenzial 

in EUR 

Baumeister Zusatzaufträge 

ZA 003 Baustromversorgung keine Beauftragung 58 

ZA 004 Verstärkung Tiefgaragendecke keine Beauftragung, überhöhte 58 Abrechnung 

ZA 005 Werbewand Vergütung nicht gerechtfertigt 3.840,40 58 

Fassade Zusatzauftrag 

ZA Bauzeitverlängerung Doppelte Verrechnung von 
Gerätekosten 6.300,00 60 

Isolierung Zusatz auf trag 

ZA 14 Abrechnung mit Zuschlägen Abrechnungsprob\�matik gemäß 
Zuschlägen nach ONORM B 2260 825.687,69 49 

Lüftung Planung 

alternative Lüftungsgeräte Abweisung von 126.978,89 37 Alternativangeboten 

Heizung Planung 

Einbau von technisch nicht 
automatische Regeleinrichtungen erforderlichen automatischen 12.027,30 36 

Regelei n richtungen 

Baudurchführung 

Leistungsverrechnung Abrechnung eines nicht 56.612,00 55 erstellten Raumbuchs 

Quelle: RH 
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Darüber hinaus ergaben sich bei mehreren Gewerken Bieterumrei­
hungen, die insgesamt zu fmanziellen Nachteilen von rd. 644.000 EUR 
führten (TZ 45, 46, 47). 

Der RH verwies darauf, dass die anerkannten Herstellungskosten 
Grundlage für die Berechnung der Kostenmiete sind, die seitens der 
TU Wien zu leisten sein wird. 

Sofern diese Einsparungspotenziale nicht mehr realisiert werden 
können, erhöhen sie die auf Basis der Herstellungskosten kalkulierte 
Kostenmiete der TU Wien. Die fmanziellen Nachteile aus B ieterum­
reihungen erhöhen jedenfalls die Grundlage für die Berechnung der 
Kostenmiete. 
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SchlussbemerkungenjSchlussempfehlungen 

BMWFJ 

BMWFJ und 

Bundesimmobilien­

gesellschaft m.b.H. 

Bundesi m mobi lienge­

sellschaft m.b.H.  

Bund 2013j5 

65  Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

( 1 )  Der Umsetzungsgrad der Maßnahmen des Konjunkturpakets 11 
wäre zu dokumentieren und anhand einer möglichst detaill ierten 
Darstellung die Wirkung der einzelnen Maßnahmen zu evaluieren 
sowie deren Auswirkung auf zukünftige budgetäre Belastungen dar­
zustellen. (TZ 1 8) 

(2) Es wären Gründe zu untersuchen, warum die Zielvorgaben für 
die thermische Sanierung nicht erreicht wurden und Maßnahmen 
zu setzen bzw. Anreizsysteme zu schaffen, um für eine größere 
Akzeptanz der thermischen Sanierung von Bundeshochbauten zu 
sorgen. (TZ 1 4) 

(3) Im Hinblick auf die aktuelle KonjunkturentwickJung wäre auf 
eine kontinuierliche Auslastung der Bauwirtschaft zu achten. (TZ 1 6) 

Projektorganisation 

(4) Die Bestimmungen der Geschäftsordnungen für die Geschäfts­
führung und den Aufsichtsrat wären einzuhalten sowie Mietverträge 
- gemäß den darin festgelegten Wertgrenzen - erst nach Geneh­
migung durch den Aufsichtsrat abzuschließen. (TZ 2 1 )  

(5) Vertreter der Projektleitung wären zu den AufkJärungsgesprä­
chen für vom Leistungsumfang her bedeutende Auftragsvergaben 
zu entsenden. (TZ 2 3 ,  29) 

(6) Hinsichtlich der Abrechnungsprüfung wäre das Vier-Augen­
Prinzip lückenlos zu beachten und so die Abrechnungsqualität 
sicherzustellen. (TZ 2 5) 

(7) Die LeistungserfüUung der Auftragnehmer für immaterielle 
Leistungen wäre zu überprüfen und bei Abweichungen, wie einem 
fehlenden Baubuch oder der nicht vertraglich vereinbarten einge­
schränkten (stichprobenweisen) Überprüfung der Leistungsverzeich­
nisse bzw. der Vergabevorschläge durch die Örtliche Bauaufsicht, 
die vertragsgemäße Leistungserbringung einzufordern. (TZ 23 ,  29) 
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Projektgrundlagen, Planung 

(8) Für weitere Projekte für die Technische Universität Wien, bei 
denen die Mietvertragsdauer kürzer als der Refmanzierungszeitraum 
ist, sollte ein angemessenes Mietzinsausfallswagnis in der Kalkula­
tion angesetzt werden. (TZ 22) 

(9) Der Prüfungs- und Freigabeprozess der Ausführungsplanung 
hätte künftig so zu erfolgen, dass die Montage niebt auf Basis 
mangelhafter Pläne durchgeführt wird. Weiters wären Planungs­
unterlagen hausintern auf Plausibilität zu prüfen und ein entspre­
chendes Freigabeprozedere in den QuaIitätsstandards zu verankern. 
(TZ 24, 36) 

( 1 0) Die Planungsunterlagen wären im Besonderen hinsichtlich 
Gesamtenergieeffizienz und Nachhaltigkeit zu prüfen. (TZ 37) 

( 1 1 )  Es wären Minderleistungen zu erheben und entsprechende Preis­
minderungen geltend zu machen. Weiters wäre die in der Schluss­
rechnung für die Ausführungsplanung des Gewerks Heizung und 
Kälte abgerechnete Summe von 9.240 EUR bis zur Überarbeitung 
und Richtigstellung der Montagepläne durch die Auftragnehmer 
nicht freizugeben. (TZ 24) 

Ausschreibung, Vergabe 

( 1 2) Möglichst alle erforderlichen Leistungen wären dem Wettbe­
werb der B ieter zu unterwerfen und diese bereits im Leistungsver­
zeiebnis zu berücksichtigen. (TZ 50) 

( 1 3) Leistungsverzeichnisse für sämtliche vom Leistungsumfang her 
bedeutende Aufträge sollten vor der Vergabe selbst intensiv geprüft 
und ein standardisiertes Verfahren samt Dokumentation dafür ent­
wickelt werden. Die QuaIität der Leistungsbeschreibungen wäre zu 
verbessern und die Qualitätssicherung hinsichtlich ihrer Erstellung 
zu verstärken. Erkennbare Ausführungserfordernisse hinsichtlich 
der Leistungsinhalte und Mengen wären bereits in der Ausschrei­
bung zu berücksichtigen. (TZ 23,  38,  40, 42, 43) 

( 1 4) Das Gewerk Isolierung wäre immer mit Positionen für Form­
stücke, Armaturen, Plansebpaare, Rohrkupplungen und Verteiler­
stutzen sowie für Ausschnitte auszuschreiben, um einer spekula­
tiven Wahl der Abrechnungsmethode vorzubeugen. (TZ 49) 
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BIG: Konjunkturbelebungspaket 11 

( 1 5) Die Bestimmungen des Vergaberechts sollten eingehalten sowie 
Planungsaufträge in einem dem Vergaberecht entsprechenden Ver­
fahren und nicht aus Kostenüberlegung direkt vergeben werden. 
(TZ 3 3 )  

( 1 6) Das interne Schema zur "Vergabe von Bauaufträgen" sollte 
betreffend Direktvergaben überarbeitet und mit dem BIO-Kodex in 
Einklang gebracht werden. (TZ 30) 

( 1 7) Grundsätzlich wären Vergleichsangebote für Leistungen, die in 
der Direktvergabe vergeben werden können, einzuholen und nur 
in begründeten Fällen davon abzuweichen; diese Begründung wäre 
nachvollziehbar und transparent vor Auftragsvergabe zu dokumen­
tieren. (TZ 30) 

( 1 8) Von der Örtlichen Bauaufsicht und vom Generalplaner wäre 
die vertragsgemäße Prüfung der Angebote einzufordern. Bei Auf­
fälligkeiten im Preisspiegel wäre eine vertiefte Angebotsprüfung 
vom Generalplaner einzufordern. (TZ 23,  29, 3 1 )  

( 1 9) Bei den AufkJärungsgesprächen wären die Auftraggeberinte­
ressen aktiver wahrzunehmen. (TZ 29, 32) 

(20) Überlegungen hinsichtlich der Abrechnung von Planungsho­
noraren - abhängig von den Herstellungskosten oder pauschaler 
Abrechnung - wären vor der Beauftragung der Leistungen anzu­
stellen und die Abrechnungsmodalitäten nicht im Zuge des Pla­
nungsprozesses zu ändern. (TZ 33)  

(2 1 ) Bei der Beauftragung von selbständigen Dienstleistern, die bis 
kurz vor der Auftragsvergabe noch in einem Arbeitsverhältnis zum 
Unternehmen standen und deren Aufgabengebiet wesentliche Ver­
antwortlichkeiten im Bereich der zu vergebenden Leistung betraf, 
wäre möglichen Interessen kollisionen durch wirksame Konkurrenz­
klauseln in den Arbeitsverträgen zu begegnen. (TZ 3 3 )  

(22) Die Vergabeverfahren wären vollständig und fehlerfrei zu doku­
mentieren. (TZ 29, 34) 
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Bauabwicklung und Abrechnung 

(23J Die Ausschreibungsqualität und die Positionswahl für die 
Abrechnung wären verstärkt zu beachten. (TZ 45J 

(24J Leistungsänderungen wären, wenn der vertraglich vereinbarte 
Preis beeinflusst wird oder zusätzliche Leistungen vorgesehen sind, 
entsprechend den internen Vorgaben zu behandeln und hierüber 
ein Zusatzangebot mit - auf den Preisgrundlagen und der Preisba­
sis des Vertrags erstellten - neuen Preisen vorzulegen. (TZ 50, 54J 

(25J Zusatzangebote wären durchgehend zu prüfen und vollständig 
sowie transparent zu dokumentieren. Nicht beauftragte Leistungen 
wären nicht zu vergüten. (TZ 58J 

(26J Abrechnungsvereinbarungen wären auf geringfügige Ände­
rungen der ausgeschriebenen Leistungen zu beschränken. Darüber 
hinausgehende Änderungen wären im Wege eines Zusatzangebots 
abzuwickeln. (TZ 44J 

(27J Die Vorlage der Kalkulationsblätter der Auftragnehmer wäre 
sicherzustellen. (TZ 59J 

(28J Die Örtliche Bauaufsicht wäre zum Nachweis der abgerechne­
ten Mengen so zu verpflichten, dass es ermöglicht wird, Massen­
mehrungen eindeutig nachzuvollziehen. (TZ 53J 

(29J Die Honorare des Generalplaners bzw. des Haustechnikplaners 
für die Erstellung eines Raumbuchs wären in Höhe von 56. 6 1 2  EUR 
rückabzuwickeln. (TZ 55J 

Projektcontrolling, Dokumentation 

(30J Es wären ausschließlich Kostenberechnungen, die auf Basis 
derselben Leistungen erstellt worden sind, für Soll-Ist-Vergleiche 
heranzuziehen. (TZ 28J 

( 3 1 J  Unterschiede bezüglich der in den einzelnen Dokumenten des 
Projektcontrolling, wie Datenblatt oder Quartalsberichte, ange­
führten Errichtungskosten sollten begründet werden. (TZ 28J 

(32J Bei einem zu erwartenden Terminverzug sollten Terminab­
stimmungsgespräche mit den zukünftigen Nutzern geführt und in 
die Berichterstattung aufgenommen werden. Wenn diese nicht zum 
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BIG: Konjunkturbelebungspaket 11 

gewünschten Ergebnis führen, sollten etwaige Gegenmaßnahmen 
hinsichtlich Kosten- und Terminfolgen (z.B. Forderung der Bautätig­
keit) geprüft werden und ebenfalls ins Reporting eingehen. Erwar­
tete oder tatsächliche Terminverzögerungen sollten keinesfalls ohne 
Kommentar ins Reporting aufgenommen werden. (TZ 21) 

(33) Dem Aspekt der Dokumentation des Entsorgungsweges von 
Baurestmassen wäre erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken. (TZ 5 1 )  

(34) Auf eine entsprechende Qualitätssicherung hinsichtlich der 
Dokumentation aller wichtigen die vertragliche Leistung betref­
fenden Tatsachen wäre hinzuwirken. Auf eine entsprechende Qua­
lität der Protokolle wäre dabei zu achten, um den Anforderungen 
an eine eindeutige Dokumentation aller getroffenen Beurteilungen 
zu entsprechen. (TZ 6 1 ,  62) 

(35) Auf die Qualität der von der Örtlichen Bauaufsicht erstellten 
Unterlagen für die Dokumentation des Bauvorhabens wäre beson­
ders zu achten. (TZ 63) 

207 

III-18 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdok. T3 (gescanntes Original) 83 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 

208 Bund 2013/5 

III-18 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdok. T3 (gescanntes Original)84 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
B MW 

ANHANG 

. .  

AN HANGE 

Anhang 1 :  Auftragsvergaben Lehartrakt 

Anhang 2: Entscheidungsträger 

Bund 2013/5 209 

III-18 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdok. T3 (gescanntes Original) 85 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



'" 
.... 
o 

'" 
c 
'" 
Q. 
'" 
o 
.... 
w 

-­
'" 

ANHANG 1 

lfd. Nr. Gewerk (Gewerkecode) 

1 aaugrubensicherung (103000) 

2 

3 

Untersuchungsöffnungen Statiker 
(103001) 

Baumeisterarbeiten (201000) 

Vergabeart/Auftragssumme in 
1.000 EUR 

offenes Verfahren/653,23 

Direktvergabe ohne Gegen­
angebote/2,SO 

offenes Verfahren/7.797,08 

4 aaumeisterarbeiten Tiefgaragen- offenes Verfahren/342,80 
sanierung (201001) 

Besonderheiten im Vergabeverfahren 

Im Angebotsschreiben Bestbieter fehlte die rechtsgültige Unterschrift 
(die jedoch an anderer Stelle des Angebots vorhanden war). Nach 
Rücksprache mit der Rechtsabteilung des Auftraggebers handelt es sich 
hierbei - rechtsgültige Unterschrift an anderer SteUe im Angebot - nach 
gängiger Rechtsprechung um einen behebbaren Mangel. was auch von der 
Rechtsprechung belegt wird. 
Im Vergabevermerk der BIG wurden alle Bieter mit 100 Punkten im Ranking 
angeführt und die Begründung für die Wahl des Verfahrens erfolgt für das 
Gewerk Baugrubenaushub und nicht für die Baugruhensicherung. 
Es war kein Vertreter der 8IG beim Aufklärungsgespräch anwesend. 
Oie Dokumentation des Vergahevorganges für die Baugrubensicherung 
erfolgte im übergebenen Papierakt unvollständig; so fanden sich darin 
z.B. keine ProtokoUe für die Angebotsöffnung und Angebotsprüfung. 
Diese Unterlagen waren im Dateienpaket enthalten, das die BIG dem RH 
übermittelte; nicht aUe Dokumente waren aLLerdings unterschrieben. 
Der RH bemängelte die fehlenden Originalunterlagen im Vergabeakt und 
empfahl der BIG, künftig auf die Dokumentation besonders zu achten. 
Die BIG ersteUte keinen Vergabevermerk; es lag keine nachvollziehbare und 
dokumentierte Begründung für fehlende Vergleichsangebote vor. 
Der Generalplaner bestätigte die Angemessenheit der Preise, ohne eine 
formale und rechnerische Prüfung des Angebots durchzuführen. 
Die Bekanntgabe der Zuschlagsentscheidung der 8IG war mit falschen 
Datumsangaben versehen. 
Trotz des Vorschlags des Generalplaners beauftragte das Unternehmen 
die Position 00.01.13600Z, Trümmersichere Dachkonstruktion nicht. 
(Diese Position wurde von keinem Bieter angeboten, fehlte daher auch im 
Preisspiegel.) Keine Stellungnahme der Örtlichen Bauaufsicht dazu. 
Es war kein Vertreter der BIG beim Aufklärungsgespräch anwesend. Im 
Protokoll dazu ist von einer vertieften Angebotsprüfung laut abändernden 
bzw. ergänzenden Bestimmungen zur ÖNORM B 2110 die Rede, in den 
abändernden bzw. ergänzenden Bestimmungen zur ÖNORM B 2110 ist jedoch 
kein Hinweis darauf. 
keine Besonderheiten 
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lfd. Nr. Gewerk (Gewerkecode) 

5 Erdarbeiten (201500) 

6 Baumeisterarbeiten -
Kanalisierung (202001) 

7 Objektfunkanlage (300100) 

8 Elektrotechnik. Stark- und 
Schwachstrominstallation 
(300500) 

9 Diesellieferung (300900) 

10 Mess-, Steuer- RegeLungstechnik 
Installationsarbeiten (301500) 

11 Sanitärinstallationsarbeiten 
(302000) 

ANHANG 1 

Vergabeart/Auftragssumme In 
1.000 EUR 

offenes Verfahren/0.74 

Direktvergabe mit 
Gegenangeboten/9.S0 

Direktvergabe mit 
Gegenangeboten/S8.S1 
offenes Verfahren/2.076.1l 

Direktvergabe mit 
Gegenangeboten/0.94 
offenes Verfahren/803.8S 

offenes Verfahren/1.483.1l 

Besonderheiten im Vergabeverfahren 

Es lagen widersprüchliche Angaben betreffend Zuschlagskriterien in 
der Einladung zur Angebotsabgabe vor (Zuschlag dem technisch und 
wirtschaftlich günstigsten Angebot und nicht dem Angebot mit dem 
günstigsten Preis, obwohl Zuschlagskriterium zu 100 Ofo der Gesamtpreis 
war; zwar auch sonstige Kriterien in der Checkbox angekreuzt, diese aber 
nicht bezeichnet und mit keinem Prozentsatz angegeben). 
Es war kein Vertreter der BIG beim Aufklärungsgespräch anwesend. 
Der Generalplaner führte eine vertiefte formale Angebotsprüfung und eine 
rechnerische Angebotsprüfung anhand eines Preisspiegels durch und stellte 
die Angemessenheit der Preise aller Positionen des Leistungsverzeichnisses 
fest. Der Preisspiegel zeigte große Preisdifferenz unter den Bietern bei 
der Position .,Entsorgen kontaminierten Aushubmateriats", dazu findet 
sich kein Hinweis in der Prüfung des GeneraLplaners; auch wurden keine 
AntiClaimmaßnahmen zur Abwehr mögLicher Preissteigerungen festgeLegt. 
Es Lag eine nachvollziehbare und dokumentierte Begründung - aufgrund von 
Dringlichkeit - für LedigLich ein Vergleichsangebot im Vergabevermerk vor. 
Der Generalplaner stellte die Angemessenheit der Preise aller Positionen 
des Leistungsverzeichnisses fest, etwaige Prüfungshandlungen - wie in 
anderen Vergabevorschlägen - waren nicht angeführt. 

Es war kein Vertreter der BIG beim Aufklärungsgespräch anwesend. 

keine Besonderheiten 

Die Örtliche Bauaufsicht holte die Angebote ein und überprüfte sie auch. 
Der Generalplaner prüfte die Angebote nicht. 

keine Besonderheiten 

In der fachtechnischen Angebotsprüfung (erfolgte durch ein technisches 
Büro im Auftrag des GeneralpLaners) wurde auf die Notwendigkeit einer 
Prüfung der vergaberechtlichen Folgen - ob ein Ausscheidungsgrund 
vorliegt - hinsichtlich des Begleitschreibens eines Bieters, auf dessen 
Rückseite sich dessen Einkaufsbedingungen befanden, hingewiesen. In keiner 
weiteren Stufe der Angebotsprüfung wurde diesem Hinweis nachgegangen; 
in ihren Auftragsschreiben schließt die BIG grundsätzlich die Gültigkeit von 
nachteiligen allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers aus. 
Keine Stellungnahme der Örtlichen Bauaufsicht dazu. 
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ANHANG 1 

ltd. Nr. Gewerk (Gewerkecode) Vergabeart/Auftragssumme in 
1.000 EUR 

12 Luft- und Klimatechnik (302502) offenes Verfahren/2.50l,71 

13 Kältetechnische offenes Verfahren/l.l05,68 
Installationsarbeiten (302503) 

14 Förder-/Hebeanlagen (303000) offenes Verfahren/499,04 

15 Treppenlifte (303001) Direktvergabe mit 
Gegenangeboten/25,39 

16 Schlosserarbenen (410100) Direktvergabe mit 
Gegenangeboten/4,35 

17 Alu-/Glastassade (411000) offenes Verfahren/3.8l6,ll 

18 Trockenbauarbeiten (440100) 

19 Wärmedämmungsarbeiten 
isolierpaneele (440101) 

20 Trockenbauarbeiten (440102) 

offenes Verfahren/495,30 
Direktvergabe mit 
Gegenangeboten/17,39 

Direktvergabe ohne 
Gegenangebote/ll,18 

Besonderheiten im Vergabeverfahren 

Es war kein Vertreter der BIG beim Aufklärungsgespräch anwesend. 

keine Besonderheiten 

Nur ein Angebot langte ein, womit nach § 139 Abs. 2 BVergG 2006 die 
Möglichkeit zum Widerruf und zur neuerLichen Ausschreibung der leistungen 
bestand. 
Die fachtechnische Angebotsprüfung (inkl. formaler und rechnerischer 
Prüfung) erfolgte durch ein technisches Büro im Auftrag des GeneraLpLaners. 
Weder dieses Büro, der Generalplaner, die Örtliche Bauaufsicht noch die BIG 
prüften und bewerteten diese Möglichkeit, obwohl das Angebot rd. 25 '10 
über der Kostenschätzung lag. Auf Anfrage des RH begründete die BIG den 
Auftrag mit terminLicher Notwendigkeit. 
Der Generalplaner stellte die rechnerische Richtigkeit der Preise aller 
Positionen des leistungsverzeichnisses fest; etwaige Prüfungshandlungen 
- �.ie in anderen Vergabevorschlägen - waren nicht angeführt. 
Die Ortliche Bauaufsicht prüfte die Preise mittels Stichprobe auf 
Plausibilität und beurteilte diese als ortsüblich und angemessen. 
Der Generalplaner prüfte die Angebote nicht, die BIG erstellte keinen 
Vergabevermerk. 
Es war kein Vertreter der BIG beim Aufklärungsgespräch anwesend. 
Der Preisspieget zeigte, dass die Position Vorhaltekosten eigener Baubetrieb 
des Bestbieters um ein Vielfaches teurer war als die Preise der Mitbieter 
(Positionspreis 123.700 EUR zu 2.400 EUR, 3.024 EUR bzw. 8.000 EUR). 
In der Dokumentation der Angebotsprüfung fehlte der Nachweis für die 
vertiefte Angebotsprüfung hinsichtlich der Kalkulation der Vorhaltekosten, 
obwohl laut Aufklärungsgespräch der Bieter extra für die Prüfung dieser 
Position Kalkulationsformblätter, welche die Detailkalkulation zeigen, 
liefern sollte. Keine Stellungnahme der Örtlichen Bauaufsicht dazu. 
Kein Vertreter der BIG bei Aufklärungsgespräch anwesend. 
Unzureichende Prüfung der Angebote im Sinne einer vertieften 
Angebotsprüfung durch den Haustechnikplaner und in weiterer Folge durch 
die BIG. 
Es lag eine nachvollziehbare und dokumentierte Begründung - aufgrund 
von Dringlichkeit - für die Nichteinholung von Vergleichsangeboten im 
Vergabevermerk vor. 
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ANHANG 1 

lfd. Hr. Gewerk (Gewerkecode) Vergabeart/Auftragssumme in 
1.000 EUR 

21 Beschichtungen und offenes Verfahren/409,69 
Dehnfugensanierungen (461001) 

22 Asphaltarbeiten (600100) offenes Verfahren/290,63 

23 

24 

25 

26 

27 

2B 

Generalplaner (700100) 

Örtliche Bauaufsicht für 
Sperlaltiefbau (700300) 

Örtliche Bauaufsicht (Hochbau 
und Haustechnik inkl. Labor­
einrichtung) sowie Baustellen­
koordinator (700301) 

Schalltechnische Überprüfung 
Kältezentrum (710501) 

IT-Management Projektserver 
(715000) 

Geotechnische Radarmessung 
(715002) 

Begleitung BIG Übernahme 
29 technische Gebäudeausrüstung 

und labortechnik (71500� 

30 Begleitung der Abnahme/Uber­
nahme/Einsiedelung (715004) 

31 
Überprüfung Schweißnähte 
(715006) 

32 
Bauherrnhaftpflichtversicherung 
(802000) 

Quelle: RH 

Direktvergabe ohne Gegen� 
angebote/5.64l,OO 
Direktvergabe ohne 
Gegenangebote/24,90 

Verhandlungsverfahren mit vor­
heriger Bekanntmachung/1.07B,l5 

Direktvergabe ohne Gegen­
angebote/l,50 

Direktvergabe mit Gegen­
angeboten/l2,99 

Direktvergabe ohne Gegen­
angebote/l5,63 

Direktvergabe ohne Gegen­
angebote/B,52 

Direktvergabe ohne Gegen­
angebote/54,68 
Direktvergabe ohne Gegen­
angebote/4,2l 
Direktvergabe mit Gegen­
angeboten/32,62 

Besonderheiten im Vergabeverfahren 

Kein Vertreter der BrG bei Aufklärungsgespräch anwesend. 

Kein Vertreter der BIG bei Aufklärungsgespräch anwesend. 
Im Aufklärungsgespräch wurde der im Begleitschreiben des späteren 
Auftragnehmers vorgebrachte Gewährleistungsvorbehalt für die bituminöse 
Tragschicht ohne Asphaltfeinbetonschicht diskutiert. In keiner weiteren 
Stufe des Prüfungsprozesses wurde diese Thematik weiterbehandelt. Die 
Menge dieser Position veränderte sich von 100 m2 auf rd. 1.380 m2 von 
der Ausschreibung bis zur Abrechnung. Keine Stellungnahme der Örtlichen 
Bauaufsicht dazu. 
Wird in TZ 33 abgehandelt. Oie Generalplanerleistungen umfassten 
insgesamt vier Aufträge. 
Es lag keine nachvollziehbare und dokumentierte Begründung für 
fehlende Vergleichsangebote vor (nachträglich - im Zuge der Gebarungs· 
überprüfung - machte die BrG zeitliche Gründe dafür verantwortlich). 
Keine Besonderheiten. Die Örtliche Bauaufsicht umfasst insgesamt zwei 
Aufträge. 

Es lag keine nachvollziehbare und dokumentierte Begründung für fehlende 
Vergleichsangebote vor. 
Der Generalplaner prüfte das Angebot nicht. Oie BrG erstellte keinen 
Vergabevermerk. 

keine Besonderheiten 

Direktvergabe ohne Gegenangebote mit nachvollziehbarer und 
dokumentierter Begründung, warum keine Vergleichsangebote eingeholt 
wurden. 

Es lag keine nachvollziehbare und dokumentierte Begründung für fehlende 
Vergleichsangebote vor. 

Es lag keine nachvollziehbare und dokumentierte Begründung für fehlende 
Vergleichsangebote vor. 
Es lag keine nachvollziehbare und dokumentierte Begründung für fehlende 
Vergleichsangebote vor. Der Generalplaner prüfte das Angebot nicht. 

keine Besonderheiten 
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Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 

Vorsitzenden 

Geschäftsführung 

2 1 6  

Bundesimmobiliengesellschaft m.b.H.  

Dr. Peter KAMP 
(29. Dezember 1 992 bis 6. Juni 2007) 

Dr. Karl PETRlKOVICS 
(6. Juni 2007 bis 22. Oktober 2008) 

Mag. Michaela STEINACKER 
(seit 1 6. Dezember 2008) 

Ernst Karl PLECH 
(27. Juni 2001 bis 6. Juni 2007) 

DI  Horst PÖCHACKER 
(seit 6. Juni 2007) 

01 Herbert LOGAR 
(I. Jänner 2003 bis 1 7. Mai 2006) 

01 Christoph STADLHUBER 
(I. Jänner 2003 bis 1 6. Mai 201 1 )  

Mag. Wolfgang HAMMERER 
( I .  Juni 2006 bis 3 1 .  Mai 2009) 

01 Wolfgang GLEISSNER 
(seit 1 7. Mai 2006) 

DI Hans-Peter WEISS 
(seit I.  Juni 201 1 )  
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b k ü rzungen 

Abkürzungsverzeichnis 

Abs. 
Art. 

BIG 
BKA 
B-VG 
BEV 
BFG 
BGB!. 
BKA 
BM .. . 
BMF 
BMJ 
BMLV(S) 
BMWA 
BMWFJ 
bzw. 

CAD 

d.h. 

EB 
EG 
etc. 
EU 
EUR 

f.(f.) 
FPVO 

G(es)mbH 
GWh 
GIS 
GP 

i.d.g.F. 
IT 

Absatz 
Artikel 

Bundesimmobiliengeselischaft mbH 
Bundeskanzleramt 
Bundes-Verfassu ngsgesetz 
Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen 
Bundesfmanzgesetz 
Bundesgesetzblatt 
Bundeskanzleramt 
Bundesministerium . . .  
für Finanzen 
für Justiz 
für Landesverteidigung (und Sport) 
für Wirtschaft und Arbeit 
für Wirtschaft, Familie und Jugend 
beziehungsweise 

computer-aided design 

das heißt 

Erläulernde Bemerkungen 
Europäische Gemeinschaft(en) 
et cetera 
Europäische Union 
Euro 

(Fort-)folgend(e) 
Fertigpackungsverordnung, BGB!. Nr. 867/ 1 993 

Geselischaft mit beschränkter Haftung 
Gigawattstunden 
Geografisches Informationssystem 
G esetzgebu n gsperiod e 

in der gültigen Fassung 
Informationstechnologie 
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k.A. 
km2 

leg. cit. 

MEG 

Mill. 

Nr. 

rd. 
RH 
RV 

S. 

t 
TZ 

u.a. 

VBÄ 
VBG 

vg\. 
va 
VermG 

Z 
z.B. 

keine Angabe 
Quadratkilometer 

legis citatae 

Bundesgesetz über das Maß- und Eichwesen (Maß- und Eich­
gesetz - MEG), BGB\. Nr. 1 52/ 1 950 
Million(en) 

Nummer(n) 

rund 
Rechnungshof 
Regierungsvorlage 

Seite(n) 

Tonne(n) 
Textzahl(en) 

unter anderem 

Voll beschä ftigu ngsäqu ivalen t( e) 
Vertragsbedienstetengesetz (Bundesgesetz über das Dienst­
und Besoldungsrecht der Vertragsbediensteten des Bundes, 
BGB\. Nr. 86/ 1 948) 
vergleiche 
Verordnung 
Bundesgesetz über die Landvermessung und den Grenzkataster 
(Vermessungsgesetz), BGB\. Nr. 306/ 1 968 

Ziffer(n) 
zum Beispiel 
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Bund 2013/ 5  

G lossar 

Glossar l 

Benannte Stelle 

Von einem Mitgliedstaat an die Europäische Kommission gemeldete und 
registrierte Stelle, die best immte Aufgaben der Konformitätsbewertung im 
Rahmen von EU-Richtlinien durchführt 

Bodenschätzung 

Verfahren zur Schaffung von Bewertungsgrundlagen landwirtschaftlich 
nutzbarer Flächen für steuerliche Zwecke, das in Kooperation zwischen 
den Finanz- und Vermessungsbehörden durchgeführt wird 

Digitales Geländehöhenmodell 

Dreidimensionale Beschreibung der Erdoberfläche (natürlicher Boden ohne 
Bewuchs) in Form eines Höhenrasters und ergänzt durch zusätzliche Gelän­
destrukturen (Bruch-, Formlinien, markante Einzelpunkle) 

Digitale Kalastralmappe 

Grafischer Dalenbestand des Katasters im System der Landvermessung in 
digitaler Form und in einem exakt definierten Format; Teil des Grenzka­
tasters mit Darstellung aller Grundstücke, Grundstücksnummern und Hin­
weisen auf die Nutzung 

Digitales Landschaftsmodell 

Enthält Objekte und Informationen der Erdoberfläche in Vektorform mit 
originären Daten (d.h. maßstabsfrei und nicht durch kartografische Bear­
beitung verändert) 

I Erstellt nach TWAROCH/FREISTETll!R/LEITNER. Maß- und Eichrecht, Akkrcditicrung von 

Eich- und KalibriersiclIen, Physikalisch-technischer Prürdicnsl des Bundesamts rur Eich­

und Vermessungswesen. Wien 2004; lWAROel-!, Katastcr- und Vcnncssungsrccht. Wicn­

Graz 2009 sowie den Begriffsbestimmungen in den zugehörigen Rcchtsvorschrificn 
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Eichpolizeiliche Revision 

Stichprobenweise Überprüfung zur Feststellung, ob die im rechtsgeschäft­
lichen Verkehr eingesetzten Messgeräte gültig geeicht sind und die tech­
nischen Voraussetzungen für die eichpflichtige Verwendung erfüllen 

Eichstellen 

Vom BMWF J für bestimmte Messgeräte akkreditierte Stellen, die die Eichung 
an eichpflichtigen Geräten durchführen und selbst vom BEV überprüft wer­
den 

Eichung 

Eichtechnische Prüfung und Stempelung von Messgeräten durch die Eich­
behörde oder eine akkreditierte Eichstelle zur Feststellung, ob ein Messgerät 
den Eichvorschriften entspricht und die festgestellten Messabweichungen 
die Eichfehlergrenzen nicht überschreiten 

Etalon (französisch für Musterstück) 

Messnormal- oder Normbezugsgröße, d.h. Lehren, Messgeräte oder deren 
Bestandteile, die einzelne Werte einer Messgröße oder eine Abfolge von 
Werten einer Messgröße darstellen (z.B. das Meter für die Länge, das Kilo­
gramm für die Masse, die Sekunde für die Zeit etc.) 

Fertigpackung 

Erzeugnis in einem Behältnis beliebiger Art, das in Abwesenheit des Käufers 
verpackt und verschlossen wird und bei dem die Menge des in der Packung 
enthaltenen Erzeugnisses ohne Öffnen oder merkliche Veränderung der Ver­
packung nicht verändert werden kann (§ 24 Abs I MEG) 

Festpunkte 

Auf Dauer stabilisierte Punkte, deren Lage bzw. Höhe im geodätischen 
Bezugssystem bestimmt ist (Triangulierungs- und Einschaltpunkte) 
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